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Tcmüeshoheit in unü um Regensburg
Von Or. Ernst Klebet
l . D e r B e g r i f f „ L a n d e s h o h e i t " u n d s e i n e
A n w e n d u n g a u f d i e R e i c h s s t a d t R e g e n s b u r g
Der Begriff „Landeshoheit" ist nicht erst von der Geschichtswissenschaft
seit 1350/60 geschaffen worden; schon in Akten des 17. Fahrhunderts lieft
man von der „landesfürstlichen Superiorität"^), die ein Fürst des alten
Deutschen Reiches über einen andern zu haben behauptet hat. Landes-
Hoheit ist nur eine deutsche Übersetzung, enthebt von einer ausführlichen
Definition. Eine richtige Definition der Landeshoheit in dem bunt-
scheckigen alten Deutschen Reich zu geben, ist deshalb schwer, weil man
die Zusammenballung verschiedenster, namentlich gerichtlicher und steuer-
licher Rechte in einer Fürstenhand, die die Landeshoheit ausmacht, in
jedem Einzelfall neuerlich auseinanderlegen muß, wi l l man sie beschreiben;
zusammengehalten werden diese Rechte alle durch die Reichsstandschaft
des Inhabers und damit seit dem Augsburger Religionsfrieden 1565 ver-
bunden durch das Recht, die Religipn der Untertanen zu bestimmen.
Kaum eine andere Stadt vermöchte noch heute dem Fremden so ein-
drucksvoll von dem Wirrwarr zu erzählen, den diese Rechte im engsten
Kreis anrichten tonnten, als Regensburg; man muh bloß vom Dom an
der evangelischen Neuen PfarrNrche vorbei nach St . Emmeram gehen,
um dreier Landesherren Bereich und Religionshoheit zu durchschreiten,
des Fürstbischofs, der Reichsstadt und des Fürstabtes von St . Emmeram;
und über der steinernen Donaubrücke beim Katharinenspital, wie hinter
dem ehemaligen St . Emmeramschen, dann fürstlich Thurn-und-Taxisschen
Hofgarten begann Kurbayern, etwas weiter nach Norden das Fürstentum
Pfalz-Neuburg. Die Regensburger der früheren Neuzeit mögen wie
wenige innerhalb des alten bajuwarischen Stammesgebietes die Verwick-
llmgen, die die Verfassung des alten Reiches mit sich brachten, gespürt
haben. Denn sonst ist dieses alte bajuwarische Stammesgebiet, innerhalb
welchem es leine Reichsritterschaft und außer Regensburg teine freie oder
Reichsstadt gab, das Gebiet des Reiches, in welchem die großen Landes-
fürstentümer überwogen und Enklaven recht selten geworden waren.
Für eine Geschichtswissenschaft, die die Vergangenheit nicht schulmeister-
lich in Schwarz und Weiß, in Gut und Böse wie ein Marionettentheater
^ DiesVr Ausdruck wird in den Alten über die Streitigkeiten zwischen dem
ochstift Freifing und Kurbayern gebraucht; München, tzauptftaatsarchw (fortan
M. H. St.A. getürzy, Freising, Hochftifts-Lit. l « , toi. 40 vom 22. w. !606, 146, toi.
74ff. vom 13. l . lS59.
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einteilen wi l l , sie nicht als Apologetit für irgendwelche Dogmen oder
Exempel für wirtschaftliche und geistige „Zustände" verwenden wi l l , die
im Gegensatz zu all diesen Gespenstern aus vergangenen Zeitläuften die
g a n z e Vergangenheit des g a n z e n Deutschen Voltes als die Voraus-
fetzung einer vollebendigen Deutschen Gegenwart ansehen wi l l und aus
der Verpflichtung zu Volt und Führer ansehen muh, für eine solche leider
wenig verbreitete und geachtete Art von Geschichtswissenschaft ist auch das
Wirrwarr des alten Deutschen Reiches nicht nur das ewige Thema zum
Jammer über eine der „unseligsten deutschen Eigenschaften", über den
Partilularismus. Gerade, weil die Gegenwart sich weiter über diese
deutsche Erbkrankheit erhoben hat, als eine andere Epoche, tann sie ruhiger
und sachlicher die Wurzeln dieser Krantheit suchen als andere Zeiten. Zu
fragen, wie ist Landeshoheit entstanden, heißt fragen, wie sind die Rechts-
zustande entstanden, die die Voraussetzung, das Ideal und die Ursache
alles Partitularismus waren.
Man tonnte nun so vorgehen, dah man die verschiedenen Auffassungen
über die Entstehung der Landeshoheit hier miteinander vergleichen
wollte und den alten Streit darüber, ob es grundherrschaftliche, nach
älterer Auffassung „private" oder hoc^erichtliche und daher „staatliche"
Quellen wären, aus denen die Landeshoheit fliehen würde, erneuern und
durchdenken und damit vielleicht zu Ende brächte.
Da eben ein wertvolles Vuch von O. Brunner zu der Frage erschienen
ist,2) in welchem die ganze Literatur verzeichnet ist, möchte ich dessen Grund-
gedanten zum Ausgangspunkt der Betrachtung nehmen. O. Brunner
umschreibt^) Landeshoheit mit „Herrschaft über ein Land" und sieht im
Land eine Rechtsgenossenschaft, deren Mitglieder die Inhaber der Herr-
schaften innerhalb des Landes sind; die Herrschaften selbst haben sowohl
wirtschaftliche Aufgaben wie öffentlich-rechtliche Pflichten und Inhalt. Dies
die Grundgedanken O. Vrunners, die ich in Osterreich wie in Bayern nur
zu oft als durchaus richtig erweisen könnte.
Wi l l man nun die Landeshoheit der Reichsstadt Regensburg untersuchen,
so ist das nach O. Vrunner ein unmögliches Beginnen; denn eine Stadt mit
ihrem Burgfried ist nie und nimmer ein Land mit Landrecht und Herr-
schaften. Man mühte hier vielmehr umgekehrt sagen, da die Stadt Re-
gensburg nicht der Landeshoheit des Herzogs von Bayern unterstand,
hatte sie selbst „Landeshoheit", auch ohne ein Land um sich zu besitzen.
Hier zeigt es sich eben, dah O. Vrunners Gedanlengänge sich zwar weit-
gehend auf die Länder des ehemaligen Österreich anwenden lassen, aber
schon in Bayern Schwierigkeiten bereiten, die beim Übergang auf ein
anderes Stammesgebiet — Vrunner hat seine Gedanten ausdrücklich auf
das bayrisch-österreichische Rechtsgebiet beschränkt — noch anwachsen
würden.
Die Ursache für diese und andere Schwierigkeiten, auch etwa die.Gegell-
sätze von O. Stowasfer zu den Ansichten von A. Dopsch, liegt darin, daß
' j Otto B r u n n e r , Land und Herrschaft, Veröflentlichunaen des österr.
Instituts für Geschichtsforschung I, Rohrer, Baden bei Wien 1939.
') Ebenda, S. 199, 2lS, 277 ff.
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die Umschreibungen der Begriffe, die die Wissenschaft vornimmt, etliche
Jahrhunderte in sich begreifen wollen und daß sich aber von 1200—1500
das Gefüge des alten Deutschen Reiches sehr wesentlich verändert hat.
Die zum ehemaligen Österreich gehörenden Länder haben zumeist sehr
frühzeitig den Weg zu einer mitunter bis heute gültigen Form gefunden,
so Steiermart schon um 1180, Niederöfterreich um 1230—40, Salzburg
zwischen 1220 und 1260, Tirol zwischen 1260 und 1270,- nur Körnten und
Kram haben zur gleichen Entwicklung bis 1460 gebraucht, daher auch
gerade hier eine Reihe von Fragen auftauchen, denen O. Brunner zum
Teil, um zu Ergebnissen zu gelangen, ausweichen muhte/) Auch bei Ober-
österreich sind der Fragen genug zu klären. Für die Zeit zwischen 1180
und 1270, auch noch 1350 sind O. Brunners Formulierungen völlig zu-
treffend. Um diese Zeit gibt es im ganzen Deutschen Reich noch Länder
in Brunners Sinn, die Einheiten, innerhalb welcher die einzelnen Land-
frieden gelten, die merkwürdig genau mit den Gebieten der deutschen
Hauptmundarten übereinstimmen.
Seit dem Beginn der Regierung Kaiser Karls IV. zeigt sich jedoch eine
auf die Auflösung dieser Länder gerichtete Zielsetzung der Reichspolitik,
die ebenso unter Kaiser Sigismund und Kaiser Friedrich I I I . fortdauert
und — vielleicht von französischen Vorbildern angeregt — versucht, durch
Herauslösung des Reichsgutes und der Reichslehen aus den Ländern die
Entwicklung der Landeshoheit zur Herrschaft im Lande zu hemmen. Auch
in öfterreich finden sich ja Ansätze dieser Ar t ; an ihnen hat ja gerade
O. Stowasser die alte Lehre vom Marcherzogtum zu sprengen gesucht;^
als die Schauenberger und Wallseer vom Reich den Vlutbann empfingen,
war das nicht anders, wie ihn die Grafen von Haag oder die Herren von
Hohenwaldeck und Frauenhofen in Bayern oder sonst irgendwelche kleinen
Herren im Reich erhielten. Nur war die Einheit der Länder Österreichs
bereits so weit fertig, vor allem die Körperschaft der Landstände so ge-
schlössen, daß es hier zu keiner Absplitterung kam. Die Klage des Reichs-
fistals gegen das Haus österreich wegen der Grafschaft Hardegg vom
17.8.1649 verlief im Sande,«) ohne die Einheit Niederösterreichs zu spren-
gen. Anders in Bayern; die Grafen von Ortenburg, Hals und Haag, bie
Landgrafen von Leuchtenberg, die Herren von Degenberg, Frauenhofen
und Hohenwaldeck haben ebenso wie die Bischöfe von Freising und Regens-
bürg, die auch kein „Land" besaßen/) doch allmählich volle Landeshoheit
erlangt.
So wertvoll O. Vrunners Gedantengänge sind, vor allem deshalb, weil
) Die Stellung der «Vorderen Grafschaft" Görz z. B. hat Brunner, S. 254,
manche Schwierigkiten oereitet; er hat daher die in meinem Aufsatz Carinthia I,
1939, S. 59—82 und 218-746 gestellten Fragen nicht erwähnt.
') 0 . S t o w a f s e r , Zwei Studien zur öftere. VerfassungsZeschichte, Zeitschrift
der Sav.-Stiftung 44(1924). Das Land und der Herzoa, Berlin 1925; Das Tal Wachau
und seine Herren von Kuenring, Mitteilungen des Vereines f. Geschichte der Stadt
Wien 7 (1927), S . 1—21; Das älteste Stadtbuch von Retz und die Rechnungen
der Grafschaft Hardegg von 1427; Abhandlungen zur Geschichte und Quellenkunde
der Stadt Wien 4, S . 113—64 (1932).
Siehe O. Stowasser, Das Land und der Herzog, S. 137.
O. Brunner, Land und Herrschaft, S . 256.
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sie aus den Quellen und nicht aus modernen Fragestellungen abgeleitet
find, so bedürfen sie doch der Ergänzung durch andere Frageftelbmgen.
Für die Zeit bis etwa 1350, die Zeit der Landfrieden, ist Land und Land-
recht, wie es Brunner dartat, das bestimmende Element in der Rechts-
entwicklung. Für das folgende Jahrhundert, vielleicht noch bis l470/90
hin, sind Burgen- und Städtebesitz, Lehenrechte und die damit zusammen-
hängenden Machtfragen noch wichtiger als Land und Landrecht. Der
folgende Zeitabschnitt ist militärisch die Zeit der Söldnerheere, der Lands-
knechte, zugleich des Frühtapitalismus; demzufolge entscheidet hier das
Steuerrecht. Nur wer zu einem Lande steuert, gehört in dasselbe; wer
selbst Steuern erhebt, hat, wie es heute heißt—nach O. Brunner zu Unrecht
—Landeshoheit. Der Augsburger Religionsfriede hat nun diesen äußerst zu-
fällig gewordenen Zustand durch die Einräumung des Reformationsrechtes
an sämtliche Reichsftände zur Versteinerung gebracht; jeder, der vom
Reich Lehen hatte, jede Stadt, die Kammergut des Reiches war, waren
Reichsstand und hatten das Reformationsrecht.
Es ist wohl notwendig, ehe ich ins Einzelne eingehe, meine eigene An-
ficht auch über die Zeitabschnitte bis 1200 zu entwickeln, ohne sie an den
Beispielen, die im folgenden vorgeführt werden, völlig belegen zu tonnen.
Hat, wie man heute wohl unbeirrt sagen tann, Hans Hirsch mit seiner Be-
hauptung, bah die Vlutgerichtsbarteit erst um und nach N00 entstand/)
recht, so hat bis dahin einzig und allein die Vuhengerichtsbarleit die Ent-
Wicklung bestimmt. Vuhengerichtsbarteit übten aber sowohl der Graf
wie — wo diese Einrichtung bestand — das Hundertfchaftsgericht, wie der
Vogt als Richter in der Immunität. Da die Buhengerichtsbarteit auch
im ganzen Spätmittelalter, schon weil sie ein nutzbares Recht war, im
Vordergrund stand, sind also die Vuhengerichtsbarleit und die verschiedenen
sie ausübenden Mächte diejenigen, die miteinander um die Landeshoheit
rangen. Die höhere, übergeordnete Gerichtsbarkeit des Herzogs, im
wesentlichen Appellations- und Adelsgerichtsbarteit, wie die aus den ver-
schiedenften Bindungen vor allem Lehensrechten, Eigenlirchenrechten
und Vogteien, erwachsenden Steuerrechte dürfen dabei nicht vergessen
werden. L a n d e s h o h e i t e n t s t e h t a l s o a u s d e r A n h ä u -
f u n g v e r s c h i e d e n s t e r G e r i c h t s - u n d S t e u e r r e c h t e
i n e i n e r H a n d u n d e n t w i c k e l t sich i n d e r A u s e i n -
a n d e r setz u n g m i t a n d e r n ä h n l i c h e n M ä c h t e n . Da
die Bußengerichtsbarteit stammesrechtlich verschieden war, mühte auch
die Entwicklung der Landeshoheit in jedem Stamm anders verlaufm. Ein
Blick auf eine Schultarte des allen Deutschen Reiches bestätigt das auch
jedem Anbefangenen) den großen Territorien im bairischen und nieder-
sächsischen Stammesgebiet steht die Zersplitterung Schwabens und
des Westens gegenüber, während in Mainfranten die Zentgerichte eine
verhältnismäßig großflächige Entwicklung der Gerichtsverfassung gegen-
über ungeheurer Zersplitterung der anderen Hoheitsrechte, namentlich
der Steuerrechte erkennen läßt. Hier führt jedenfalls innerhalb jeden
Stammes eine deutliche Entwicklungslinie von den Verhältnissen der
') Hans Hirsch, Hohe Gerichtsbarkeit, Prag 19N.
S
Universitätsbibliothek
Regensburg
Historischer Verein für
Oberpfalz und Regensburgurn:nbn:de:bvb:355-ubr02231-0008-8
Ottonen- und Salierzeit in die Zeit, wo die größte Zersplitterung durch
das Reformationsrecht der Reichsstände zu ewiger Versteinerung verur-
teilt wurde und das schreckliche Instrument des Westfälischen Friedens zu
der von auhen dem Deutschen Volt aufgezwungenen Reichsverfassung
wurde. D i e S t ä m m e h a b e n a l s o auch nach i h r e m
U n t e r g a n g a l s p o l i t i s c h e M ä c h t e i n d e r Z e i t F r i e -
d r i c h s l . d i e R e c h t s e n t w i c k l u n g i h r e r G e b i e t e be-
stimmt; d i e L a n d e s h o h e i t e n t w i c k e l t sich i n j e d e m
S t a m m e s g e b i e t a n d e r s .
3m bairischen Stammesgebiet ist die Hundertschaft urkundlich nicht
nachweisbar; einige „oentonarn" und „conturiones" werden zwar vor
90l) genannt/) aber nie eine Gebietsorganifation, die „contsna" oder
ähnlich hieße. Bußengerichtsbarteit übten wohl seit 1000 neben Grafen
und Vögten die zahlreichen Hochfreien Bayerns in ihren als „Herrschaft"
bezeichneten Serichtsgebieten. Es scheint, daß ursprünglich jeder Hoch-
freie über alle seine einzeln sitzenden Untertanen Gerichtsbarkeit übte.
Aber „Herrschaft" darf mit Grundherrschaft nicht verwechselt werden, da
nur ein ganz kleiner Teil der Grundherrschaften, eben die der Hochfreien
und der aus ihrem Kreis stammenden Vögte, „Herrschaften", wie man
im Spätmittelalter sagt, besahen. Für das bairische Stammesgebiet ist
die Hundertschaft also als Unterlage für die Entwickkmg zur Landeshoheit
mindestens nach dem heutigen Stand der Forschung auszuscheiden^) und
die „Herrschaft" dafür einzusetzen.
Ich habe versucht, die Entstehung dieser hochfreien „Herrschaften" auf
militärische Sebotsrechte aus dem 10. und l l . Jahrhundert zurückzu-
führen,^) ich weiß, daß diese Ansicht neu ist, und in das übliche Gedanken-
gebäude der Rechtsgeschichte nicht einzufügen ist; ihre Erörterung mag
daher in diesem Rahmen als nebensächlich wegbleiben. Man hat sich in
der Literatur gewöhnt, jedem Reichsstand Landeshoheit innerhalb jener
Grenzen, wo er nur dem Reich unterstand, zuzuschreiben. Wollte man
mit Vrunner Landeshoheit nur den Landesfürsten zuschreiben, so hätten
in unserm Fal l nur Kurbayern und Pfalz-Neuburg Landeshoheit besessen
und man müßte für die Stellung von Hochstift und Reichsstadt Regens-
bürg wie für die Reichsstifter ein anderes Wort, etwa deren Reichsun-
mittelbarteit, wählen. Da jedoch Reichsunmittelbarteit und Landes-
Hoheit nicht gleichbedeutend sind, das eine Wort nur das Verhältnis
nach oben, zum Reichsoberhaupt und den Reichsständen, das andere
nur das Verhältnis gegenüber anderen Untergebenen beinhaltet, soll
im folgenden, so berechtigt Vrunners Einwände gegen den bisherigen
Wortgebrauch sind, das Wort Landeshoheit in dem üblichen unter-
schiedslofen Gebrauch verwendet werden, um verständlich zu bleiben. Daß
der Ausdruck Landeshoheit diese Zweideutigkeit enthält, liegt darin,
daß man darunter sowohl Zustände des 13. wie des 16. Fahrhunderts be-
greifen wi l l . Wo man die Entwicklung ganzer Landschaften verfolgen
*) Quellen und Erörterungen zur bairischen und deutschen Geschichte, Neue
Folge 4, S . 139, 222, 259, 273, 295, 296, 302, 339, 369, 426, 462, 479, alle zwischen
804 und 828; ebenda 6, S . 46, 102 und 147 von 802, 1100 und 1110/30.
«) Deutsches Archiv für Landes- und Volkforschung 2 (1938), S. 905 ff.
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kann, zeigt sich, z. B . in Seeschwaben oder in Mainfranten, deutlich die
Zersetzung der alten Länder, an deren Stelle schon in der Reformation^
zeit zahlreiche kleine Territorien getreten sind; man muh nur etwa die
Schwäbische Landvogtei oder das Hochstift Würzburg als Beispiele heraus-
greifen. 3m allgemeinen hat das bajuwarische Rechtsgebiet diese Ent-
Wicklung nicht mitgemacht; nur auf dem Boden von Regensburg findet
sie sich.
O. Vrunners neue Gedantengänge lassen also noch mehr als die in den
ersten Absätzen angestellten Betrachtungen erlennen, welche Probleme in
den Regensburger Verhältnissen, wie sie nach 1261 erfaßbar find, stecken,
und leiten daher zur Fragestellung im einzelnen hinüber.
3m folgenden wird der Begriff Landeshoheit ohne Rücksicht auf die
Stellung des Territoriums, ob es eben Land im Rechtssinn war oder nicht,
gebraucht werden, zugleich aber versucht werden, den Begriff Reichs-
unmittelbarteit in dem Sinn zu erweitern, daß er dort eingesetzt werden
tann, wo ein Territorium lein Land war.
Bei irgendeinem Fürstentum wird man die L a n d e s h o h e i t als
v e r w i r k l i c h t ansehen tonnen, wenn der Fürst auf Grund der er-
wordenen Graffchaftsrechte in seinem Land ein oberstes Gericht ein-
gerichtet hat, Landfrieden erlassen hat, Landtage abgehalten hat, ohne
daß andere Reichsstände dabei als neben ihm gleichberechtigt mitwirkten.
Man wird die L a n d e s h o h e i t als v o l l e n d e t ansehen, wenn
der Fürst die in diesem Land Wohnenden auch dann, wenn sie weder seine
Lehensleute noch feine Grundholden sind, noch von ihm bevogtet werden,
zu Landessteuern heranziehen tonnte. Zwischen beiden Stufen können
Fahrhunderte liegen.
Anders ist die Fragestellung in jenen Fällen, wo ein fürstliches oder
nichtfürstliches Territorium die Reichsstandschaft besaß, ohne grafschaftliche
Rechte erworben zu haben und ohne daß andere Herrschaften ihm unter^
worfen waren. Fn solchen Fällen ist die Reichsunmittelbarteit und damit
die „Landeshoheit" nicht durch positive Kennzeichen, sondern umgekehrt
aus dem Fehlen anderer Bindungen erschlossen worden; in den An-
schauungen des späteren Mittelalters hat die Lehenrührigkeit des Gebietes
oder einzelner daran hängender Rechte, besonders des Vlutbannes ge-
nügt, um die Reichsunmittelbarteit zu behaupten; so etwa bei den Grafen
von Schauenberg in Oberösterreich oder bei der Grafschaft Haag und der
Herrschaft Hohenwaldeck in Oberbayern.
Wer bei einer Stadt sind alle diese Unterscheidungen nicht recht brauch-
bar. Gewiß, es gibt Reichsstädte, wie Ulm und Nürnberg, die ganz hübsch
abgerundete Territorien und Stücke gräflicher Gerichtsbarkeit erworben
hatten. Doch das sind Ausnahmen; die große Mehrzahl namentlich der
schwäbischen und fränkischen Reichsstädte sehen in dem Deutschen König
als Nachfolger der Staufen ihren Stadtherren und sind deshalb Reichs-
städte, weil ihre Stadtsteuer ebenso in die königliche Kammer flieht, wie
etwa die Stadtsteuer von Wien in die Kammer des Herzogs von öfter-
reich oder jene von Villach an den Bischof von Bamberg. Fch tann hier
darauf zurückverweisen, daß besonders nach 1600 die Frage, w o h i n
d i e S t e u e r n g e z a h l t w e r d e n b e i j e n e n T e r r i -
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t o r i e n , d i e k e i n e L ä n d e r i m S i n n V r u n n e r s
w a r e n , ü b e r d i e R e i c h s u n m i t t e l b a r t e i t e n t s c h i e d .
So beruht die Reichsunmittelbarleit der Herrschaften Alt- und Neufrauen-
Höfen südöstlich von Landshut in Niederbayern darauf, daß sie, ohne im
Besitz der vollen Hochgerichtsbarteit zu sein, an das Herzogtum Bayern
keine Steuern zahlten.
Neben den Städten, die deshalb reichsunmittelbar waren, weil der
Deutsche König ihr Stadtherr war, gibt es aber auch andere, die in der
Reichsmatritel von 1621") stehen, deren Stadtherr nicht der König war,
wie Köln, Metz, Danzig, Elbing, Bremen. Es sind Städte, die nie zum
staufifchen Territorium gehört hatten, die aber auch keinem Stadtherren
Stadtsteuern zahlen selbst, wenn sie einen Stadtherren anerkannten.
Man kann auch bei diesen Städten wie bei den verschiedenen kleinen
Territorien von negativen Kennzeichen der Landeshoheit sprechen: f i e
z a h l t e n i h r e S t e u e r n ans Reich, w e i l sie sie k e i n e m
a n d e r n z a h l t e n .
L a n d e s h o h e i t u n d R e i c h s u n m i t t e l b a r t e i t s i n d
a l l m ä h l i c h , b e s o n d e r s s e i t E i n f ü h r u n g d e r R e i c h s -
steuern b e g r i f f l i c h e Gegens tücke g e w o r d e n ; wer
reichsunmittelbar ist, und Reichssteuern zahlt, hat die volle Landeshoheit
in seinem Territorium; Überschneidungen, die eintreten, wenn ein Fürst
Herrschaften im Land eines andern Fürsten hat, bieten hiebei manche
Schwierigkeiten.") Fch möchte nach den bisherigen Darlegungen fünf
verschiedene Fälle unterscheiden, in welchen Reichsunmittelbarteit und
Landeshoheit gegeben waren: 1. deshalb, weil der Fürst Herr eines
Landes ist, 2. weil der Fürst oder Herr oder Ritter Reichslehen besitzt,
2. weil die Herrschaft oder der Ritter nirgends Landstand ist und zu keinem
Land steuert, 4. weil der Deutsche König Stadtherr der betreffenden Stadt
ist und daher ihre Stadtsteuern einnimmt, 6. weil die betreffende Stadt
keinem Stadtherrn Stadtsteuern zahlt.
Die Formulierung der fünf Möglichkeiten zeigt, daß die Frage der hohen
Gerichtsbarkeit nicht der einzige, hier zu beachtende Gesichtspunkt ist; be-
sonders bei den Städten, deren Rechtsstellung von der Stadtsteuer ab-
hängt, ist die Frage der Vlutgerichtsbarteit nicht entscheidend und bei
Herrfchaften und Ritterschaften, ja, wie sich bei Regensburg zeigen wird,^)
bei manchen Fürsten auch nicht.
" ) Bruno G e b h a r d t , Deutsche Geschichte, 2. Aufl., 2, 1931, S . 197.
" ) So war es z. B . von 1527 bis l?64 strittig, ob die Gebiete, die das Erzftift
Salzburg um Mühldorf besah, zum bayerischen oder satzburgischen Territorium
gehörten. Salzburg zahlte zwar seit l627 dafür teilweise Steuern an Bayern, be-
yauptete aber, da es selbst die Weihsteuer aus diesem Gebiet bezog, daß es dort
Landeshoheit habe, und führte seit 1607 diesbezüglich einen Prozeh beim Reichs-
lammergericht gegen Bayern. Ähnlich waren die Rechtsverhältnisse zwischen den
Regensburger Relchsstiftern und "Klöstern und Bayern; auch hier schwebten lange
Prozesse vor dem Kammergericht. Klarer waren die Rechtsverhältnisse über den
Salzburger und Passauer Besitz in den österr. Landen auf Gmnd von verschiedenen
Staatsverträgen. Bezüglich Aamberg erklärten noch 1694 die protestantischen
Adeligen Kämtens, bah sie nur einen Landesfürften, nämlich den Herzog von Kämten,
und nicht zwei, Bamberg und Kämten, hätten, Carinthia I, 1907, S. 146 ff.
" ) Siehe unten S. 4? ff. über St . mnmeram.
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Gehen wir nun nach diesen Erörterungen zur Frage über, wie die
Hältnisse in Regensburg lagen, so waren in den letzten drei Jahrhunderten
des alten Reiches die Rechtsverhältnisse diese: Innerhalb der Stadtmauern
von Regensburg waren außer der Reichsstadt Regensburg noch der Fürst-
bischof von Regensburg wie die beiden Reichsfrauenstifter Ober- und
Medermünfter wie der Fürstabt von St. Emmeram Reichsstände, auch
das Kollegiatstift der Alten Kapelle hat sich als Reichsstift bezeichnet, stand
jedoch in teiner Reichsmatrilel. Zur Reichsstadt Regensburg gehörte ein
kleiner Burgfried; Prüfening, Prüll und Stadtamhof, um nur einige
Orte anzuführen, gehörten schon zu Kurbayern; von den geistlichen Fürsten
in Regensburg hatte nur der Fürstbischof und sein Hochstift Gebiete mit
Landeshoheit außerhalb der Stadt.
Die Fragestellung für die Reichsstadt wird zugleich eine Untersuchung
der Verfassungsgefchichte der Reichsstadt fein müssen. Es wird nokvendig
sein, die Gerichtsbarkeit in der Stadt zu untersuchen, die Stellung des
Rates zu überprüfen, festzustellen, wie und wann die leitenden städtischen
Beamten, Bürgermeister, Kämmerer, Hauptmann, an die Spitze der
Stadt gelangt sind und welche Rechte sie, soweit unsere Fragen es er-
fordern, geübt haben, wie es weiter mit den Handwerkern und ihrem
Verhältnis zur Reichsstadt war.
pflichteten wie haß MrWUjh der MMM^WlM BML^ M^ Meft M "
sitzes zu den Landessteuern im Herzogtum Bayern W erörtern sein; nicht
weniger wichtig wird die Frage sein, wie die Reichsftifter in der Stadt
sowohl der Gerichtsbarkeit wie der Steuerhoheit der Stadt gegenüber-
standen; weiter, wieweit die Reichsstadt Vogtherr geistlicher Stiftungen
war und wurde und damit die Grundlagen für das von ihr geübte Refo»
mationsrecht gewann.
Es liegt nahe, zu vermuten, daß die Untersuchung der spätmittelalter-
lichen Rechtsverhältnisse, um welche es sich hier vor allem handeln wird,
nicht ohne Beziehung und Ergebnis für ältere, weiter zurückliegende Zeiten
fein wird. Der Vergleich mit den Rechtsverhältnissen innerhalb des ganzen
großen bajuwarischen Stammesgebietes soll der Schlüssel sein, mit dessen
Hilfe die Rätsel von Regensburg gelöst werden.
3ft doch immer wieder") behauptet worden, daß Regensburg rechtlich
die Mutterstadt Wiens sei, was bei den beiderseitigen engen Handels-
beziehungen gerade vom 13.—15. Fahrhundert ja kein Wunder wäre.
Gerade hier wird der Vergleich sehr aufschlußreich fein. Obendrein ist
Regensburg ja die älteste grohe Stadt in Süddeutschland rechts des
Rheins neben Augsburg; Frankfurt, Würzburg, Ulm, Nürnberg, Bam-
berg wie die vier andern Vischofsstädte Bayerns (Eichstätt, Freising,
Pafsau und Salzburg) sind als Mittelpunkte jünger wie Reaensbura. der
Sitz der Agilolfinffqrherzoae. Man darf also von der Verfassungsgeschichte
und Rechtsentwicklung von Regensburg Aufschluß über mancherlei Fragen
auch der UnMbung erhoffen; man müßte annehmen, daß die späteren
Verfafsungsverhältnisse Rückschlüsse auf ältere Verhältnisse gewähren,
" ) Hans von V o l t e l i n i , Die Anfänge der Stadt Wien, S. !07 ff.
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namentlich in die Zeit vor dem allgemeinen Aufschwung der Städte im
Südosten Einblick geben.
Hier soll mit einigen Worten von den Quellen und der Literatur zu
diesen Fragen, soweit sie Regensburg selbst behandeln, die Rede sein.
Soweit nicht Gemeiner in feiner Stadtgeschichte Auszüge aus den Quellen
zur Verfassungsgeschichte der Stadt Regensburg gebracht hat, ist man auf
die Ausgabe der städtischen Urkunden von Wiedemann angewiesen, die
nur bis 1350 reicht.") Da der zweite Band des Regensburger Artunden-
buches bis heute nicht erschienen ist, mußte ich für die Folgezeit das Archiv-
Material benutzen. Es sind die verschiedenen Stadtbücher sowie die Alten
über die VerbandklWen zwssckey Zfefchsstadt und Herzog Albreckt IV.,
die für die Perfassunqsqeschichte wicktiae Urkunden Enthalten. Das Stadt-
buch I ist von Widemann beschrieben worden.^ Die darin enthaltenen
Urkunden und Notizen reichen noch über 1350 beträchtlich herunter; als
letztes Stück glaube ich einen Eintrag vom 21. I I . 1383 feststellen zu
können.^ An dieses Stadtbuch schließt sich das mit 1385 beginnende so-
genannte „Gelbe Stadtbuch" an.^) Der Hauptteil desselben besteht aus
fünf Lagen Papier zu acht Bogen, denen eine Lage zu vier und eine zu
drei Bogen angeschlossen ist. Die Einträge in diesem Teil gehören über-
wiegend der Zeit bis 1413 an. Der zweite Teil, die Blätter 100—137,
scheint der gleichen Zeit anzugehören; auch hier reichen die Einträge bis
1414 herab; um 1470 erhielt der Band ein Register (Blatt 1—7). Eben-
falls ins 14. Fahrhundert gehört ein Band mit Iollordnungen, der schwer
genau zu daNeren ist.") Die Akten der VerhqlchfMgen zwfschey Hyrzpg
Albrecht IV. und der Reichsstadt von 1486 bilden ebenfalls einen Band;
es sind nicht zusammengebundene Akten, sondern eine Reinschrift, die
wahrscheinlich für den Prozeh vor dem kaiserlichen Hofgericht angelegt
ist; der Prozeß ist ebenfalls darin enthalten.") Von den Regimentsord"
nungen von 15<X> und 1514 liegen mehrere Abschriften vor.") Später hat
man neuerlich umfangreiche Kopialbücher als Sammlungen der städtischen
Rechtsgewohnheiten angelegt. Ein solcher Band ist 1649 entstanden;^)
er beginnt mit der Geschäftsordnung des Rates, enthält ausführliche Be-
stimmungen über die acht Wachten, eine Gerichtsordnung, Rechnungen
für alle städtischen Ämter, schliehlich Maut- und Iollordnungen. Der zweite
gleichartige Band enthält die Ordnungen für das Nauamt, das Rechnungs-
amt, Iiegelamt und Steueramt und mancherlei anderes, wie eine I n -
ventur", eine Hebammen- und eine Mühlorbnung, und ist im Gegensatz zu
den Stadtbüchern um 1400 leidlich nach Sachgebieten geordnet. Etwa
ein Jahrhundert später, nach I6Z7, hat man wieder eine ähnliche Samm-
lung von Ordnungen angelegt, die bis in die zweite Hälfte des 16. Fahr-
" ) Nonuinenw Voica. Band 53 (1912).
" ) «benda, S. 716 ff M. H. St .A. Negensburg, Reichsstadt, Lit. 271.
«) Auf tol. 72.
M. H. St. A. Regensburg, Reichsstadt, Llt. 297.
Ebenda, Lit. 322 mit 60 beschriebenen Blättern.
«benda, Lit. 21S.
«) «benba, Lit. 27S a und d.
Ebenda, Lit. 3S4 und 236.
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Hunderts zurüchreift (bis auf !Sb3, 1565, lSSS, lS7l), und sie auch noch
durch spätere Stücke ergänzt.^)
Über die Verhältnisse zwischen dem berzoalick-bavrischqn Gericbt xu
Stadtamhof und der ReichsstM gibt eine Aufzeichnung über die „Rich-
tung" vom 10. 8.1295 Auskunft.") Die Angaben über das Propstgericht
befinden sich im Faszikel 39 der Urkunden des Hochftiftes Regensburg,
worauf mich 0 . Dörr aufmerksam machte, dem ich für diesen Hinweis
bestens danke. Eine Handschrift, die den gleichen Gegenstand betrifft und
um 1430 entstanden sein dürfte, befindet sich auch unter den Literalien
der Reichsstadt.«)
Das ist nur eine ungefähre Auswahl der wichtigsten Handschriften; ich
bin mir völlig bewußt, wie ungefähr und unvollständig sie ist; es wäre ja
nichts schöner, als einmal aus dem gesamten Material eine Übersicht der
Rechtsentwicklung der Reichsstadt bis 1803 zusammenzustellen; für den
Inhalt dieses Aufsatzes mag diese Auswahl hinreichen.
Kürzer kann ich mich bei einer Übersicht der die Verfasfungsgefchichte
der Stadt Regensburg berührenden Literatur fassen. An die Spitze gehört
immer noch Carl Theodor G e m e i n e r e „Reichsstadt Regensburgische
Chronik".") Abgesehen von einer uns heute abftohenden Iudenfreundlich-
teit muß dieses Wert auch heute noch recht hoch eingeschätzt werden, da es
eine Anzahl von Quellenstellen bringt und verarbeitet, die sonst nicht ge-
druckt vorliegen. Freilich, dort wo Gemeiner die Quellen frei wiedergibt,
hat er ohne Zögern seine Deutungen in den Text hineingelegt. Er deutet
daher den Rat der Stadt auch in Urtundenstellen hinein, die nichts von
ihm wissen.^) Fa er wendete sich sehr entschieden gegen eine ältere Mei-
nung, die annahm, Regensburg wäre beim Sturz Heinrichs des Löwen
N90 Reichsstadt geworden; nach Gemeiner wäre Regensburg seit ?W
eine Reichsstadt gewesen. Daher ist aus Semeiners Chronik auch keine
Klarheit über die Entwicklung der Verfassung von Regensburg vor etwa
1250 zu gewinnen.
Eine grohe Rolle hatW. A r n o l d s Verfassungsgefchichte der deutschen
Freiftädte gespielt,") der eine „freie Einung der Bürger" als Grundlage
der städtischen Verfafsungsentwicklung ansah.
Ausführlich hat sich F. G f r ö r e r«) mit der Entwicklung der Stadt-
Verfassung von Regensburg befaßt.
Über die wichtige Arbeit von V . L ö h l") über das Hansgrafenamt
wird noch zu sprechen sein.
Ebenso wird auch noch die schöne Arbeit von 3vo S t r i e d i n g e r
„Der Kampf um Regensburg l 48b—92" einzureihen sein.")
Ebenda, Lit. 289.
" ) Ebenda, Lit. 3l2; b Blatt.
«> Ebenda, Lit. 360.) Carl Theobor G e m e i n e r , Reichsstadt Regensburgische Chronik, 1. Band
!300; 2. Band 1S03; 3. Band lS2l; 4. Band lS24; weiter nur als Gemeiner zitiert.
«) 8. B. l , S. 294 zu 1207 und S. 220 zu N2S.
«) Erschienen ISS4.
«) VO. 37, t!889), S. l—73.
«) «benda 49 (!S97), S. l—!7l.
«) VO. 44 (!S90), I. l—!0S, I I . 97—204.
14
Universitätsbibliothek
Regensburg
Historischer Verein für
Oberpfalz und Regensburgurn:nbn:de:bvb:355-ubr02231-0014-1
Von den Arbeiten aus letzter Zeit wird jene von H. Martin"») noch
zu streifen sein. Fritz Morrs^) hat sich in feiner fleißigen und gründlichen
Arbeit über das Regensburger Patriziat sehr vorsichtig verhalten und nur
die Entstehung des Stadtrates auf das Privileg Kaiser Friedrichs I I . zurück-
geführt und die 16 des Rates scharf und eindeutig von den 24 consMarii,
die er nach dem Friedgerichtsbuch für eine Gerichtsbehörde hielt, ge-
schieden.") Er hat das Hansgrafenamt als ein ursprüngliches stadtherr-
liches Amt bezeichnet, aber allen Fragen über die Rechtverhältnisse der
Stadt Regensburg vor 1200 hat er sich mit Hinweis auf S . Rietschels
Theorien über die Burggraffchaft und auf eine davon angeblich zu schei-
dende Gaugrafschaft im Donaugau entzogen.
Diesen Arbeiten gegenüber muß die Fragestellung auf die Tatsache
zielen: Wieso gab es im mittelalterlichen Regensburg innerhalb eines
Mauerringes fünf oder, wenn man die Alte Kapelle mitzählt, sechs Reichs-
stände? Wieso haben diese Reichsstände alle ein eigenes Steuerrecht bean-
spruchen können, obwohl die vier Reichsstifter in Regensburg selbst nur
den kleinsten Teil ihres Besitzes liegen hatten und die Mehrzahl ihrer
Untertanen im Herzogwm Bayern saß? Welche Hoheiten hatte das Hoch-
stift Regensburg in der Stadt? Und wie steht es mit der hohen und
niederen Gerichtsbarkeit der Reichsstadt, des Hochstiftes und der vier
Reichsstifter? Die Untersuchung wird bei den Privilegien der Reichsstadt
beginnen.
Die reichsstädtische Verfassungsgeschichte muß mit der Verfassungs-
geschichte der anderen größeren Städte des bajuwarischen Stammes-
gebietes, namentlich mit jener von Wien, das mehrfach als Tochterstadt
von Regensburg angesehen wurde, verglichen werden. Dieser Vergleich
wird erst eine Klärung über die Entstehung der Regensburger Stadt-
Verfassung ermöglichen.")
2. D i e E n t w i c k l u n g der V e r f a s s u n g
der S t a d t R e g e n s b u r g b i s 1400
Die Verfassungsentwicklung einer Stadt wird bestimmt durch die ihr
erteilten Privilegien, wie durch spätere Verordnungen und Verfassungs-
kämpfe. Was zunächst untersucht werden soll, sind die königlichen und
kaiserlichen Privilegien für Regensburg von 1207—1350. Bezüglich der
inneren Verfassungstämpfe kann ich mich kurz fassen, da darüber K. Th.
Gemeiner wie F. Morrs ausführlich und erschöpfend gehandelt haben.
Das Verhältnis der beiden wichtigsten Privilegien vom 9. März 1207
und September 1220 ist die erste Frage.
Das Privileg König Philipps vom 9. März 1207^) gibt in sechs Punkten
der Reichsstadt eine Reihe von Rechten und fügt eine knappe allgemeine
Dissertation Erlangen 1927, liehe unten S. 33.
3n dieser Zeitschrift 85, S . I—147 tl92Sj, weiter nur als Morrö zitiert.
Sollten diese 24 nicht mit den meist in der Iwölfzahl auftretenden Geschwo-
renen fteirifcher, tärntnischer und tirolifcher Städte zusammenhängen? Siehe
unten S. 23—24.
Siehe S. 12, Anm. 14 und unten S. 24.
klon. Voioa 53, S. !7, Nr. 4S.
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Bestätigung aller von Kaiser Friedrich I. und Kaiser Heinrich VI . erteilten
stechte und Gewohnheiten an. Die sechs Puntte sind l . eine Beschränlung
des Pfändungsrechtes sowohl des Schulcheißen- wie des Propstgerichtes
gegenüber Regensburger Bürgern lediglich auf Klagen von Mitbürgern,
die mit der Stadt Steuern zahlen. 2. Bei Totschlagsllage oder Klage
wegen Aufnahme von Geächteten kann der Bürger, dessen Haus als Tat-
ort gilt, sich durch einfachen Eid lösen, wenn aber ein Friede geschworen
ist, unter Beiziehung zweier Genannter zum Eid. 2. Auf Ausübunq der
..Grundruhr" stebt Acht. 4. Ausdehnung der Steuerpflicht in Regensburg
auf alle Kleriker, Nichtbürger und Juden, die Geschäfte treiben. 6. Ver-
bot von Turnieren (Uieatrum lu<U) in der Stadt bei Acht. 6. Das Recht,
den Hansgrafen zu wählen, welcher für seine Verordnungen an die
städtischen Einrichtungen und die Zustimmung der Bürger gebunden ist.
Das Privileg setzt also eine steuerleistende Bürgergemeinde in Regens-
bürg voraus; jede Spur eines Bürgermeisters oder Rates fehlt. Die
Bürgergemeinde wird gerichtlich durch die Beschränkung des Pfändungs-
rechtes vön jeder Beziehung zu den Gerichten der Umgebung gelöst und
abgesondert; sie erhält durch das Recht, den Hansgrafen zu wählen, die
erste städtische Behörde; durch die Bindung des Hansgrafen an die Zu-
ftimmung der Bürger und ihre Einrichtungen wird der Hansgraf auch
sachlich der Bürgergemeinde eingegliedert.
Das Privileg Kaiser Friedrichs I I . vom September 1230") ist sehr viel
länger. Es enthält nicht weniger als 2l Punlte, von welchen die letzten
sechs sich eindeutig als Neuverleihung geben; der 16. Puntt beginnt näm-
lich: „Item petlcionl oiviuin 288enUmu5 8tatuente8", die Puntte 17—19
beginnen „Item swtuimus". Die Urkunde König Philipps ist benützt)
die Arengen der beiden Urkunden weichen voneinander ab, hingegen
klingt die pudlioatio und die an diese anschliehende Motivierung (eigent-
lich zweite Hälfte der Arenga) mehrfach an die Urkunde König Philipps
an.^ Man sollte nun erwarten, daß die sechs Puntte der Urkunde Phi-
lipps sich anschließen würden. Statt dessen folgt eine Reihe anderer
Puntte; nur der 2. Puntt entspricht dem 2. Punkt im Privileg Philipps.
Erst am Schwh folgen weitere Puntte aus Philipps Verleihung: der
I I. Puntt entspricht dem 6. Philipps, der 12. dem I. Philipps, der 14.
dem 3., der 15. dem 4. Philipps. Der S. Puntt der Urlunde Philipps fehlt.
Diese Anordnung der Puntte im Privileg Friedrichs I I . fordert fol-
gende Schlüsse: dae P r i v i l e g F r i e d r i c h s I I . b r i n g t d ie
verschie d e n ^ n M e chte nach der z e i t l i c h e n R e i h e der
V e r l e i h u n g , wenn auch nicht strenge: 11—12 und 14—16 sind aus
Philipps Privileg, 1b—19 Neuverleihungen Friedrichs I I . Die Um-
stellung des Punttes 2 bei Philipp tonnte durch eine gewisse sachliche Ord-
nung bedingt sein, denn die Puntte I—4 bei Friedrich I I . sind Land-
friedensrecht, 5—7 Iivikecht, 8—10 handeln über Gerichtshoheit, ebenso
" ) Alon. SckcK 53, S . 24/3K. 67.
" ) Übereinstimmend slnd die Worte: „Inäo ost . . . ü6eni vt (ievooionem,
cives RatisponeiigW . . . exbiduoruQt et sxkidsre . . . liberalitati« nostro
lb
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der Philipps Privileg entnommene I I . Punkt. Der 13. Punkt würde
sich sachlich am besten dem 6. anschließen. Die Reihenfo^e dek Puntte
im Privileg von 1230 ist also teils durch die Zeit der Verleihuyg, teils durch
eine sachliche Verknüpfung bedingt.
Das Privileg Philipps von 1207 erwähnt zwei nicht vorhandene Ur-
künden Friedrichs I. und Heinrichs V I . ; jenes von Friedrich I I . erwähnt
teine Vorurkunden, benützt aber das Privileg 'Philipps und reiht ihm
andere Bestimmungen vor. Die Bestimmungen 1, 3—10 und 13 des
Privilegs Friedrichs I I . möchte ich daher als entnommen aus dm ver^
lorenen Urkunden Friedrichs I. und Heinrichs V I . ansehen. Da der
Punkt 9 ausdrücklich den Burggrafen nennt, Burggrafen aber seit N86
nicht mehr vorhanden waren, verM dieser Punkt rein sachlich damit seine
Herkunft aus dem Privileg Friedrichs I. Andererseits scheint der 12. Punkt
eine nähere Ausführung zu den Punkten 3 und 6 zu sein, also eher dem
Privileg Heinrichs V I , als jenem Friedrichs I. anzugehören. Da öer 3..
8. und 9. Punkt den Herzog besonders bervorbeben. wäre es nicht
V.NNW , han di^ se PMtte auf HerzW HHnrM dfis LhwW sch
Gs läge nahe, eine solche Urkunde Friedrichs I. etwa zu 1161 nach
der Regelung der Streitialeiten zwischen Kertzoa Keinrick und Bischof
Kartwifl I I . stnzulehqn: mit dem Privileg Friedrichs I. für die Steinerne
Brücke von IIS2«) ist sie nicht identisch.
Man könnte freilich auch annehmen, die Puntte I—10 entsprächen dem
Privileg Friedrichs I., 11—12 jenem Heinrichs V I . und das Privileg Phi-
lipps hätte die Puntte 2,11 und 12 aus den Vorurtunden wiederholt und
14 und 15 hinzugefügt. Ob die Puntte 20 und 21 einer Vorurtunde ent-
nommen sind oder Neuverleihungen Friedrichs I I . , scheint mir schwer zu
entscheiden. Eine Entscheidung über diese Möglichkeiten, die Urkunde von
122V zu zerlegen, kann wohl nur ein gründlicher Dittatvergleich mit den
Urkunden der beiden Kaiser bringen, den ich hier mangels Material aus
andem Urkunden Philipps und Friedrichs I I . nicht durchführen kann.
Legt man die eben erörterte Möglichkeit der Zergliederung der Urkunde
Friedrichs I I . zugrunde, dann hätte Friedrich I. den Regensburgern fo!-
gende Rechte verliehen: I . Reinigungseid selbzwölft bei Anklage auf Zwei-
tampf, 2. einfachen Reinigungseid bei Klage auf Totschlag oder Auf-
nähme von Geächteten; sobald jedoch ein Landfriede beschworen ist, mit
zwei Genannten. 3. Strenges Verbot jeder nicht durch das Gericht
(welches wird nicht gesagt) bestätigten Besitznahme von Häusern und Fahr-
habe in der Stadt auch gegen Herzog und Adel. 4 - W i ^ ^ M s M g e n An-
griffen von Rssiensburaern ^ MM ^
H
f f  i Mß ss ^ , ^ ßMch sch
erzoß zmd Gemeinde verfiiat lwas sehr gut zu den Kämpfen von 1161
nach zehn Fahren frei. 6. Durch zehn
Fahre unangefochtener Besitz von Liegenschaften im Stadtburgfried ver-
hindert Anfechtungen. 7. Auf 12 Fuß (bei 4 Meter) Entfernung darf von
keiner Seite ein Gebäude an die Stadtmauer angebaut werden, s. 5
ß d M auf chlem orw berufenen Land-und Gericktstaa
eaensburss Wer Yle Dhnstmannen bea Hochstifts ,ml> die ZWfsier erst
«) Non. Noica 52, S. 10, Nr. 40.
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OM3
die Schranne besetzen. 9. Der Domvogt und der Burggraf tonnen Bürger
nur im offenen Gericht nach altem Brauch ächten; dieses Gericht können
sie nur dreimal im Jahr abhalten. l0. Dreimal jährlich haben die Bürger
das Recht mit fwltimmunss von Bisckof und Kenoa die Münze auf Echt-
heit zu M
  N y
Diese Bestimmungen hängen teilweife start zusammen; 3, 4, b, 8 und 9
sollen die Bürger vor jedem Angriff schützen, den die Stadcherren, der
Herzog und der Bischof, gegen sie erheben tonnten. Sie passen sehr gut
in eine Zeit, in der sich die Bürgerschaft selbständig zu entwickln begann.
Die Bestimmung l l über die Wahl des Hansgrafen setzt das Ausfterben
der Burggrafen N35 voraus, die Bestimmung l2 ist eine Ergänzung zu
3, 4, 6, 3 und 9 hinsichtlich des Pfandrechtes, !3 eine solche hinsichtlich des
Besitzrechtes. Die Bestimmung l6 über Ausdehnung der Steuerpflicht
auf Geschäfte treibende Nichtbürger fetzt eine sehr weit vorgeschrittene
Semewdebildung voraus.
Die Ergänzungen Friedrichs I I . beinhalten Erweiterungen der bis-
herigen Rechte; ein Verbot, Regensburger außer wegen liegender Güter
w fremden Gebieten vor fremde Gerichte zu ziehen; (Privileg „äv non
evoeanüo") Sicherung der inneren Rechtslage in der Gemeinde, durch
das Verbot der Haltung von Muntmannen seitens der Patrizier; weiter
das Recht für sämtliche Bürger, für den eigenen Hausbedarf Bier zu
brauen und die Aufrechterhaltung der Iollftätte zu Kallmünz. Diese Er-
gänzungen setzen das Vorhandensein einer entwickelten Gemeinde wie
die Privilegierung durch König Philipp sachlich voraus.
Dieselben Voraussetzungen lassen die beiden Bestimmungen am Schluß
erkennen, welche eine regelmäßige an König und Bischof gezahlte Stadt"
steuer erwähnen; wer diese Steuer zahlt, ist sowohl als Vogtmann wie
als Leibzinfer eines andern Herrn von jedem den normalen Zins über-
steigenden Beitrag, also auch von Steuern an andere Herren frei.
3m Gegensatz zur späteren Entwicklung nack 125!^ die eine Stadtherr"
schaft des Reiches in Regensburg nicht erkennen läßt und vor allem keine
Reichsfteuern erwähnt,") find in diesem Privileg der König und der B i -
schof ausdrücklich als Stadcherren, die Steuerrecht besitzen, gekennzeichnet.
Der bayrische Ierzoa ist in den Kulätzen ssriedricks I I . als Teilhaber an
d ^ StMherrschaft völliq aussseschiedeNf was um sn mehr für Kie elmn
stammt.
Es ist nun zu prüfen, ob die Bestimmungen l—9, die ich einem Privileg
Kaiser Friedrichs I. von N s l oder NA) zuschreiben möchte, in dieser Zeit
möglich sind. Die Bestimmung 6 „Stadtluft macht frei" würde für l l b l
sehr fortschrittlich wirken, 20 Fahre später ist sie ohne weiteres denkbar;
denn sie erscheint bei den Städtegründungen Heinrichs des Löwen wieder-
holt.") Daß w Jahre Aufenthalt in der Stadt für die Erfitzung der Frei-
" ) siehe unten S . 21.
" ) Schröder-Künsbeea, Lehrbuch der deutschen Rechtsgefchichte, 7. Auflage
tl932), S. 69l, Anm. v l mit Bezug auf H. Brunner.
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heit gefordert wird, würde einen Ieitansatz vor 1200 wahrscheinlich machen,
da in den bayrischen Landfrieden von 1244 abwärts nur mehr ein Jahr
Frist für die Ersitzung verlangt wird.")
Auch bezüglich der Genannten im Punkt 2, die urkundlich zuerst 1205
erscheinen,") wird man nicht allzuweit über 1200 zurückgehen wollen.
Andererseits zeigt die Erwähnung des Iweitampfs im Punkt I , der in
den bayrischen Landfrieden ab 1244 als nicht mehr gebräuchlich ver-
schwunden ist,") dah die Bestimmungen über 1200 zurückgehen lönnen.
Zeitliche Fixpuntte für andere Bestimmungen zu finden, ist mir leider
nicht gewngen.
Faßt man alles zusammen, was sich auf Grund der Privilegien König
Philipps und Kaiser Friedrichs I I . sagen läht, so scheint die Entwicklung
folgendermaßen verlaufen zu sein:
Bis I I61 waren der Bischof und der Bayernherzoadie hauptsächlichen
Herren der Stadt Reaensbura.") Nach der arohen Fehde zwischen Her"
zog Heinrich dem Löwen") und
A n d i e S t e l l e d e s H e r z o g s t r a t a l s S t a d t h e r r —
ob sofort") oder erst 11S0 — d e r K a i s e r / ' ) Kaiser Friedrich I. hat
den Bürgern von Regensburg einen Freiheitsbrief gegeben, der die herzog-
liche Gerichtsbarkeit start einschränkte und in den ersten 9 oder 10 Punkten
des Privilegs von 1230 als Vorlage erkennbar ist. Patzt der politische Ge-
halt der Bestimmungen besser zu I I 6 I , so scheint der juristische Gehalt eher
jünger und besser zu II80, der Absetzung Heinrichs des Löwen, oder 1185,
dem Auosterben der Burggrafen, zu passen.
Die kaiserlichen Ansprüche auf die Stadtherrschaft hat Kaiser Heinrich V I .
fortgesetzt. Auf dessen ebenfalls der Urkunde Friedrichs I I . vorgelegenes
Privileg könnte die Bestimmung über die Wahl des Hansgrafen durch die
Bürger zurückgehen. Heinrich V I . ist mindestens dreimal in Regensburg
gewesen, I I89, 1192/93 und 1196. Zu welchem der drei Zeitpunkte das
Privileg anzusetzen wäre, wage ich nicht zu entscheiden; am wenigsten
Wahrscheinlichkeit hat I I 9b, da Privilegienbestätigungen meist zu Beginn
einer Regierung, nicht am Ende eingeholt wurden, sobald der König die
Stadt besuchte. Man könnte auch auf den Gedanken kommen, datz das
" j W. S c h n e l l b b g l , Die innere Entwicklung der bayerischen Landfrleden
des 13. Jahrhunderts, Heidelberg 1932, S. 267 (79).
«) «benda, S. 4?tz l2SS).
" ) Ebenda, S. 469 (2SI).
" ) Die Zteichsstifte Ober- und Niedermünster müssen daneben eine unabhängige
Stellung genossen haben,* siehe unten S. 21 und 34.
" ) 3wth H i l d e b r a n d , Studien über die Monarchie Heinrichs bes Löwen,
Dissertation Berlin 1931, S. 46 ff., betont, dah Heinrich ber Löwe in Negensburg
als politischer Faktor nicht auftritt; dagegen erwähnt das Privileg Kaiser Friedrichs I.
von 1132 die Zustimmung Herzog Ottos I.. die
liche Stadtamhof bezogen haben kann. Wenn Kaiser Heinrich IV. von den Ztegens-
burger Nüraern eine Steuer erhob, so hängt
ich freilich auf das weiterhin herzog-
das damit zusammen, daß zwischen
1077 und lösß Heinrich IV. leinen Herzog in Bayern anerlannt hat und selbst die
tzerzogerechte ausübte.
" ) 5lon. Loic» 53, Nr. 43.
«) «benda. 3tr. 94.
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Vrivilea HerM Ottotaxft pyn ^teiermarl von 1101/92,") in welchem
der Hansgraf und seine Hausgenossen handelnd auftreten, die BeftiM"
mung der Wahl des Hansgrafen voraussetze und würde damit auf N89
kommen. Aber so eine Vermutung schiene zwar nicht unlogisch, aber laum
zwingend.
Erst im Privileg König Philipps von 1207 ist von der Stadtsteuer der
Stadt Regensburg an den König als einer schon eine gewisse Zeit üblichen
Einrichtung die Rede. Man wird das Entstehen einer regelmäßigen Stadt-
fteuer, an welcher nach dem Privileg von 1230 auch der Bischof seinen Teil
hatte, in die Zeit Kaiser Heinrichs VI. verlegen müssen. Nach den Pri-
vilegien von 1207 und 1230 würde sich die Stadt von anderen Reichs-
städten nicht unterscheiden. Der König ist aber ihr Stadtherr und ihm
zahlte sie Stadtsteuer.
Was überrascht, ist die Tatsache, daß es der Stadt gelang, die Steuerpfllcht
an das Reich und an den Bischof los zu werden. Denn sämtliche Urkunden
von 1273 an lassen erkennen, dah die Stadt keine Steuer ans Reich zahlte
und erst am Ende des 16. Jahrhunderts nach der Abfchüttelung der bay-
rischen Hoheit begegnet sie wieder. Eine Steuer an den Bischof wird
nirgends erwähnt. Es dürfte beides mit den Kämpfen des Interregnums
enge zusammenhängen; denn die Vereinigung der Regensburger Stifter
und Klöster gegen städtische Steuerauflagen vom 12. 5. 1269*H fetzt doch
eigentlich voraus, daß die Geistlichkeit selbst an einer solchen Steuer un*
interessiert ist; hätte die Stadt dem Bischof Steuer gezahlt, hätte dieser,
wenn schon nicht die Reichsftifter, so doch das Domkapitel und seine Eigen^
llöster und -stifter zur Steuer herangezogen, oder mindestens sich als über«
geordneter Schlichter und Schiedsrichter eingemengt. Die Steuerleiftung
an den Bischof ist also entweder im Zusammenhang mit dem Heimfall
der Domvogtei nach 1236 und daraus entstehenden kaiserlichen Macht"
anfprüchen oder wahrscheinlicher infolge des seit 1245 währenden Kon»
flitts mit dem Hochstift unterblieben und damit erloschen. Der Steuer-
leiftung ans Reich wird weiterhin ebenfalls nicht mehr gedacht.
Die Regensburger Bürger haben sich das Privileg; daß sie für niemand
Auswärtigen gepfändet werden könnten, welches den 1. Punkt des Pri-
vilegs König Philipps und den 2. Punkt jenes Friedrichs I I . bilden, von
den folgenden Königen bestätigen lassen:") 1277 (16. 7.) von König Ru-
dolf, 1294 (1. 6.) von König Adolf, 1298 (20. 9.) von König Albrecht, 1309
(5. 7.) von König Heinrich VI I . König Ludwig hat am 17. 7. 1316 ein
gegenteiliges Privileg für Nürnberg aufgehoben.") Was die Könige sonst
an Privilegien an die Stadt Regensburg gaben, betrifft niemals die
Steuer der Stadt an den König:") König Rudolf verlieh 6. 7. l2Sl allen,
die ein Jahr mit eigenem Herd in der Stadt wohnen, gleiche Iollfreiheit
wie den Bürgern, König Heinrich VI I . bestätigte das Privilieg «äs non
evoeanäo" (5. 7. 1309) und erlaubte den Bürgem, ein Angeld auf Ge-
tränke, Tücher und Waren zu legen (1310 7. 5.), er gab den Bürgem das
«benda, 3tr. l lS , lS4, 1SS und 249.
Ebenda, 3tr. 325.
Ebenda, Nr. 13l, 243, 25S—H0, 307 usw.
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Recht, Friedensbrecher und Räuber auf fremdem Gebiet zu fangen und
in der Stadt zu richten (7. 6. 1310) und sprach die Bürger von jeder Nch^
tung frei ( l2. 6. 1310). König Ludwig fügte dem Privileg «äs non evo-
oanÄo" jenes „Äo non nppblwnclo" an (16. 5. 1315), das verbot, vom Ur-
teil der Richter in der Stadt anderswohin als an den Rat zu dingen. Wer
seine Privilegien wie auch das grohe von König Karl IV. vom 28.10.1347
erwähnen wohl gelbliche Einzelleistungen, wie die Iudenfteuer der Re«
gensburger Juden, nie aber eine Stadtsteuer an den König oder an den
Bischof. Die Stadt hob die Steuem selbst weiter ein, ohne jemand andern
einen Steuerbetrag schuldig zu sein. E s g a b a l s o v o m I n t e r «
r e g n u m b i s 1486 t e i n en s t a d t h e r r e y i n A q f f ? ^ ? ^
b u r fl, ber eme Steuer bezoqen hätte
Die Stadt leistete also von 1273—1486 weder an den Bischof noch ans
Reich eine S t e u e r . Umgekehrt bezog sie aber auch von den innerhalb
der Stadtmauern sitzenden geistlichen Reichsständen l e i n e i r g e n d -
w i e g e a r t e t e G e l d l e i s t u n g . Diese hatten vielmehr schon zur
Zeit des Interregnums in Steuerfragen eine von der Stadt ganz unab-
hängige Stellung, die in den kaiserlichen oder königlichen Privilegien
ebenso als Tatsache vorausgesetzt erscheint wie die Steuerfreiheit der Stadt
gegen das Reich und das Hochstift seit dem Interregnum.
Diese Sonderstellung ist bereits im 13. Fahrhundert selbstverständlich.
Das Domkapitel, drei der Reichsftifter und die später stets zu Kurbayern
zählenden Klöster Prüfening und Prül l verbanden sich am 12. Mai 1269
gegen die Steuerforderungen der Stadt.") Vom 12. guni 1293 ist ein
neues gleichartiges Bündnis erhalten, welches der Dompropst und alle
vier Reichsftifter mit dem Abt des Schottentlosters, dem Dechant des
Stiftes St . Johann und der Äbtissin von St . Paul abgeschlossen haben.^)
Von da an scheint die Reichsstadt leinen Versuch mehr unternommen zu
haben, die Reichsstifter zur Stadtsteuer heranzuziehen. Die Reichsstifter
tonnten also finanziell als reichsunmittelbar seit mindestens 1259 gelten.
Dagegen ist bekannt, dah die Reichsstifter Ober- und Niedermünfter
bereits vor 1235 an das Reich eine Steuer leisteten,^) welche sie auf ihre
Untertanen ebenso umlegten, wie das Sti f t Niederburg die Königssteuer
im Pafsauer Abteiland.") Diese Steuer hat B . Heusinger auf ein altes
„servitlum" an den König, m. E. mit Recht, zurückgeführt. Waren beide
Reichsftifter der Reichsstadt gegenüber steuerfrei, so war ihre Bindung ans
Reich auch finanziell bereits älter als in vielen ähnlichen Fällen.
Man würde erwarten, dah sich gleichartige Nachrichten über die Reichs-
stadt Regensburg finden würden. Was jedoch T. Th. S e m e i n e r
beibringt, ist ganz anderer Art. 1381 trat die Stadt Regensburg dem
schwäbischen Städtebund bei und betonte dabei, dem Reich keinerlei
Steuem zu schulden.«) Und die gleichen Angaben wiederholt die schöne
«) Siehe S. 19, Anm. 47.
«) Nov. Noi<H 52, 9lr. l « .
" ) N . Heus inger , ZorvitiuM rvFis. Archiv für Urtundenforfchung S (1923).
" ) 3. S t e n a d t im Archiv für bsterr. Geschichte 94, S. 273 ff. (1907).
«) 2. Band, S. 201.
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Arbeit von 3vo S t r i e d i n a e r über den Kampf der Reichsstadt mit
Herzoß Mbrecht IV. von Bapern-Müncken mebrfack.«) Die Stadt zahlte
aber auch lemem andem Fürsten als S taMerm eine Steuer: we
Herzog von Bayern noch dem Bischof von Reaensburn war lie b
wo sie stch an verzog Albrecht IV. voyBapern-Müychen f g g ^ fg^ f t
eine regelmäßige Stabtsteuer sckuldifl. Dagegen werden gelegentliche
Steuern der Bürger an Kaiser Heinrich IV., an Herzog Leopold, an Hein-
rich dem Stolzen erwähnt.^ Wer war also nach 1250 eigentlich Stadt-
Herr in Regensburg? Denn der Stadtherr ist es, an welchen die Stadt-
steuer abgeführt wird. Der Kaiser war's nicht mehr, der Bischof oder
der Herzog auch nicht.
Wir können also den Inhalt der königlichen Privilegien für Regensburg
von 1207—1347 dahin umschreiben, daß sie das Hochstift, feine Eigenftifter
und -tlöfter wie die Reichstlöfter und -ftifter in Regensburg als außerhalb
der Stadtgemeinde stehend, angesehen haben und somit leine einheitliche
Stadtherrschaft in Regensburg, die sämtliche innerhalb der Mauem
Wohnenden umfaßt hätte, gekannt hat.
Diese Tatbestände: 1. Steuerfreiheit der Stifter gegenüber der Stadt,
2. Steuerpflicht wenigstens von Ober- und Niedermünster ans Reich,
3. Fehlen einer einem Stadtherrn zufließenden Stadtsteuer scheinen
irgendwie einander gegenseitig zu bedingen. Denn wäre eine einheit-
liche Stadtherrschaft vor 1200 vorhanden gewesen, so hätten sich die
Stifter einer Steuerpflicht an diese und damit an den Stadtrat oder seine
Vorläufer kaum entziehen können; man würde mindestens von Versuchen
der Stadtherren hören, die Sonderstellung der Stifter zu brechen. Statt
dessen lassen die Quellen erkennen, daß die Steuerleistung von Ober- und
Niedermünster ans Reich älter sein muh, als die Versuche der Stadt, die
Stifter „mitleiden" zu lassen, wie der mittelalterliche Ausdruck für die
Teilnahmepflicht an Steuerleiftungen in den Städten lautet. Die Steuer-
Pflicht beider Stifter ans Reich muh also älter sein als die Stadtsteuer.
E i n e n e i n z i g e n S t a d t h e r r n i n d e m S i n n , w i e i h n
a l l e u m u n d nach 1200 g e g r ü n d e t e n S t ä d t e h a t t e n ,
k a n n a l s o R e g e n s b u r g g a r n i c h t g e h a b t h a b e n . Es
scheint also schon nach diesen Tatsachen finanzieller Art, Regensburg nicht
mit dem Matz zu messen sein, wie andere Städte. Nur ein — freilich der
größere — Teil der Stadt war zeitweise dem König als Stadtherren
unterworfen.
Die Tatbestände der Steuerverfafsung RegensburM lassen sich, wie sich
zeigte, von der Verfassung der Durchschnittsstädte her nicht erklären. Sucht
man, was methodisch freilich wegen der Verschiedenheit des Stammes-
rechtes nicht unbedenklich ist, nach einer andem Analogie, so würde noch
am ehesten die Möglichkeit auftauchen, daß die städtische Einheit der Reichs-
stadt eine jüngere Erscheinung ist, wie sie das auch in Köln war. Man
kann auch an die Mehrheit städtischer Gemeinwesen in Vraunschweig oder
Prag denken.
") Siehe Anm. 30, S. !0ff., 19 ff.
VO. 27, S. 33.
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Die engsten Beziehungen bestehen jedoch zu den Verhältnissen in Passau
bis 999, wo ursprünglich König, Bischof und die Abtei Niederburg neben-
einander sich in die Stadt teilten.^) Damit ist auch ein Zeitansatz für
Regensburg gegeben; denn ebenfalls längstens im 10. Fahrhundert mutz
diese Mehrzahl von Stadtherrschaften dagewesen sein.
Würde — es sei zunächst eine bloße Annahme — Regensburg vor 1200
aus mehreren „Gemeinwesen" mit verschiedenen Stadtherren bestanden
haben, so wäre es ja denkbar, bah die Reichsstifter Ober- und Nieder''
Münster je eine eigene „Stadtherrschaft" dargestellt hätten, und daher un-
mittelbar ans Reich gesteuert hätten und sich mit Erfolg den Einheits-
bestrebungen der Bürgergemeinde entgegengestellt hätten. Die Bürger-
gemeinde wäre also eine jüngere Erscheinung. Man tonnte auch sagen,
dah Ober^ und Niedermünster wie die Alte Kapelle als Glieder des ehe-
maligen königlichen Hofhalw in Regensburg sich neben der Stadt weiter
entwickelt hätten, ähnlich wie andere Herrfchaften oder Immunitäten im
Lande.
Aus den Steuerfragen allein läht sich diese Annahme nicht beweisen;
ein Beweis tonnte nur dann erfolgen, wenn es gelänge, die Art und
Rechtsstellung dieser älteren „Gemeinwesen" oder „Stadtherrfchaften"
auf dem Boden von Regensburg klarzustellen; diese „Gemeinwesen"
mühten über 1100 weiter zurückreichen. Steuerliche Tatsachen sind nun
viel zu jung, um für solche in der Verfassung deutscher Städte recht frühen
und wenig klaren Feiten Aufschluß zu geben. Deshalb soll hernach eine
ältere Gruppe von Erscheinungen, das Gerichtswesen in der Stadt Regens-
bürg untersucht werden.^) Die oben gemachte Annahme über die Mög-
lichkeit, dah Regensburg aus mehreren „Gemeinwesen" zusammenwuchs,
soll dabei nicht auher acht bleiben. Zunächst fei die Verfassungsgeschichte
weitergeführt.
W fei alfo weiter von andern Verfassungseinrichtungen der Stadt die
Rede. Die Stadt hatte nach den Privilegien von 1207 und 1230 nur ein
Organ: den Hansgrafen; sie hat weder einen Stadtrichter noch einen
Bürgermeister, noch einen Rat. Der letztere könnte zwar für 1227 aus
einer Urkunde König Heinrichs erschlossen werden,") aber endgültig durch-
gedrungen ist die Ratsverfassung erst 1244.") Fm Gegensatz zu Wien, wo
der Rat 24 Mitglieder hat oder kleineren Städten, wo er 12 Mitglieder
hat, hat der Rat von Regensburg in den folgenden Jahrhunderten stets
16 MMieder.
Es ist öfter behauptet worden, Regensburg wäre die Mutterstadt von
Wien; das Wiener Stadtrecht von 1221 wurde als Neuauflage eines
älteren von 1193 angesehen.") Jedenfalls hat Cnns, das Tochterstadt von
Wien ist, 1212 ein dem Wiener nahe verwandtes Stadtrecht erhalten, wo-
«j A.Maidhoff, Das Passauer Stadtrecht, Passau 1927, S.I.—"*)Siehe S. 25.
" j Non. NoüN 63, Nr. 62, die Urkmde ist an „ackvoeHtis, scultstis et univorsis
adressiert.) «benba, 3lr. SS.
«) Geschichte der Stadt Wien, redigiert von Heinrich gimmermann, 1897:
3. Bd., S. 307, 313—14. «s scheint doch wahrscheinlich, daß ein Original von 1193
vorlag.
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bei ein Stadtrat von sechs Mitgliedern eingefetzt wurde.^) Gerade dieses
wichtigste Element der Stadtverfassung hat sich in Regensburg erst wesent-
lich später durchgesetzt als in Wien. Umgekehrt hat Negensburg bereits
1244 einen Bürgermeister und damit ein selbständiges Oberhaupt des
gesamten Bürgeraufgebotes, das in Wien erst 1298 nachweisbar ist.") Da
Kaiser Friedrich I I . der Stadt Regensburg 1230 gestattete, einen Zoll für
die Stadtbefestigung zu erheben und König Konrad IV. (1261) in feinen
Kämpfen mit dem Bischof Siegfried von Negensburg die Anordnungen
der Stadt über Befestigungsrechte bestätigte,") dürfte die militärische Ver-
selbftändigung der Reichsstadt wohl in diese Zeiten zurückgehen und die
Nnfetzung des Bürgermeisters der äußere Ausdruck dieser militärischen
Stellung fein.
Vergleicht man die Verfassungsgefchichte anderer Städte im bayrisch-
österreichischen Rechtsgebiet, so find Geschworene als Vorläufer eines
Rates am frühesten in Innsbruck belegt, nämlich schon 1180,") in Steier-
märt find sie, und zwar stets 12 an der Zahl, in Leoben 1284, in Graz 1294,
in den anderen Städten 1313 nachweisbar,") ebenso 1272 in Friefach in
Körnten.") Fn Bayern ist in Landshut 1256 ein Rat ausdrücklich er^
wähnt.") Die Bischofsftädte hingegen haben die Ratsverfassung erst spät
und nach den Fürstenstädten erlangt, Pafsau nach einem Aufstand 1299,")
Salzburg gar erst 1481.") Diese paar Daten lassen erkennen, daß die Rats-
Verfassung in Regensburg zwar älter ist als in fteirischen und Kärntner
Städten, dah sie auch eine Körperschaft anderer Art wie die Gefchwo-
renen in diesen Gebieten und in Tirol ist und daß auch die eigentümliche
Zahl von 16 Ratsmitgliedern darauf hindeutet, daß Regensburg diese
Einrichtung auch nicht von Wien aus erhielt, wo der Rat 24 MWlieder
hatte. Nun hat auch Nürnberg einen Rat zur gleichen Zeit erhalten wie
Regensburg, nämlich 1256, und man darf wohl daran denken, daß es das
Vorbild schwäbischer und oberrheinischer Städte war, welches in Regens»
bürg und Nürnberg gleichzeitig zur Einsetzung eines Stadtrates, in Regens-
burg auch zu jener des Bürgermeisters führte.") Landshut dürfte wohl
Regensburg gefolgt fein. Trotz allem bleibt es merkwürdig genug, daß
die Stadt Wien und ihre Tochterstadt Enns den Stadtrat soviel früher
erhalten haben, als die Städte Altbayerns und der Alpenländer. Es ist
" ) Urt.-Buch des Landes ob der Enns 2. Nr. 377, S. 637 ff.
«) Vgl. Anm. 60 und Geschichte der Stadt Wien l , S. 3bS.
" ) Mon. Voica 63, Nr. 63 und 73.
«) Archiv für Ssterr. Geschichte 107, S. 304.
" j Hans P i r ch egger, Geschichte der Steiermart 2, S. 226.
") A. v. F a l f ch, Geschichte Kärntens 2, S. 386, Karlheinz 8 echner, Die
Rechte der Kärntner Städte im Mittelalter, Diss. München-Würzburg 1938, S. 94.
") L. R o t h e n f e l d e r , Die Wittelsbacher als Städtegrünber in Bayern,
Diss. München 1911, S. 18.
«) W. M. Schmi d, Illustrierte Geschichte der Stadt Passau, Passau 1927,
S. 76.
") F. B. I i l l n e r , Kurze Landesgeschichte von Salzburg, Salzburg 139ß,
S. b6; F. Kl. S t a b l e r , Beiträge zur Rechtsgeschichte der Stadt Salzburg im
Mittelalter, Südostbayrifche Heimatftubien 9 (1934), S. 103.
") «hronikn deutscher Städte, Bd. 1 (I8S2), S. XVIII.
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dies eineErscheinung, die durchaus der von mir schon früher und anderswo")
festgestellten Tatsache entspricht, dah die Städteentwicklung im Herzog-
tum Osterreich früher einsetzte wie im bayrischen Altland,* sie gehört eben
mit in die Kolonisationsgeschichte. Ob etwa gar der vermutlich noch öltere
Rat von Lübeck wieder das Vorbild für jenen von Wien gewesen ist, mögen
andere untersuchen.
Visher übersehen wir folgende Abschnitte der Verfassungsentwicklung
der Stadt Regensburg:
1. Regensburg wird noch unter Kaiser Friedrich I. entweder l l b l oder
l l30 oder N36 Reichsstadt und erhält hiebei als erste städtische Behörde
das Hansgrafenamt, jenes Amt, bei dem sich als einer Behörde für das
Wirtschaftsleben die Einheit der Stadt am deutlichsten und frühesten aus-
prägen muhte.
2. Nach einem Ansatz zur Ratsverfassung unter König Heinrich (VII.)
gewann die Stadt durch Kaiser Friedrich I I . 1230 die Vefestigungs- und
Wehrhoheit und setzte sich infolgedessen Bürgermeister und Rat.
2. Bereits seit der Zeit Friedrichs I. erhebt die Stadt Steuern; jedoch
hört mit dem Interregnum jede Leistung einer Stadtsteuer an den König
auf; die Stadt erkannte keinen Stadtherren mehr an. Sie hat aber auch
niemals von den Reichsstiftern in Regensburg Steuern erhalten.
4. Bereits 1220 erhielt die Stadt das Privilegium ,,6e non evoeando",
1315 jenes ,,<le non appeilanäo"; sie war also keinem auswärtigen Gericht,
auch nicht dem des Herzogs von Bayern unterworfen.
Kurz, die Stadt Regensburg hatte schon um 1250, endgültig 1315, alle
Hoheitsrechte in der Hand außer gerade jene, die nach der Anficht der
meisten Verfassungsforscher die wichtigsten waren: die Gerichtshoheit.
Es ist daher nötig, einen Aberblick der Entwicklung der Gerichtsbarkeit in
Regensburg hier anzuschließen.
3. Ger ichte u n d G e r i c h t s b a r k e i t i n R e g e n s b u r g
Um das Wesen der Regensburger Gerichtsverfassung zu verstehen,
sollen Vergleiche mit andern Städten erfolgen. Die Stadtverfassung der
Städte Österreichs zeichnet sich durch ihre Einheitlichkeit aus. Selbst in
einer so großen Stadt wie Wien tritt erst seit den Reformen Ferdinands I.
von 1626 eine scharfe Trennung von Verwaltung und Gericht auf.") 3n
kleineren Städten, — ich denke da an die Stadt, deren Archiv ich selbst
betreue, St. Polten — ist diese Trennung noch viel, viel jünger; sie be-
ginnt unter Josef I I . und hat sich in der Führung getrennter Bücher und
Akten erst lSlS endgültig vollzogen.
3n dieser einheitlichen ostmsrlischen Stadtverfassung, wie sie sich seit
1300 herausgebildet hat, ist der Rat alles. Die Ratsherren sind Beisitzer des
Stadtgerichtes, sie sind als Stadtrat Verwaltungs-, Wirtschafts- und
" ) E. K l e b e t , Die Städte und Märkte des baierischen Stammesgebietes,
Zeitschrift f. bayerische Landesgefchichte 12 (1939), S. 53.
" ) Hans von V o l t e l i n i , gur Wiener Stadwerfassung im l6. Fhrh.; Fahr-
buchfür Landeskunde von Niederbsterreich 13.—14. (1916), S. 2sl—99; besonders
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Polizeibehörde: in vielen Städten, — in Wien seit 1260") — werden die
meisten Geschäfte über Grund und Boden vor dem Rat oder seinen Be-
amten vollzogen. Und wo der Rat nicht selbst Grundherr ist, hat er durch
Erteilung und Verweigerung des Bürgerrechtes genügend Macht, auf
den Grunderwerb Einfluß zu nehmen, wie etwa in St. Polten. Man
muh für die Verfassung Wiens nur die Darstellungen von Hans v. Vol"
telinss") und Otto Brunner") lesen, um diese Machtfülle des Stadtrates
zu erfassen. 3n Wien blieb im altzemeinen die Ernennung des Stadt-
richters in der Hand der Landesfürsten,") in den Ueineren Städten liegt
auch sie in der Hand des Stadtrates oder der Bürgergemeinde.
^ Die Teilung der Gerichtsbarkeit in Vlutgerichtsbarteit, Iivilgerichtsbar-
teit, Polizeigerichtsbarteit, Wirtschaftsgerichtsbarleit und Gerichtsbarkeit
über Grund und Boden, die sonst für das bajuwarische Stammesgebiet und
auch für die Ostmark gilt, hatte in den Städten wenig zu bedeuten; wohl
wird die Bluts- und Zivilgerichtsbarteit vom Stadtrichter und die sonstige
Gerichtsbarkeit vom Rat geübt. Aber da der Stadtrat die Gerichtsbeisitzer
stellt und der Stadtrichter Ratsmitglied, vielfach dessen Vorsitzender ist,
so können diese Unterscheidungen mehr als Formsache, denn als wirtlicher
Tatbestand gelten. Sehr viele Städte besaßen auch das Vlutgericht, mit-
unter auch über Nachbardörfer. Weniger Bedeutung als Richter und Rat
besah in all diesen Städten der Bürgermeister, ursprünglich der Befehls-
Haber des Bürgerheeres.
Was für Wien und Niederösterreich gilt, gilt ebenso für Oberöfterreich,
Steiermarl und Körnten, auch das heute jugoslawische Krain. Man lese
dann nur die Werke von A. Hoffmann,") F. Popelka,") H. Pirchegger")
und K. Iechner.")
Für Ober- und Niederbayern sieht das Bild etwas anders aus. Der
Einfluh der Stadtherren ist stärker als in den Städten der Ostmark. Nur
Burghausen, Fngolstadt, Landshut und München hatten Blutgerichtsbar-
leit und eigene Stadtrichter.^) 3n allen andern Städten war der Land-
richter zugleich Stadtrichter.
Ähnlich sind die Verhältnisse in Tirol. Erst 1380 erlangte Innsbruck das
Recht, den Stadtrichter selbst zu wählen, seit etwa !370 gibt es auch einen
Bürgermeister, den Blutbann erlangte die Stadt nicht.") Auch in Hall,
Bozen, Meran, Sterzing und Bruneck lagen die Dinge ähnlich.
j Nach dem Grlah Herzog Rudolfs IV. über die Ablösbarleit der Nurgrechte
und Grundrechte.
'«) Wie " ) .
" ) O. B r u n n e r, Die Finanzen der Stadt Wien, Wien l92s, S. 44 und 172 ff.
") Ebenda, S. l92.
") 2l. H o f f m a n n , Die oberösterr. Städte und Msrlte, Fahrbuch des ober-
österr. Musealvereins 84 (!922), S. b3—212.
") F. P o p e l la, Geschichte der Stadt Graz l l!92S), S. 272 ff.
" j H. P i rch egg er, Geschichte der Steiermart 2, S. 2l2ff. N920).
") K. H. gechne r. Die Rechte der Kärntner Städte im Mittelalter und ihr
Zusammenhang mit den Stadtrechten außerhalb Kürntens, WüMura l923.
" ) F. 6 o l l ede r , Geschichte der Stadt Nüneben, München 1923, L. 9tothe n-
fe lde r , Die Wittelsbacher als Städtegründer in Bayern, Lanbshut l9N.
«^ O. S t o l z , Archiv Wr öfterr. Geschichte l07, S. 200ff. für Fnnsbruck;für
HM S. 2b2, für Sterzing S. 463) derselbe, Schlernschriften 40, S. 120 für Meran,
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Eine andere Stadtverfassung als die übergroße Mehrzahl der bairisch-
österreichischen Städte haben nur die Vischofftädte. Für Salzburg (1139),")
Passau (1094)N) und Brixen (etwa 1140)") sind Burggrafen nachweisbar.
Die Folge davon ist ein sehr viel längeres Festhalten der bischöflichen Vtadt-
Herren an ihrer Gewalt und ein spätes Eindringen der Ratsverfassung. Fn
Passau ist ein Rat 1299 bereits vorhanden,") in Vrixen erst gegen 1500«)
und in Salzburg nur von 1481—Isll.w) Salzburg hatte vorher eine sehr
eigentümliche, an Kölns Richerzeche erinnernde Verfassung mit einer
Zeche mit zwei gechmeistern an der Spitze,") deren Spuren ich auch in
Wien,") in Friesach, Wolfsberg und Villach in Körnten»») nachweisen zu
tonnen glaube.^) Die Geschichte der Stadtverfassung von Freising tenne
ich leider nicht näher.
Zusammenfassend läht sich sagen, dah die einheitliche oftmärtische Stadt-
Verfassung mit Ausnahme von Salzburg sich siegreich im ganzen bairisch-
österreichischen Stammesgebiet durchgesetzt hat. Als der Ursprungsort
wird wohl Wien zu gelten haben; denn den Nachweis, daß die Städte der
Ostmart in ihrer Entwicklung um 1200 auf das Mutterland Bayern zurück-
wirkten und nicht umgekehrt, glaube ich auch sonst genügend erbracht zu
haben;") und eine kleine Stadt hätte kaum diesen Einfluß auf so weite
Gebiete üben können.
Wer nun mit diesen Vorstellungen, die ihm aus zahlreichen Urkunden
und Einzeltatsachen geradezu selbstverständlich wurden, an die Gerichts-
Verfassung der Stadt Regensburg herantritt, glaubt sich auf dem Boden
eines fremden Stammesrechtes zu bewegen. Er findet sich zwischen der
Vielzahl der Gerichtsbehörden und "Versammlungen, die noch bis 1302
bestanden, nicht durch. Er hört Namen: den Schultheiß. ..die Äans". das
Wachtding, das Probftgericht, ssriedgericß^die er in keiner andern Stadt
b ü r g w e i c h t a l s o v o n j e n e r d e r a n d e r n S t ä d t e d e s
b a i r i f c h - S st e r r e i c h i s c h e n R e c h t s g e b i e t e s a b ; i h r
f e h l t j e n e E i n h e i t l i c h k e i t , w i e s ie d i e K o l o n i a l -
städte d e s 12.—14. J a h r h u n d e r t s a u f w e i s e n . Mese
Verfassung scheint in ihrer ungefügen Vielfältigkeit ein Denkmal einer
S. 2bl für Bozen, S. 577 für Bruneck. Lienz erhielt ertt !500 einen Rat; ebenda,
S. 672 und hatte bis dahin Burggrafen wie die Bifchofsstädte.
" ) Salzb. Urt^Buch 3, Register R 254.
" ) Non. Voi<H 2, S. 175.
" j 0 . S t o l z , Schlernschriften 40, S. 406 ff.
" j A. M a i d h o f f , Vas Pasfauer Stadtrecht (1927), S. 23.
«) Tirolifche Weistümer 4/ l , S. 7S ff. (18SS).
" ) F« 3 i l l n e r , Kurze Landesgeschlchte von Salzburg 1896, S. 65 ff.
" ) 3« Kl . S t a d l e r , Beiträge zur Rechtsgeschichte der Stadt Salzburg imMittelalter 1934. ^ " v ' ^
" ) E. K l e b e l, Zur Frühgeschichte Wiens, Abhandlungen zur Geschichte und
Quellenkunde.der Stadt Wien 4 (1932), S . 104ff.
" j « . H. t e c h n e r wie «), S . 63, 74, 97.
" ) H. SeWck e. Die rechtliche Struktur des mittelalt. Zunftwesens in Wien und
den öftere. Städten, M i« , des Vereins f. Geschichte der Stadt Wien 15 (1935),
S. 15 ff., besonders S. 26 ff.
" j Zeitschrift für baierifche Landesgeschichte 12 (1939), S. 3? ff., besonders S. 53.
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langen Entwicklung zu sein; ist die einheitliche oftmärtifche Stadtverfafsung
im 12. Jahrhundert entstanden und nach dem Interregnum fertig ge"
worden, so muh die Regensburger weiter zurückreichen, also vermutlich
dem I0.—12. Fahrhundert angehören.
Sie soll nun an Hand der Quellen geschildert werden.
Me älteste Urkunde, die uns den Rat von Regensburg vollzählig zeigt,
die Verordnung für die Schufter I2. / I1. 1244, nennt als Ratsmitglieder
nicht weniger als vier Gerichtsbeamte, Schultheiß und Propst an der
Spike, die Vrbpste von Ober- und
ten von F. Morrs bringen Schultheißen und bischöfliche
Propftrichter feit Mitte des !2. Jahrhunderts, Propftrichter von Ober-
Münster von 1170—132S, von Niedermünster 1237—1322. Zwischen 1302
und 131b erscheint Ulrich von Aue, aus der Familie, welche die Würde des
bischöflichen Propstrichters inne hatte, als Propftrichter für das Stift
St. Johann.") Das bifchöfliche Propstgericht hat bis 1652 weitergedauert
und ging dann an die Stadt über.") Ein Fahrhundert darnach wuhte man
nicht mebr recht, welche Gerechtsame dieses Gericht hatte.") Das schon
in dem Amterbuch von 1649 als Stadtgericht bezeichnete") Schultheißen-
gericht hatte das Propstgericht zurückgedrängt und, wie sich noch zeigen
wird,!") war das auch schon I4sb, wo sich die Reichsstadt an Bayern ergab,
wenig anders.
Nur ein Gericht hat eine Sonderstellung gegenüber diesem allmählich
zum einheitlichen Stadtgericht, wie in den Städten mit „Wiener" Stadt-
Verfassung (wie ich die einheitliche Stadtverfassung turz nennen möchte)
emporgestiegenen Schultheihengericht dauernd wahren lönnen, dasHans-
qerjcht od« „die K<"5«" ^ Löhl hat 1S97 an Hand der Reichsstadt-
Regensburger Amtsbücher und Stadtbücher die Machtvollkommenheiten
der Hans zu umschreiben^) versucht. Alle Klagen aus Marltgefchäften,
besonders von allen Auswärtigen, gingen an die Hans, die Beaufsichtigung
aller Handelseinrichtungen, besonders für Salz, Erbsen und Tuch, die
Aufficht über alle Maller und Fürtaufer, die gesamte Marttpolizei ein-
schließlich der Fürsorge für rechtes Maß und Gewicht waren Sache des
Hansgrafen und seiner seit 1336 an die Zahl 12 gebundenen Beisitzer. Von
1190/91 bis 1297 ist auch nachweisbar, daß der Hansgraf an der Spitze
Regensburger Kaufleute fremde Märlte besucht und ihre Rechte verMtt.
Erst mit dem Ende des 13. Fahrhunderts taucht in Österreich ein landes"
fürstlicher Hansgraf mit sehr viel geringeren Rechten auf,^) der offenbar
jene Rechte übernahm, die bis dahin auch donauabwärts der Regensburger
Hansgraf wenigstens für die Regensburger übte.
Diese Veitausladende, über die Stadt selbst ursprünglich hinausführende
«) Nou. Voica 52, Nr. 69.
" ) VO. 85 <1935), S. 109 ff.
«j Siehe unten S. 22 ff.
«) M. H. St. A. Reaensburg, Neichssiadt, Lit. 289 von etwa 1SS0, tol. 1S2.
") «benda, Lit. 28^ tol. ISO von 1549.
") Siehe unten S. 2S ff.
VO. 49 t1S97), S. 2S ff.
Geschichte der Stadt Wlen, red. v. Heinrich Iimmermann 3, S. 320, (1905).
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Tätigleit des Hansgrafen ist es auch, die die Gedankenverbindung mit dem
sonst geläuMen Anhalt des Wortes „Hans", dem großen norddeutschen
Städtebund herstellt. Auch in Hamburg begegnet das Wort „Hansa" zu«
nächst als Selbstverwaltungsbund der Kaufleute.^) Nach den Schwierig-
leiten von 1320 wurde die Tätigleit des Hansgrafen dahin umschrieben,
„ü»2 siok üer k2N8grat iktttzs insr annsin nook <UiHin anäer 8onmun8 b^d
üann umb <ler okNutmKN80k2tt unä 6er 8traxxe aut ^^22sr unä aut lant
8S3ok»N unä notäurtt".^) Wenn W. Arnold in feiner Arbeit über die
„Freiftädte" von einem eigenen Stadtgericht neben Schultheiß" und
PropMericht sprach/«") so tonnte nur das Hansgericht gemeint sein. Die
grohe Krise der Auerherrfchaft l 330—34, an die F. Morrs die Epochen-
teilung seiner Geschichte des Regensburger Patriziats lnüpft, leitet Morrs
aus dem Gegensatz von grundherrlichen Patrizierfamilien und den Fern-
taufleuten her/") die letzteren standen hinter der Hanse; gegen die Hanse
richten sich die Ratsverordnungen aus der Zeit der Auerherrschaft, denen
der obige Satz entnommen ist. Es wäre wohl denkbar, dah das Hansgericht
vor l33t) nahe daran war, alleiniges Stadtgericht zu werden und daß ge-
rade der bischöfliche Propst Friedrich aus der Familie der Auer diese Ent-
Wicklung besonders start spüren muhte und darum die Seele des Wider-
standes und der Begründer der Auerherrschaft wurde. So dürfte die Frage
um den Rechtsbereich des Hansgerichtes einer der Ansatzpunkte zu dieser
großen Krise geworden sein. Bei der Untersuchung von Schultheiß- und
Propsigericht werden sich deren Beziehungen zu den Handwerkern zeigen^
und die Handwerker standen ja auf Seite der Auer.^) So verwickelt sich
Gerichtsbarkeit und Politik.
Nun zum S c h u l t h e i t z e n g e r i c h t . Das Stadtbuch I enthält auf^
lo!. 61—b5 zwischen einer Bürgeraufnahmsurlunde vom 16.7.1364 und
einem Schiedsspruch vom 26. 6. 1372 eine im Zusammenhang mit der
Verpfändung des Schultheißengerichtes an die Reichsstadt (7. 1. 1360)
entstandene Verordnung von Rat und Gemeinde über die Rechte des
Richters."") Aus diesen Ratsverordnungen ergibt sich, daß der Schultheiß
das Buhengericht in Regensburg übte. Was unter fünf Pfund Regens-
burger Pfennige betraf, tonnte der Schultheiß allein richten, alle Ange-
legenheiten, die höhere „Bußen" hatten, mußte er mit sieben Beisitzern
erledigen, die „Hausgenossen" genannt wurden, wie die Beisitzer des
Hansgerichtes. Der Rat schräntte in dieser Verordnung die Rechte des
Schultheißen nach einigen Seiten ein; er verbot die Sefangensetzung von
Bürgern ohne Befehl des Rates und verbot, daß Leute, die nicht Stadt-
steuer zahlen, sich am Urteilen beteiligen. Beides scheint also vorher üblich
gewesen zu fein.
Das Tchultheihenamt ist aber nicht der einzige Gegenstand, den die
A. Schmel ler , Bayr. Wörterbuch I, Sp. 1134.
L ö h l , S. 52; Non. VOica 63, Nr. S36.
"") Gfrörer, S. SS.
"") Morrö, S. S2ff.
" y Siehe unten S. 30 und 34.
Morrö, S. SS.
">*) Siehe Beilage
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Pfandurtunde Markgraf Ludwigs von Brandenburg vom 7. 1. l3S0
nennt.^) Er verpfändet ausdrücklich,,8oku!tkei22mnbt, lrlägVrloM uns
kamsrambt" um l350 Pfund an die Stadt. Über das ssriedaerickt
gibt das von M. v. Freyberg veröffentlichte Friedgerichtsbuch^") Aus-
tunft. Es ist das Landfriedensgericht, wie es sich feit dem Durchdringen
des Landfriedensrechtes in Deutschland gestaltet hat. Die ersten Ansätze
eines Landfriedens in Bayern enthielt der Landfriedensbund der Gre-
gorianer von 1094, bairifche Landfrieden stammen von N26, N66, 1244,
!26S, l2Sl, l293, !300, wenn wir Schnellbögl folgen,^") feinen Dar-
legungen nach würde ein eigenes Friedgericht eher zu den Verhältnissen
vor 1244 passen; denn 1244 ist Totschlag bereits ein Verbrechen. Auch
weist Schnellbögl nach, dah das Friedgerichtsbuch die Landfrieden von
!244 und l28l Voraussetzt. Das Friedgericht wäre also wohl Ende des
l2. Jahrhunderts entstanden zu denten. Eine städtische Friedensemigung
erfolgte 1269.
Auch über das K a m m e r a m t liegt ein Weistum von etwa 1360
im Stadtbuch I vor."5j Dem Kammeramt fliehen Abgaben von folgenden
Handwerten zu: von den Bäckern, Brauern, Fleischhackern, Fragnern,
Hutterern, Kramern, Kürschnern, Leberern, Metschentern, Schuftern,
Schwertfegern. Die Schergen des Schultheißen, die beiden Reichsftifter
Ober- und Niedermünster wie auch die Fuden leisten ebenfalls feste jähr-
liche Abgaben ins Kammeramt.
um etwa l 270 entftasidWen Mbar für
Aieber^mern M Kube-
hbre der ..purßl^tIcknN xe Ne^onzpurek" be^eicknft."^ Diese Meinuna
Der Schultheiß ist also der ordentliche Bußenrichter und Landfriedens-
richter in Regensburg gewesen. Um seine Stellung genau zu kennen, wäre
nötig, noch festzustellen, wie weit er der Nichter über Grund und Boden
in der Stadt war. Die Ratsverordnung von ungefähr !3b0 enthält darüber
nichts; das Regensburger Urtundenbuch bringt z. V. eine Urkunde von
4. 2. l24s, nach welcher der Schultheiß einen Streit um ein Haus ent-
schied."«) Aber daneben stehen andere Urkunden, in welchen Bürger-
meifter und Rat Geschäfte über Häuser beurkunden"?) und auch der Bi-
schof von Regensburg urtundet über ein von ihm lehenbares Haus in der
Stadt 1237.^ Diese Urkunden wie das Schweigen der Ordnungen lassen
erkennen, daß die Rechts- und Gerichtsverhsltnisse, was Grund und Boden
sowie Hausbesitz betraf, in Regensburg nicht einheitlich geregelt waren.
Dem entspricht es durchaus, daß das Regensburger Stadtarchiv ein Grund-
buch über sämtliche Häuser der Stadt und die auf ihnen liegenden Zinse
j M. H. St. A., Lit. 37!, tol. 44.
" ' ) Sammlung historischer Schriften und Urkunden 5, vgl. Morrö, S. 23 ff.
"«) W. S c h n e l l b ö g l wie " ) , S. 227, 234, 233, 3!0—l l , 474.
" ' ) Vol. 49, siehe Beilage 2.
"H Non. SoicH 3ßa. S. 529.
"«) Gfrörer, S. SS ff.
"») Mon. Noica S3, Nr. 73.
" ' ) Ebenda, 3K. 99 und l03.
Ebenda, Nr. 62.
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erst von etwa 1660 besitzt. Unter den Münchner Archwalien aus dem
Ztegensburger reichsstädtischen Archiv fehlt ein ähnliches Buch.
Die Gerichtsbarkeit über Grund und Boden ist ja in den einzelnen
Städten eine sehr verschiedenartige. 3n Wien war sie seit dem Erlah Her-
zog Rudolfs IV. vom 2S. 6. 1260"') ziemlich einheitlich in der Hand des
Rates) aber die mit Wiener Recht bewidmete Stadt Krems z. B. hatte
außerordentlich verwickelte Verhältnisse bezüglich Grund und Voden.
Immerhin ist die Uneinheitlichleit der Rechtsverhältnisse in Regensburg
auf diesem Gebiet sehr auffallend.
Von den beiden Titeln des Schultheißen und Kämmerers fällt der erstere
völlig aus der üblichen bayrischen Älmterterminologie heraus. Schult-
Heiken erwähnen ffreisinaer Urkunden zwischen 798 und 870.^") das Salz-
burger Urlundenbuch kennt den Titel überhaupt nicht; ebensowenig das
Passauer; das steirische nennt ihn nur in der Strafformel einer Königs-
Urkunde.^") Dagegen haben Städte des fränkischen und Rechtsgebietes
ihre Schultheißen, so Frankfurt, Mainz, Nürnberg, Würzburg/") auch
Straßburgl") und Münzenberg in Oberhesfen.^") 3n Augsburg fehlt er.^")
Es ist nach diesen Stellen, so unvollständig die Belege sind, doch immer-
hin möglich, das Schultheißenamt als ein fränkisches Amt zu bezeichnen,
dessen Bezeichnung im bairischen Stamm sonst nicht üblich war; nur
während der Karolingerherrschaft in Bayern scheint der Titel verbreiteter
gewesen zu sein. klst da die Vermutung zu sehr gewagt, daß der Regens-
burger Schultheiß, der urkundlich zuerst um 1160 begegnet^") in einer
Zeit, in welcher die Franken in Bayern herrschten, dort eingesetzt wurde,
also entweder zwischen 788 und 91 l während der Herrschaft der Karolinger
oder während der Salierzeit, wo von Heinrich von Lützelburg I<X>4—09
und 1018—26 an bis zur Einsetzung Ottos von Nordheim 1060 immer
wieder Franken in Regensburg geboten, oder während Kaiser Heinrich IV.
in Regensburg gebot (1077—35). Da Schultheißen- und Burggrafenamt
verknüpft erscheinen, letzteres aber schon der Ottonenzeit entstammt, würde
ich die Ie i t von 1004—60 für jene halten, in welcher das Schultheihenamt
am ehesten entstanden sein könnte.
Der Schultheiß ist seinem Titel nach derjenige, der Buhen eintreibt, also
der Vollstreckungsbeamte des Burggrafen; daß der Vollstreckungsbeamte
allmählich an die Stelle des Vorgesetzten tritt, ist in der deutschen Rechts-
entwicklung nicht selten; auch der Graf ist um 600 nur Vollstreckung^
beamter und nach 1600 entwickelt sich der Amtmann in Bayern ebenso.
j 3- A. Tomasche k, Vle Rechte und Freiheiten der Stadt Wien, Wien
1977, Nr. Sl.
Quellen und Erörterungen 3t. F. 5, E. 927.
3. 3 ahn, Url.-Buch der Steiermark I, S. 65.
) ölon. Voica HZ, S. 903, für Mainz, Chroniken deutscher Städte IS, 29; für
Nürnberg ebenda I, S. XVI I I .
'«) Ehronilen deutscher Städte 8, 1s für 1129.
' " ) tzaupt Graf zu Pappenheim, Regesten der frühen Pappenheimer Mar-
schäUe, Würzburg 1927, S. 40, Nr. 702 von 1201.
'«) Chroniken deutscher Städte 4, S. XX.
"«) Morr6, T. 109.
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Gehören Burggraf und Schultheiß zusammen, dann wäre die Zeit nach 960
die Zeit, in der dieses Amt entstand.
Der Titel eines K ä m m e r e r s dagegen ist so allgemein und in so
vielen Städten verbreitet, auch rückwärts bis gegen 9<X> überall nachweis-
bar, bah Schlüsse darüber, wann dieses Amt entstanden sein könnte, nicht
zu wagen find.
Führt der Titel des Schultheißen aus Bayern hinaus, und ist in Bayern
vereinzelt, so steht jener des P r o p s t e « in Bayern keineswegs allein.
Mit der kirchlichen Würde gleichen Namens hat er nichts zu tun, knüpft
vielmehr an die in larolingischen Quellen vorkommende Einteilung von
Grundherrschaften in „prOposituras" an. Ein Propst sitzt gleich vor
Regensburg in Pfatter, der seit dem l3. Jahrhundert dem bayrischen Her«
zog untersteht. Die Regensburger Reichsstifter Obermünster und Nieder-
Münster haben nicht nur in Regensburg selbst Propstrichter, sondern ebenso
außerhalb, ersteres in Sallach, Mettenbach, letzteres in Sal, Schierling,
Lindhart und Deggendorf. Auch das Reichsftift St. Emmeram befaß
Propsteien in Hainsbach, Lauterbach bei Pfaffenhofen und in Vogtareuth
bei Rosenheim. Fch tonnte schon einmal^ auf das Vorkommen der
gleichen Gnrichtung beim obersteirischen Kloster Admont und in Annas
in Tirol verweisen und kann jetzt noch die Kärntner Propstei Wieting des
Klosters St. Peter in Salzburg und diejenige zu Haag in Niederösterreich,
die dem Domstift Bamberg gehörte, hinzufügen und die Angaben des
berühmten Faltensteiner Kodex heranziehen. Alle diese Propsteien sind
mit Gerichtsbarkeit verbunden; bei den Propfteien der Regensburger
Reichsstifter ist die Schrannengerichtsbarteit über Grund und Boden aus"
drüWch inbegriffen. Da der bischöflich Regensburger Propstrichter als
Beamter, dann Nachfolger des Domvogtes angesehen werben mutz/w)
ergibt sich die Beziehung zur Immunität des Hoch- und Domstiftes schon
daraus wie aus den sonst vorkommenden Propsteien.
Noch klarer sehen wir, da sich für das Propstgericht ein Weistum erhalten
hat, das schon Hund veröffentlicht hat/") auf welches mich neuerlich
O. Dörr aufmerksam machte, wofür ich ihm hier danken möchte. Das
Weistum besagt: Vor das Propstgericht gehören alle Eigenleute und Zins-
leute des Domstiftes Regensburg, weiter alle Leute aus den Herrschaften
des Hochstiftes Regensburg in Bayern, nämlich von Donauftauf, Ebers-
peint, Eiting, Ehrenfels, Hohenburg, Hohenfels und Wörth, weiter alle
Eigenleute des Erzstiftes Salzburg, der Hochstifter Bamberg, Eichftätt
und Frei sing, weiter aller Eigen llöfter und Stifter des Hochstiftes Regens-
bürg, nämlich von St. Emmeram, St. Paul, Stadtamhof, Prüll, Rohr,
Paring, weiter jene von Prüfening und Kallmünz, die Eigenleute der
Auer, die von 1237 bis 1335 Propstrichter waren, wie der Hofer, die im
14. Jahrhundert auf etlichen Schlössern in der Umgebung von Regensburg
saßen/") weiter jene, die in dem Vorort Preprunn wohnen. Eine zweite
Fassung des Weistums fügt noch die Eigenleute sämtlicher in den obigen
Deutsches Archiv f. Landes- und Voltsforfchung 2 (l93S), S. 893.
Non. Noi<H 53, S. 26 unten.
Siehe Beilage 3, 5H ff.
Non. VoioH 53, S. 850.
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Bistümern gelegenen Klöster, die Bewohner desObern und Unteren Wörths
sowie sämtliche Häuser bei, die in der Stadt dem Klerus gehören.
Ein zweites lateinisch und deutsch überliefertes Weistum zählt in langer
Reihe Abgaben verschiedener Gewerbetreibenden an das Amt der Propstei
auf: Bäcker, Brauer, Fleischer, Fragner, Hutterer, Metschenter, Schwert-
feger. Die gleichen Gewerbe leisten auch Abgaben an das ehemals bürg-
gräfliche Kammeramt, nur werden dort noch die Lederer und Schuster
beigefügt; hier, fürs Propstgericht, werden dann weiter die Hafner, die
Verläufer von Fischen und Schiffsholz erwähnt. Außerdem begegnen
Geldabgaben von den bischöflichen Eigentlöstern St. Emmeram und Prüll,
von der bischöflichen Herrschaft Vurgweinting und eine Pfefferabgabe der
kaiserlichen Kammertnechte, der Juden in Regensburg.
Vie beiden Weistümer machen einen außerordentlich altertümlichen
Eindruck, obwohl die im Hochstiftsarchiv erhaltenen Niederschriften erst
vom Ende des 16. Jahrhunderts, teils aus dem Ib. Fahrhundert stammen.
3n den gleichen Faszikeln liegen eine Reihe von Urkunden, die das Propst-
gericht betreffen. Aus einigen derselben ist ersichtlich, dah man zur Zeit
der Aufzeichnung dieser Weistümer deren Sinn nicht mehr verstanden hat.
So erklären am 8. 7. I 537^") Kammerer und Rat der Stadt Regensburg
nicht schuldig zu sein, den aus dem Dachauer Gericht und daher aus dem
Freisinger Bistum stammenden Jörg Eysmann von Arnbach ans Propst-
gericht auszuliefern. Man hat also die im Weistum erwähnten Zugehörig-
leiten, die nur leibrechtlich verstanden werden können, geographisch ge-
deutet.
Ein Zeitansatz für das Alter der Überlieferung des Weistums wird durch
die Nennung der Auer gegeben, die 1287 bis 1336 Propstrichter wären.^)
Aber gerade diese Stelle kann ein Zusah sein. Entstanden muh die Liste
der zum Propstgericht gehörigen Leute deshalb viel früher sein, weil sie
das ungebrochene Eigentlofterrecht des Bischofs voraussetzt, weil sie weiter
St. Emmeram als bischöfliches Eigentloster und nicht als Reichsstift be-
handelt. Beides könnte in die erste Hälfte des 13. Jahrhunderts weisen.
Man wäre versucht, die Entstehung dieses Weistums in jene Zeit zu setzen,
in welcher die Domvögte ausstarben, 1236. Um die gleiche Zeit sind ja
auch die ältesten Aufzeichnungen über das Schultheihenamt entstanden,"")
(spätestens um 1270).
D a s P r o p s t g e r i c h t h a t t e a l so k e i n e n ö r t l i c h ab-
g e g r e n z t e n S e r i c h t s b e z i r l i n der S t a d t , s o n d e r n
d ie Z u g e h ö r i g k e i t zu i h m w a r i n ers ter L i n i e l e i b -
rech t l i ch b e s t i m m t . Ähnliche Verbältnisse beaeqnen nock in dem
>ann von Saläbura über d
Hakbura als Untersckeidunasmerlmal
für^die Gerichtsbarkeit be^ die bei der Verpfänduna
j 3N. H. St. A. Hochstift Regensburg, Urkunden, Fasz. 41, Nr. 22.
"') Morr4, S. 111—12.
«») Siehe oben, S. 30.
'") M. H. St. A. Salzburg, Hochstift, Lit. 44l.
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dieses Vogtgerichtes an Bayern um I4S5 angelegten Listen der Untertanen
Salzburgs vermerken noch bei jedem die Leibzugehörigteit.^j Diese leib-
rechtliche Auffassung, die den Verhältnissen im Hochmittelalter in Bayern
durchaus entspricht/") mag die Ausbildung einer Gerichtsbarkeit über
Grund und Boden in Regensburg behindert haben; war die Leibeigen-
schaft für den Gerichtsstand maßgebend, so schwankte die Zugehörigkeit
der Grundstücke naturgemäß mehr, wie bei einer örtlichen Abgrenzung
dcr Serichtssprengel. Die Zugehörigkeit der dem Klerus zinspflichtigen
Häuser zum Propstgericht steht daher nur in einer Fassung des Weistums.
Der Anteil der beiden Kammerämter der Schultheißen und des Propstes
an den Abgaben der verschiedenen Gewerbe müßte einen Schluß auf das
gegenseitige Gröhenverhältnis der burggräflichen und bischöflichen Stadt-
teile gestatten. Aber die Angaben sind nur zum Teil soweit gleichartig,
daß Vergleiche möglich sind; denn die Abgaben an den Schultheißen sind
meist in Geld festgelegt, jene an den Propst zum Teil noch in Natur. Wo
aber Vergleiche möglich sind, weichen die Verhältniszahlen sehr voneinander
ab. Die guden geben dem Schultheißen 2 Pfund Pfeffer, dem Propst
nur 1 Pfund; die Schwertfeger dem Schultheißen wie dem Propst je
20 Pfennig; bei der Abgabe an den Propst wird hinzugesetzt „oder ein
Schwert, das 20 Pfennig wert ist"; auch die Hutterer geben nach jeder
Seite je 1 Pfund Pfeffer; die Fragner geben dem Schultheißen (25. !2.j,
zu Georgi (23. 4.) und zu Emmerami (22. 9.) je 9 Schilling Pfenning,
dem Propst zu Fastnacht 3 Schilling. Man könnte aus diesen Angaben
schließen, dak Schultbeik und Provlt iraendeinmal ie zur Kälfte ül>er Ne
Stadt Regensburg geboten, zu andern Kelten, sei es vorder, sei es nackber.
der Anteil des Propstes lfhr visl Ueiyes fvst^ Dazu stimmen sehr gut die
Nachrichten über Verkürzung vogtlicker Einkünfte durck Kerzoa Kelnrick
den Stolzen. N27."^ Aber völlig schlüssig scheinen mir solche Erwä-
gungen nicht; hat, wie mir scheint, die persönliche Zugehörigkeit der ein-
zelnen Bewohner Regensburg ihre Gerichtszugehörigleit entschieden, so
muh die gahl der da und dorthin Gehörigen geschwankt haben. Fest steht
nur das eine: g u der 3 e i t , a l s Sch u l t h e i kenqe r i ckt
und P r o p ssU<r icht i b r e x n d g ü l t z g e si e st a l t k / .
kamen, a lso l ä n g s t e n s i m 12. J a h r h u n d e r t , h a t t e
Hcegensvurg nicht e inen, sondern mehrere Gedichts-
und d ah e r S t a d t he r r e n ^
Venn was für das bischöfliche Pro^pftgericht gilt, muß schon wegen des
gleichen Titels eines Propstes auch für die früh verschwundenen Props t -
ge r i ch te v o n S t . J o h a n n , O b e r - u n d N i e d e r m ü n f t e r
angenommen werden. Auch sie müssen als Vmmunitötsgerichte über alle
Leute und Leibeigenen dieser Stifte angesehen werden, daher mindestens
für ihr Gebiet von den beiden eigentUchen Stadtherren und Gerichts-
Herren, dem Burggrafen mit seinem Schultheißen und dem Domvogt mit
seinem Propst unabhängig gewesen sein.
Vergleicht man die Angaben der Literatur über die Zmmunitsts-
y 3N. H. St. A< Neumartt, Gerichts-Lit. 24
'") Nie !«), S. 902.
Geme ine r l , S. 220—21.
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urtunden,^) ^ ^ ZUedermünfter von Kaiser Heinrich I I . und Konrad I I .
Immunität erhalten, Obermünster von Kaiser Heinrich IV., der gleich-
zeitig auch Niedermünster eine Bestätigung gab. Für das Hochstift fehlen
solche Urkunden; lein Wunder, denn bis auf die Zeit Bischof Wolfgangs
waren Hochstift und St . Emmeram eine Rechtseinheit und die älteren Ur-
tunden fürs Hochstift Uegen bei St . Emmeram. Unter den Urkunden von
St . Emmeram steht eine lange Reihe von 3mmunitätsurtunden; aber
die echten Stücke sind bis auf Kaiser Otto I I . nur Teilimmunitäten; erst
von Kaiser Heinrich I I . liegt eine echte 3mmunitätsurtunde vor, zu einer
Zeit, wo das Hochstift und St . Emmeram schon getrennte Rechtskörper
waren. Sollten etwa in den Fälschungen von St . Emmeram Erinnerungen
an die alten, dem Hochstift und St. Emmeram gemeinen erteilten 3m-
munitätsurlunden stecken? 3ch möchte hier diesem großen Fragenbündel
diplomatischer Art"") ausweichen und nur darauf verweisen. Urkunden
für das Hochftift selbst mit 3mmunitätsgehalt fehlen. Dagegen haben das
Stift der Alten Kapelle von Kaiser Heinrich I I . und das Schottentloster
von Heinrich IV. und V. 3mmunitätsurlunden erhalten, deren Auswirkung
in den späteren Gerichtsverhältnisfen von Regensburg uns bisher nicht
aufgefallen ist. Die Urkunden lassen erkennen, dah jedenfalls seit Kaiser
Heinrich I I . mit der Teilung der Stadtherrschaft in Regensburg zu rechnen
ist, wahrscheinlich aber schon vorher. Denn auch für Passau sind Nach-
richten da, die zeigen, dah die Stadt im 10. Fahrhundert in einen laiser-
lichen, einen bischöflichen und einen dem Kloster Niedernburg gehörigen
Teil zerfielen, von denen der letzte 976 und der erste 999 mit dem bischöf-
lichen Anteil vereint wurden.^") Was in Passau am Ende des lO. Fahr-
Hunderts verschwand, hat sich in Regensburg eben zäh weiter erhalten.
Nach dem Weistum für das Propstgericht kann dieses und damit auch
die drei anderen Propstgerichte kein örtlich geschlossener, sondern nur ein
Personenverband gewesen fein. Sie rücken damit in die Nähe eines andern,
noch bis in späte Zeiten herauf bestehenden Personenverbandes in Regens-
bürg, der mehrfach Beachtung, aber nie Bearbeitung erfahren hat: der
'Personalpfarrei St . Kassian, die zum Stif t der Alten Kapelle gehörte
und als der Personenverband der zur Kaiserpfalz und zum genannten
Reichsftift gehörenden Leute gedeutet wird.^")
Diesen verschiedenen Personenverbänden in Regensburg, die entweder
zur Pfalz oder zu den Reichsstiftern oder zum Hochstift gehören, steht bis-
her nichts Gleichartiges auf Seite des Burggrafen demgegenüber. Das
wäre nach allem, was S . Rietschel und andere über das Burggrafenamt
behauptet Habens") nicht verwunderlich, wird ja das Burggrafenamt
gewöhnlich als das Amt des Stadtbefehlshabers und des Richters über
den Marttvertehr gedeutet. Aber man fragt welter; weifen Leibeigene
"*j «. E. S t e n g e l , Vie Immunität in Deutschland, Innsbruck 19l0,
S. ßgo—gz.
" ) Vazu F. Lechner, Zteues Archiv 25, 62? ff. und R. B u d d e, Archiv für
Urkundenforjchung 5 l l s lH.
A. M a i d ho f f , Vas Paffauer Stadtrecht fl927), S. l .) M. Heuwieser , in dieftr 3eitschrift?b <l92bj, S. l2Sft.
" ' ) S. Rietschel , Vas Bueggrafenamt und die hohe Gerichtsbarkeit in den
deutschen Bischofstödten, Marburg !S05.
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waren hiß MM HchHltheislenaericht aerichtspfllchtfaen Leute? Ves
nigs? Des Herzoas? Oder waren sie etwa gar Freie? Wären die Be-
wohner des burggräflichen Teiles von Regensburg Eigenleute des Königs
gewesen, so mühten Beziehungen zur Königspfalz, auch wohl zum Pfalz-
grafen von Bayern auftauchen; solche fehlen ganz. Nimmt man die Per-
fonalpfarrei St. Kassian als die Pfarrei der Königsleute an, dann tonnen
die königlichen Eigenleute nur wenige gewesen fein. Damit läßt sich wohl
behaupten, dah die zum Schultheihengericht Pflichtigen nicht Eigenleute
des Königs waren. Da sich in Bayern zwischen 948 und 115b, also vom
Sturz der Luitpoldinger bis zum Regierungsantritt Heinrichs des Löwen,
herzogliche Amtslehengüter oder Eigenleute in größerer Zahl nicht nach-
weisen lassen, in Regensburg zwar Heinrich der Stolze, nicht aber Heinrich
der Löwe und die ersten Wittelsbacher Fuß zu fassen suchten/") auch die
Privilegierung der Stadt von den Königen ausgeht (1161/85, 1182, 1207,
1230), sckeint mir die Annabme. die Reaensburaer Büraer. die dem
ebenso unwahrscheinlich, wie die, bah sie königliche Eiaenleute aewesen
wären. Dann bleibt aber nur die für die Zeit des 10.—12. Fahrhunderts
recht ungewöhnliche Möglichkeit übrig: d ie dem S c h u l t h e i ß e n -
amt unterstehenden B ü r g e r von Regensburg waren
F r e i e . Sicher nicht alle; das wiederholt, so 1230 auftauchende Verbot
der Muntmannen in Regensburg läßt durchaus die Erwägung zu, dah
eine Neine freie Patrizierschichte zahlreiche Leibeigene und Hörige be-
fessen habe. Dagegen spricht, dah um 1360 das Wergeld für einen
Bürger nur 2ZH Pfund — 20 Schilling oder außerhalb Bayern 50 Schilling
betrug, während Freie ein Wergeld von 200 Schillingen hatten"**)
Die Schenkungen von Regensburger Bürgern an St. Emmeram, an
Weihenstefan, Rohr, die Sründungsgefchichte von St. Mang in Stadtam-
Hof und ähnliche Zeugnisse "^) sprechen durchaus für die vorgetragene
Annahme. Durch sie wird erst das Verhältnis der Perfonenverbände
innerhalb der Stadt klar: auf der einen Seite stand die freie Schichte, die
unter dem Schultheißengericht stand, auf der anderen Seite die Unfreien,
Leibeigenen und Zinsleute des Hochstiftes, der Reichstifter und der Klöster.
Regensburg hätte — ist diese Annahme richtig — vom 10.—12. Jahr-
hundert ein einheitliches Buhengericht gar nicht haben können.
Einheitlich konnte nur ein Gericht sein: das Gericht für den Markt"
verkehr, das spätere H a n s a e r i c k t . Man wird wohl den Burggrafen
für dessen ursprünglichen Verwalter zu halten haben. So wenig bairische
und schwäbische Rechtsverhältnisse vergleichbar sind, wird man hier wohl
von den Al^sburger Verhältnissen auf die Regensburger schließen
dürfend") Aber ebenso klar wird nach den vorangegangenen Erwchzungen,
Ruch H i ldebrand wie ^ , « . 4?ff. — '<") Siehe unten S. 54, Bellage 1.
Non. Voica 53, 3tr. 23, 2S, 29.
Vgl. die bekannte Schwabenspiegelstelle I, I2: ,.3o ist etn» sitts, 622
kat. 6er sol rikton über uQrekto Net«» un6 üder nQrvkte «na
nut ßtt vnä üdor eUiu Na« uncl üdvr uniskte
k 6 U k20 but und 2v Kare x^t un<l üder allen 602 ckouk. 01- pnar ei«vt", e6. Laßberg,
65. 5. Vgl. « . A. «ckhardt, Präfett u. Burggraf, Zeitschrift für Rechtogefchlchte,
Germ. Abt. 4b, S. 1tz3ft. <192b).
3S
Universitätsbibliothek
Regensburg
Historischer Verein für
Oberpfalz und Regensburgurn:nbn:de:bvb:355-ubr02231-0036-4
warum das Hansgericht vom Schultheihenamt, das sicher älter war,
trennt bleiben muhte) muhten doch vor dem Hansgericht Gerichtspflichtige
aller Buhengerichte in der Stadt Regensburg ihre Streitigkeiten über
Marltangelegenheiten austragen. Das Hanssierickt war neben der nnli-
tärilcken Einbeit. die die Stadt als ssettunq ypy jeb^s sejy ylpkte. das
einsäe einiaende Band, das sich zunächst um die in Gebiete verschiedener
Harren zerfallene Siydt legte. Wir verstehen daher, warum gerade die
Besetzung dieses Gerichtes das erste Recht war, das die Bürger von Regens-
bürg erwarben und warum, trotzdem die anderen Gerichte erst viel später
städtisch wurden, dieses eine Gericht genügte, um die Stadt zur Reichs-
stadt werden zu lassen.^
Es ist nun auffallend, dah die Privilegien, die die Stadt Regensburg
1161/S5, 11S2, 1207, 1220, 1222, 1224, 124b und 1251 erhielt,"^) l0nig-
liche und kaiserliche Privilegien sind; lein einziges Privileg des Herzogs
von Bayern oder des Bischofs von Regensburg ist darunter. Legt man
die Privilegien etwa der Stadt Wien daneben, so hat 1192 und 1221 der
Herzog von Österreich Wien privilegiert, während Österreich vom Reich
besetzt war, urtundet 1227 der Kaiser, 1244 wieder der Herzog, 1247 und
1278 wieder der König, 1281 der vom König eingesetzte Landesverweser
und von 1238 ab wieder die Herzoges") Nach diesen Wiener Privilegien
hat in Wien der König nur dann geurkundet, wenn er Stadtherr war;
der deut le K2nla war also O4a^4l»srr von Nsaensbura^ 3üan könnte an^
nehmen, dah beim Ausfterben der Burggrafen von Regensburg der König
Rechte derselben in Regensburg eingezogen hätte; aber man wird nicht
darum herumkommen, dah alle dinglichen Rechte der Burggrafen
der Nesetuina des in
zöge von Nanern befinden. Sollten d e Kerzoae einiae dieser Reckte erst
nack dem Auskerben der Stauer erworben
die Verträge des Herzogs Ludwifis I. mit dem Bischof Konrad I I I . von
1205 und 1212.l"5 Das Verhältnis des Königs zur Nurflyrafschstft bleibt
also unUar. Ebenso tann man Beziehungen des Königs zur D o m -
v o g t e i Vermuten, aber nicht beweisen. Domvogt war zwischen II68
und 1188 der Graf von Sulzbach. An seine Stelle traten I I89 die in
Niederösterreich sitzenden Herren von Lengenbach.^ Nun find die
Lengenbacher nicht bloh in Regensburg an die Stelle der Sulzbacher ge-
treten, sondern ebenso im Lungau, im Salzburger Land und in etlichen
Herrschaften Niederösterreichs. Die Sulzbacher hatten diese Lehen vom
Hochstift Bamberg gehabt und schon 1174 hatte sich Kaiser Friedrich I.
von Bamberg die Anwartschaft auf diese Lehen erteilen lassen; nach dem
Aussterben der Sulzbacher gewann der Lengenbacher diese Lehen als
Lehen des Reiches.^") Die Lengenbacher erwscken 1225: ihr ürokes Erbe
) Siehe oben, S. 28 ff.
' " ) »5on. N«<H 53, Nr. 48, 5b, 57, 5S, bi , 62, b4, 71, 7S, 79.
'") 3. A. Tomaschel , wie ' " ) , «r. 5, b, 10, 11, 16, 1b, 19, 21.
l"j Quellen und «rsrterungen v.. p. 4 ff.
"») « f r s r e r , S. b4.
" ' ) E. K l e b e l , Vie Grafen von Sulzbach als Vögte von Bamberg, N. 3.0e.
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wurde von Herzoa Ariedrick I I . von Österreich einssezoaen» diese An^
eianuna von «eicksleben lvielt bei der Auseinanderlebuna uvilcken 5«aiser
k^riedrit^ I I . unl» be»n nan«ONsuRl^^^n ^^ »»»oa I ^ k 5i«5 9t^ll^ W i l baben
leinerlei Hinweis darauf, dah auch in Regensburg der Kaiser sich zwischen
den Bischof und den Lengenbacher geschoben hätte und l235 die Dom-
vogtei als ihm heimgefallen betrachtet hättet«) Aber man würde einen
Ertlärungsgrund mehr für die heftige Auseinandersetzung zwischen König
Konrad IV. und der Stadt einer- und dem Bischof Siegfried andererseits
gewinnen, wenn man diese Annahme machen würde. ^ wäre also mög-
lich, dah das Hervortreten der deutschen Könige in Regensburg von l207
bis l25l nicht nur auf einer allgemeinen Oberherrschaft des Königs über
sämtliche Stadtherrschaften, sondern darauf zurückginge, dah die Staufer
sowobl das Buy
Ile?esauen
rmutungen scheinen mir zwar möglich, aber nicht begründet genug,
um das Eingreifen der Könige daraus abzuleiten. Man tann auch den
Grund, dah der König deshalb in Regensburg Privilegien gab, wie sonst
ein Stadtherr, lediglich darin sehen, dah er der Einzige war, der gegenüber
allen in der Stadt mit berechtigten Herrschaften sich durchsetzen tonnte.
Völlig befriedigt mich weder die eine noch die andere Ertlärung.
Nach dem Interregnum sind die Gerichte in der Stadt Regensburg zu-
nächst wieder so getrennt, wie vordem; das Hansgericht blieb städtisch,
das Schultheihenamt herzoglich, das Propstgericht bischöflich; die beiden
letzteren waren verpfändet. Als Pfand erwarb die Stadt das Schultheißen-
amt am 7. l . l3S0.^«) Das Propstgericht blieb weiter Pfand des Bischofs
an verschiedene Patrizier.
9n der Literatur^") hat eine Ratsverordnung vom 7. 9. l394"e) be-
züglich der Beisitzer beider Gerichte einige Verwirrung angerichtet. Die
Verordnung besagt, dah Illreich der Probst „6ie 2ett 6er 5wt Kämmerer"
Hausgenosse für „6e3 Prob8t seriekt" wurde, vier andere Ratsmitglieder
Chun Enyntchel, Matheus Rauntinger, Gocz Prewmaifter und Thun
Durnfteter werden ,,tur pese^v geriebt"; weiter werden fünf Mitglieder
des Ausschusses der 45 „tur peäeW gerlekt"; Diepolt Veslar wurde Haus-
genösse für das Schultheihengericht ,,^an er 1522 vor baivzgbno« vor 6e5
prod8t geriobt". Aus dieser Einsetzung von Hausgenossen für beide Ge-
richte ist der Schluh gezogen worden, dah beide Gerichte seit jeher die
gleichen Beisitzer gehabt hätten, während der Text ganz eindeutig er-
kennen läht, dah nur ein Teil der Hausgenossen für beide Gerichte zu-
ständig war. Gs lann sich also nur um eine Neuerung handeln, wie sie die
Bedeutungslosigkeit des Propftgerichtes, dieser leibherrlich begründeten
Einrichtung eben mit sich brachte. War es der Stadt schon vor l2S0 ge-
lungen, die Propftgerichte von Ober» und Niedermünfter wie von St . Fo-
hann aufzusaugen, so diente diese Verordnung dem Propftgericht gegen-
über dem gleichen Ziel. Das bischöfliche Propstgericht war fortan be-
Vgl. Gfrörer, S. bl .
M.H. St.A. Negen^urg, Neichsftadt, Lit. 2?l, tol. 44.) Zuletzt bei H. Martin.
' " ) N . 9. St. A. slegensburg, Reichsstadt, Lit. 297, lol. 30.
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deutungslos; was zur Zeit der Auerkise nicht gelungen war,^") war
durchgefetzt.
Roch eine Rechtseigentümlichteit von Regensburg fei hervorgehoben,
die Bezeichnung der Gerichtsbeisitzer als „ H a u s g e n o s s e n " . Sie
ist in Wien, wie in Regensburg auch für die Altionäre, würde man heute
sagen, der Münze üblich."?) Für die Münze lommt sie auch anderswo,
z. V . in Erfurt vor.""j Dagegen für die Gerichtsbeisitzer ist sie nur in
Regensburg üblich. 3n der St . Emmeramschen Hofmart Vogtareuth bei
Rofenheim taucht die hier wohl aus Regensburg übernommene Bezeichn
nung ebenfalls auf."") Ob „Hausgenossen" von Tegernsee und Benedilt-
heuern,"*) wie solche des Domftift Augsburgischen Gerichts Geisenhausen
an der Vi ls in Niederbayern^") Gerichtsbeisitzer oder bloh Eigenleute
bedeuten, möchte ich nicht entscheiden. Der Sinn des ungewöhnlichen
Ausdruckes ist wohl der, dah die Beisitzer die Hausgenossen des ursprünglich
persönlich dem Gericht Vorsitzenden Fürsten sind, weil sie mit ihm in dem
z. B. im Vogtareuther Weistum"i) wiederholt genannten Dinghause
sitzen. Die Bezeichnung im Münzwefen würde ich für die abgeleitete, jene
im Gericht für die ursprüngliche halten, da bei der Münze noch weniger
tlar ist, warum die Bezeichnung entstand. Leider tann ich leine lateinische
Übersetzung des Ausdruckes finden, der im 13. und 14. Fahrhundert schon
einen festen und nicht mehr übersetzbaren Sinn hatte, wie die Urtunde
des Bischofs Leo von Regensburg von 1272"«) und das Weistum von
Vogtareuth zeigen, in welchen beiden der deutsche Ausdruck mitten im
lateinischen Text stehenblieb.
Damit ist die Darstellung des Regensburger Gerichtswesens bis 1486
ans Ende gelangt. Sie hat bestätigt und vertieft, was sich aus der Be-
trachtung der Verfassungs- und Steuerverhältnisse ergeben hat. s in
eigentlicher Stadtherr von Regensburg hat sich nicht gefunden; am
ehesten scheint noch der Deutsche König Vecyte dieser Art beansprucht
zu haben, fei es aus der Karolingerzeit her, sei es infolge des Heimfalls
der Burggraffchaft und vielleicht auch der Domvogtei. 3n der Stadt
standen sich die Perfonenverbände der verschiedenen geistlichen 3m-
munitäten, des Hochstifts und setner Eigenllbster, von Ober- und Nieder-
Münster, der Alten Kapelle, von S t . Johann, wohl auch die zur lönig-
lichen Pfalz gehörigen Eigenleute und die freie Bürgergemeinde gegen-
über, deren Richter der Burggraf und in seiner Vertretung der Schultheiß
war. Gemeinsam war nur das Hansgericht, das ursprünglich ein Gericht
des Burggrafen für den täglichen Marttverlehr gewesen zu fein scheint
und nach dem Aussterben des Burggrafenhauses dem König heimge-
fallen war. 1207 hat die Stadt das Recht erlangt, den Hansgrafen zu
wählen) das Propftgericht von Niedermünfter wurde mit dem Schultheißen-
"«) Vgl. oben, S. 29 und S. 22.
«') Wie "»j, 3tr. 14.
"*j Schmel le r , Bayr. Wörterbuch 1, Sp. 1177.
"*j Zeitschrift f. bayerische «andesgeschichte S, S. 2l0, § 37.
' ") 3N. H. St. A. «elsenbausen, Ger.-Lit. 1, tol. 3s ff. und 227 ff.
'«) Wie «y S 202 z 1)  , . , .
"») klon. Soica 53, «r. H
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amt vereint, seit Albrecht Iant beide Ämter innehatte. Das Propstzgericht
von Obermünster und jenes von St. Johann hatten zuletzt die Auer inne;
es ist also wahrscheinlich, dah sie 1224 nach der Vertreibung der Auer ihre
Bedeutung verloren.
pfandweise, 1294 nahm sie durch die Verordnung, dah Schultheißen-
und Propftgericht die gleichen Beisitzer erhalten soltte, dem Propftgericht
jedwede Bedeutung; trotzdem hat dasselbe noch bis 1662 als eine vom
Hochstift vergebene Pfandschaft weitergelebt. Erst als es endgültig M
die Stadt überging, war die letzte Spur der Zersplitterung der Gerichte
in Regensburg beseitigt.
Schultheihengericht, Propftgericht und Hansgericht sind zwar die wichtig-
sten Regensburger Gerichte, aber die Quellen lennen noch weitere Ge-
richte, nämlich Wachtding, Kornding, Purding und FoUgericht.
Das W a c h t d i n a ist das Gericht, vor welchem alle die BefestiZuna
Hie Mabt ist in acht Wachten eingeteiU; an der Spitze jeder steht ein
Wachtmeister und ein Ausschuß, die Achter. Vie acht Wachten find die
Westner, Scherrer/") Tunaw, Wiltwerler/") Witwanger/") Waller/")
Paulfer und Oftner") Wacht. Die Form, in welcher das Wachtding seine
Entscheidungen bekanntgab, ist die des bairischen Gerichtsbriefes. Die
Beisitzer des Gerichtes werden aus den Kreisen der Bausachverständigen
genommen. Die älteste Erwähnung einer Wacht stammt von 1251.^ ">
Daß Dinge, die in andern Städten der Rat entschied, von einer eigenen
Gerichtsorganisation entschieden werden, gehört zu den vielen Seltsam-
leiten des Regensburger Verfassungslebens. Die Verordnung König
Konrads IV. vom 20.1.1251, nach welcher alle Geistlichen und Weltlichen
in Regensburg, auch die Juden, sich an die von der Stadt für die Bewachung
und Befestigung derselben erlassenen Anordnungen zu halten hätten,^
könnte einen Abschluß der Organisation bedeutet haben. Ordnungen
stammen von 1412, 1649 und 1725/") Man wird auch in dieser eigen-
tümlichen Organisation einen Versuch sehen müssen, über eine Vielheit
von Stadtherren hinwegzukommen. Der Titel Wachtmeister entspricht
den Verhältnissen des 13. Jahrhunderts, in welchem der Meistertitel
wiederhoU für militärische Stellen gebraucht wird; man denke an Bürger-
meifter und Dorfmeifter. Die Achtzahl der Ausschußmitglieder könnte
in Beziehung zu den 1b Ratsmitgliedern gebracht werden.
»") klon. VoicH 53, Nr. 712, Slb, 313, 1219, 1244, gibt Urteile aus Nachtdingen.
^ Laa bei St. Ägid. «it. 3S4, tol. !2b.
' " ) Stieh an die Scherrer Wacht und reichte bis nach St. Emmeram. Llt. 384,
kol. !27.
»") 3n dieser Wacht wird das Kirche! st« Georgen und der Nifchofhof erwähnt,
kol. !27—!27v.
2") 3n dieser Wacht wird Obermünstee, das AugustinerNofter und St. KWan
erwähnt, tol. 127, auch die Neue Pfarrlirche, tol. 142 v.
«*) Fn dieser Wacht wird Niedermünster und das (Minoriten-j Parfüfferlloster
erwähnt. 123—128 v.
j Non. Noi«H S3, Nr. 81.
Ebenda, Nr. 73.
Lit. 297, toi. 95; 334, toi. 2)—44, 12b—180; 38S, iol. 210 ff.
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D a s K o r n d i n a beaeanet in den Verbandlunsien zwilcken g
und Her^oa Albrecbt IV. 1486 mehrfach; ein Kornpropst als Vor-
sitzer und Bauern als Beisitzer werden erwähnt, jedoch jede nähere An-
gäbe über feine Zuständigkeit fehlt. 3n den Ordnungen von 1649 be-
gegnet es wieder; hier wird seine ZuMndigteit auf Raine und Grenz-
steine, wie auf die Viehweiden im BurWied auherhalb der Stadtmauern
begrenzt.^") Der Name läht darauf schließen, dah auch Felder und Ge-
treidebau zum Bereich dieses Gerichtes gehören. 1486 gab es zwei Korn-
dinge, ein oberes und ein unteres.^") Die Zuständigkeit dieses Gerichtes
entspricht ungefähr dem, was nach Kaiser Ludwigs Landrecht ein Dorf-
gericht in Oberbayern zu richten hatte. 2ch möchte annehmen, dah dieses
Gericht mit dem 1321 erwähnten „ p u r t i n g " " ^ gleichzusetzen ist;
denn in einigen niederbayerischen Orten tritt an Stelle der Bezeichnung
Burgfried die Bezeichnung „Burggeding" auf; das „purting" wäre also
das Gericht im Burgfried und das wäre dasselbe, was das Kornding
1486 gewesen ist. Dah die Rechtsverhältnisse innerhalb und auherhalb
der Stadtmauern voneinander abweichen, kenne ich auch aus andern
Städten; so hat z. B. in der ursprünglich dem Hochstift Passau gehörenden
Stadt S t . Polten der Stadtrat gar keinen Tinfluh auf Grund und Boden
auherhalb der Stadtmauern, sondern nur die Herrschaft St . Polten als
Nachfolger des Hochstifts.
Schließlich wird 1222 und 1343 noch ein Gericht, dasA o l l a e r i ck t
erwähnt, welches einmal über einen Schuldbrief und einmal über eike
Überschreitung des Metfchentens durch die Bürger von Stadtamhof
urteilt."") Es wird auch in den Iollordnungen des 14. Jahrhunderts
erwähnt;"*) darnach hat der Iollrichter ein „peokenöwß am nesten
mantHg naek 52n6 Mokelztaß" zu halten, vor welchem die herzogliche^
wie die bischöflichen siöllner M ^scheif^n haben* es richtet über die
er und hat einen eigenen Fronboten; ebenso richtet es über den
Holzzoll, den Pfundzoll, den Honigzoll, über Einheimische und Fremde;
„622 solßerilit, 622 gekört äi berxogor Ker8ekalt an", sagen die Zoll-
ordnungen. Sein späteres Verschwinden itt somit durck diq Pufsaugunq
der herzoglichen Gerechtsame durch die Reichsstadt infolge der Ver^
änduna von 1260, bei der der Zoll miwerpfändet wurde, erklärbar.
ieder bestätigt das Bestehen eines besonderen Gerichtes die Tatsache,
dah Regensburg nicht einen, sondern etliche Stadtherren hatte.
4. V e r f a s s u n g s e n t w i c k l u n g d e r R e i c h s s t a d t
b i s z u m E n d e des M i t t e l a l t e r s
Die bisherige Schilderung bedarf noch einiger Ergänzungen; einmal
muh noch manches über die innere Entwicklung bis zur Reformation
gesagt werden und der Stand der Hoheitsrechte der Reichsstadt vor dem
"») Lit. 364, lol. 297.
" ' ) Llt. 21b, toi. 83.
"«) »ton. Voica 53, S. 3 « .
"») Ebenda, 3tr. « 3 und 1209.
"«) Lit. 323, toi. 47—49.
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Versuch Herzog Albrechts IV., die Stadt unter die bayrische Landeshoheit
zu beugen, gekennzeichnet werden; das soll in diesem Abschnitt geschehen;
der fönende Abschnitt soll dann den Verhältnissen der nächsten Um"
gebung von Regensburg gewidmet fein.
Die einziges Neuerung im Verfafsungsleben der Stadt war die Be-
feitigung des Bürgermeisteramtes 1430;^ dieses bisher stets an fremde
Adelige vergebene Amt des obersten Befehlshabers des Bürgerheeres
schien unnbtig geworden zu sein; die sHrenftellung des Ersten in der
Stadt ging auf den Kämmerer, nicht auf den Schultheihen über. Die Stadt
hatte weiterhin als Befehlshaber Hauptleute im Sold, wie jenen Hans
Fuchssleiner, der den Versuch machte, Regensburg Herzog Albrecht IV.
zu übergeben.
Am Ib. Oktober 1435 hatte die Reichsstadt mit dem Herzog einen
Schutzvertraa gelchwss<m7am die
Reichsstadt Stadtamhof und das Schulcheiftenamt. w l^cbe VfimbMafi^n
der Reichsstadt vom Herzogtum Bayern waren, wieder zur Einlösung
Die nun folgenden Verhandlungen sollen hier nur so weit ausgebeutet
werden, als aus ihnen der grohe Unterschied zwischen der Verfassung
von Regensburg und jener anderer Städte Bayerns, vor allem Münchens
und Straubings, hervortritt. Der Verlauf der Verhandlungen war der.
dah auf die herzoglichen Forkerungev der Rat qm 42. l . l4sb seine
lv ^geyforde)MAM darauf hingusliefey, dem Rat seine
bisherigen Rechte zu lassen und nur den Herzog an die Stelle des Kaisers
zu setzen. Am !5. 2. antwortete der Herzog ablehnend. Am 27. 3. fyr-
mutiert der Rat seine Forderungen in 20 Punkten^ zu welchen der Herzog
nun etwas entgegenkommender am l . h. Htzstuftg nahm. Von 3. b.
begannen die Beratungen in der Stadt, die in zwei Antworten vom
ls. und 2 l . 6. ihr Ergebnis zeitigten. Am l3.7. wurde dann der Übergabe
vertrag geschlossen, bei welchem die Stadt günstiger abschloß, als nach der
Antwort des Herzogs vom ls. 2.^")
Bei den Verhandlungen erging es dem Herzog ähnlich wie unsi ^ er
kam mit der Vorstellung der ^^nchener oder S t r ^ M ^ r Stadtver^
fassung an i^?^en^bu«n e?"sa^ 3m S A W O j ^
gleichwerng mu dem Stadtrichter an, dm er ^^l^ern<mn^ Mzl^  in d^ ss^ n
Hände er alle Macht legen womel Me stKtsoltte dafik das Recht haben,
en zu wählm? Nun zeigte sich die Schwierigkit des Re-Rat und
gensburger Gerlchtsaufbaues; da hatte der R a t das Recht, Gesetze zu
geben, die Vormünder zu bestellen und die Testamente behandeln zu
lassen, der Rat allein konnte die Verhaftung eines Bürgers anordnen,
er hatte Gefängnis und .^«gstst" <Folterkammer) in Verwaltung, alle
Appellationen von den verschiedenen Gerichten gingen an ihn. Ngch
langen Verhandlungen zog der Herzog die Gelekaebuna und Avnellatlm,
an sich und leitete aus dem Friedgericht auch das ^  ^
Gtriedinger wie 2 l , S. 43.
Ebenda, S. 53-^S0.
«it. 31 ß, tol. 1—ßl; Striedinger, S. S0—78.
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in der Gemeinde zu schlichten,- für Verhaftung vvn Bürgern sollten die
Münchener Bestimmungen gelten; bei der Testamentseröffnung sollte der
Schultheiß beteiligt sein) die andern Rechte belieh er dem Nat, jedoch die
Vormünder sollte jeder Bürger selbst bestimmen mld der Rat nur dann
eintreten, wenn das unterblieben war. Dem Herzoa lasi an einer Ve r-
e i n b e i t l i c k u n a der Ger ick te :der Schultbeik und fein Unter-
richter sollten bei allfy Gerickten Vorsitzen: hier lämpften die
sehr zäh; sie erreichten schließlich, daß der Schulthe von
wurde: aber der Serzoa sekte durch, dak er em eliger und zugleich
Friedensrichter war: der Unterriebter sollte Wacktdina und Komdina
leiten; die stegensburger hatten mehr Glück bei den Verhandlungen
über das Hans^erickt: der Herzoa aab zu. dak nickt der Sckultbe^^ sondern
wie bisher der Hansgraf den Vorsitz führen sollte und der Hansqraf sollte
ihm von den Bürgern präsentiert werden. Hatten die Büraer erst vor-
aeschlaaeni daß der Herzog dem Schulcheiken nur den Bann leiben solle.
so muhten sie nun qnertenneNs daß alle todeswürdiaen ssälle aus dem
Hansaericht dem Herzog zustehen sollten, ebenso das Zudengericht.
Ebenso ist es bqvrisckes steckt, wenn bestimmt wird, dak alle V e r-
t a u f e und Käufe um Grund und Boden und Häuser. „unnÄor
Ulkenns" nur mit dem Siegel des Schultheißen hinausgehen sollten.
Von der Hoheit über die A m t e r rettete die Reichsstadt also ziemlich
viel; sie konnten die Beisitzer aller Gerichte wie die Unterbeamten weiter
ernennen; dabei wird erwähnt, daß außer dem Schultheißen, dem Unter-
richter und dem Gerichtsschreiber noch zwei Büttel oder Fronboten und
drei Vorsprecher vorhanden waren; unter den Vorschlägen der Stadt
erscheint auch der, daß der Henter von Straubing nach Regensburg
ziehen sollt?.
f r a a e n . Der Herzoa beanspruchte alle B u k e n , im endaültiaen
Vertrag wurden ihm jqne vom Sckultbeistenamt und ssrse^gericht ganz
rochen, jene aus >em Hansaericht. die bisher für die Baulasten der
My pfxwqndet wurden
sollte er fürdieslotdy^t der Sfadt verwenden. Die Buhen sollten nach
den in Niederbayern geltenden Sätzen erhoben werden. Noch schwieriger
war die Frage der längst abgelösten K a m m e r d i e n s t e der Hand-
werter, der Zinse von Stadtamhof und anderer Gelder, die ursprünglich
von Bayern an die Reichsstadt verpfändet wurden. Der Herzog sprach
die Zünfte von der Zahlung frei, eine Ablösesumme^sollte em gezahlt
werden, wenn die Stadt sich wirtschaftlich erholt hätte. Dafür verlangte
3er yerzva eine S t a d t s t e u e r. die zunächst für l5 klahre auf " '
den jährlich in zwei Raten festgesetzt wurde; nach l 5 Jahren sowe sie auf
1200 Gulden steigen und Refiensburq zuyleich die gemeine N ^
tragen. Die Hübe von Steuern und Unaeld in der Stadt sollte der Rat
festsetzen.
Nicht weniger zäh lämpfte die Stadt um ihre W e h r h o h e i t ; sie
behielt zwar die Schlüssel der Tore, wie die Wahl, ob sie im Kriegsfall
mit dem Nürgerheer oder mit Söldnern ausrücken wolle. Hatte sie erst
dem Herzoa in Reaensbura nur einen Hof gestatten wollen, so sah die
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letzte Fassung des Vertrags das Reckt für den Her^ oq vor. Hst her si^h^
eine Bura anzuleaen. Nur von der PNickt. beim Burabau Scbarwerl
(Robot) zu teilten, befreite der Herzog die Nürges.
Vöwg verloren ging das Recht der Bürger, von ihBm Gütern in Bayern
l e i n e S t e u e r n zu zahlen; es sollte damit gehalten werden, wie
sonst im Land.
Die Regensburger hofften durch die Einverleibung nach Bayern
manche Besserstellung zu erlangen; sie forderten ein P f a n d r e c h t
für Geldschulden in ganz Bayern; es wurde in dem Umfang gewährt,
wie es in Straubing galt. Sie wollten das Recht erlangen, gegenüber
der G e i s t l i c h l e i t „viöerksu»" zu tun für deren Gelder und Zinse,
die auf Bürgerhäusern ruhten; sie wollten erzwingen, dah die Geistlich-
leit wegen solcher Streitigleiten nur vor das Schultheihengericht gehe.
Der Herzog verpflichtete lick nur dazu, niemand zn d r^ Stadt von ßteu^r
und Ilngeld frei zu lassen als sein Aofaesinde und seine kesoldetey An^-
leute: auf die andern Bedin^unaen ainst er nickt ein.
Einen breiten Raum in den Verhandlungen nimmt die Fraae ein.
ob S t a d t a m h o f mit Reaensbura zusammenaeleat werden solle.
Steuer und Unge d mit zahlen solle oder nickt, und wie weit der B u r g -
f r i e d reichen solle. Am 27. 3. verlangten die Regensburger die Ein-
beziehung des Obern Wörths und des Gerichtes Stadtamhof „mit 6en
Hreln abrannen". Der Herzog antwortete am l . b., er wolle zwar einen
Burgfried aeben, aber Stadtamhof solle bei feinen Freiheiten bleiben.
Am 3. ß. findet sich in den Vorbehalten der Stadt ein Grenzvorfchlag
für den Vurgfried «von 6er 5tat 2um Koben kre^nte, vom koken
zen Naink^uzen". Am 21. 6. verlangte der Rat neuerlich die
Zahlung der Stadtsteuer auch von den Einwohnern von Stadtamhof,
Reinhausen diesseits des Regens, Steinweg und Obern Wörth, wie
„undbl <len ^sittern visekern". Der Vertrag von !2. 7. sah vor, dah
der Burgfried reichen solle «enkalb un6 ker<U8kttId 6er I'uensiv, §o
^eN <l»§ liornöing an «iem en<le kinHU88eriektet kat"; W,HuzbMuw<l
der Stadtfteuer auf Stadtambof und die andern Orte wurde bewilligt,
bagegen solle 5lumpfmühl nicht zum Burgfried aebören aufter mit dem
BuMericht.
Nicht ganz Uar wird aus den Verhandlungen, wie weit die Bestimmung,
dah in Hinkunft das Schultheihengericht 2l Hausgenossen haben solle,
von denen je sieben einen Monat lang amtieren sollten, wie die andere,
dah in Hinkunft jährlich vier Kämmerer bestellt werden sollten und jeder
ein Vierteljahr amtieren solle, älterem Regensburger Gebrauch entstammen
oder neu sind. Da die letztere sich im Vorschlag des Herzogs vom l . 6. zu-
erst findet, die erstere aber in jenem der Stadt von ls. 6., dürfte die Be-
stimmung über die Kämmerer bayrisches Recht, jene über die Hausge-
nossen Regensburger Gebrauch sein.
Die Fragen der Z ü n f t e spielen bei den Verhandlungen leine we-
sentliche Rolle; bei der Vielheit der Gerichte war für sie in der Regens-
burger Verfassung wenig Platz; sie tonnen in der Verfassungsgeschichte
der Stadt übergangen werden.
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Die b e r ^ o a l i ch-bavri sche H e r r s c h a f t blieb in Reaens-
bura ein Kwiscbenfall. am 25. 5. 1492 überaab Kerzoa Albreckt IV.
Ressensbura dem römischen 5tönia Marimilian. Die beiden Regiments-
ördnungen von 1500 und 1514"°) enthalten nicht allzuviel; ein taifer-
licher Hauptmann tritt an die Spitze der Stadt; ausführliche Vorschriften
über die Wahl des Rates, des Schultheißen, Kämmerer, Hansgrafen,
des Äußeren Rates, der Steuer- und Ungeldherren wie kurze Vestim-
mungen für die einzelnen Handwerte folgen. Eine Stadtsteuer an den
Kaiser war neben der Einsetzung des Hauptmanns die einschneidendste
Neuerung; die Vielheit der Gerichte blieb. Der Vurgfried der Stadt
wurde 1495 endgültig festgesetzt,^") dem bayrischen Herzog blieb die
Vlutbannleihe; die Reichsstadt übte infolgedessen in ihrem Burgfried
die hohe Gerichtsbarkeit. Die Vurgfriedsgrenze von 1495 trennte Stadt-
amhof und die andern Orte am Nordufer der Donau bis 1310 von Re-
gensburg endgültig ab.
Das Ib. Jahrhundert brachte der Reichsstadt nach zwei Seiten neue
Hoheitsrechte; einmal taufte sie das längst bedeutungslos gewordene
Propftgericht vom Hochstift; dann gewann sie endlich kirchliche Hoheits-
rechte, indem die neue Wallfahrtskirche zur „Schönen Maria" durch den
Papst vom Bistum Regensburg eximiert und nur dem Rat unterstellt
wurde. Erst diese Privilegierung setzte den Rat in den Besitz weiter-
gehender kirchlicher Rechte; denn bisher hatte ihm nur die uralte Ach-
tirche"2) beim Rachaus ohne Pfarrechte zugestanden. 3m Gegensatz zu
andern Städten fehlte dem Rat die Vogtei über ein großes und reiches
Bürgerspital; nur die Pflege von St . Lazarus stand ihm zu. Auch über
die Klöster der Bettelorden beanspruchte er eine Vogtei. Die Folge davon
war, daß der Rat nicht einmal den Versuch machen konnte, selbst aus-
sterbende Klöster wie St . Paul für ein neues städtisches evangelisches
Kirchenwesen einzuziehen. 3n der protestantischen Reichsstadt hielten
sich die alten Klöster und Stifter. Damit war Regensburg nach 1643
geradezu vorbestimmt, der Sitz des Reichstages, jenes konfessionell so
verwickelt abgeteilten Alten Reiches, zu werden. Wie viele andere Reichs-
stände hat auch Regensburg nach dem Augsburger Religionsfrieden
wenig innere Veränderungen mitgemacht. Davon zeugen die schon er-
wähnten Sammlungen von Ordnungen des Ib. und 17. Fahrhunderts,
die noch immer die alte Vielheit der Gerichte und daneben einige neue
evangellfche Kirchenbehörden schildern.
Damit könnte ich zu einer Zusammenfassung übergehen; aber es scheint
mir wichtig, vorher doch noch einen Abschnitt über die Hoheitsentwicklung
in der Umgebung der Reichsstadt einzuschieben, weil namentlich die Ent-
Wicklung des 14. und 15. Jahrhunderts ohne einen solchen nicht ganz
verständlich wäre.
«it. 37S a und 3?b b.
V0.25l18bS), S. 164 ff.
Schon erwähnt l^on. <3erlQ. vipl. ttsinrioi I I : nr. 23.
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5. D i e E n t w i c k l u n g d e r L a n d e s h o h e i t u m d i e
S t a d t R e g e n s b u r g h e r u m
Bei einer Reihe von Reichsstädten umschloß ein Gebiet von etlichen
Dörfern die Stadt selbst, über welches sie dadurch Hoheit gewann, daß
sie die dort begüterten geistlichen Stiftungen, an der Spitze gewöhnlich
das Bürgerspital, bevogtete.^ Als Beispiel sei etwa Memmingen ge-
nannt."') Da die Stadt leine Vogteirechte hatte, fiel dieser Weg, ein
Gebiet zu erwerben, bei Regensburg weg. Auch der Besitz der Patrizier
am Lande hätte ähnliche Ergebnisse zeitigen tonnen. Die Verhandlungen
von 1436 sprechen vor allem vom Bürgerbesitz im „Norlaw", d. h. im
Landgericht Burglengenfeld, an welchem der alte Sauname bis zur Ent-
ftehung des Herzogtums Pfalz-Neuburg haften blieb. Auch diese Güter
haben nicht zur Entstehung eines reichsstädtischen Territoriums geführt,
obwohl Bayern erst 1486 Steuerhoheit über sie gewann."«)
Betrachtet man die territorialen Verhältnisse, wie sie nach 1492 bis
1803 bestanden, so schloß Kurbayern die Reichsstadt mit den drei Land-
gerichten Stadtamhof, Kelheim und Haidau von allen Seiten ein. An
das schmale und kleine Gericht Stadtamhof stieß im Norden sofort das
Fürstentum Pfalz-Neuburg und im Osten das von 1486 bis zum spanischen
Erbfolgetrieg Kurbayrische, dann wieder ans Hochftift Regensburg zurück-
gelangte Gericht Donaustauf, an welches die Pfalz-Neuburgische Enklave
Heilsberg und das Hochstiftische Gericht Werth anstießen. War Stadt-
amhof von 1403—86 und Donaustauf von 1385—1486 im Pfandbefitz
der Reichsstadt, so war damals allem Anschein nach ihre Lage wenig
besser; denn wie später zwischen Kurbayern und Pfalz-Neuburg lag die
Reichsstadt damals zwischen den Gebieten der Münchener und Straubingcr
Linie, zeitweise auch der 3ngolftädter Linie; die Grenzen zwischen den
bayerischen Teilgebieten gingen damals nur nicht weftöftltch wie nach
1504 zwischen Bayern und Pfalz-Neuburg, sondern nord-südlich. Regens-
bürg scheint also seit dem Ausfterben der Burggrafen 1135 und der Land-
grafen von Stefiing um 1190 wie der Grafen von Bogen 1242 und der
Domvögte von Lengenbach 1235 allseitig von Bayern eingeschlossen ge-
wefen zu sein.
Dieser Anschein erfaht indessen nicht die ganze Lage; denn er nimmt
nicht Rücksicht auf die inneren Verhältnisse dieser Landgerichte, die keines-
wegs so geschlossen waren wie etwa die Landgerichte, die München oder
Landshut umgaben. Nimmt man bayrische Landsassenverzeichnisse aus
der Mitte des 15. Jahrhunderts her,"») so findet man im Landgericht
Kelheim etwa ein Dutzend Adelige und etwa ebensoviel samt Nachträgen
im Landgericht Haidau verzeichnet, als geistliche Landsasfen jedoch im
ersteren nur Weltenburg und Rohr, in letzterem Prü l l und Prüfening;
im Landgericht Regenstauf wie in jenem von Burglengenfeld sind Prä-
laten überhaupt nicht verzeichnet. Die Landtafel des Landshuter Anteiles
) Oberbayrisches Archiv 57 t l s lH , s . 337. Proben zur lerritorientarte von
ls02 des hist. Atlas von Bayern.
l"j siehe oben S. 44; in den Vorschlägen der Reichsstadt vom 12. 1. l4Sß.
"») M. H. St. A., altbayrische Landschaft, Lit. 21.
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von 1483"*) nennt als nördlichstes und Regensburg nächstes Kloster
Mallersdorf an der Laaber. Das heißt mit andern Worten: Um l460
waren nicht nur die vier Reichsftifte und -tlöster in Regensburg auf
teinem bayrischen Landtag gesessen; es fehlten auch alle einst bischöf-
lichen Eigenllöster und Stifter wie St . Paul, Heiligenkreuz, ebenso die
Schotten und die Deutsch-Ordenslommende Regensburg. Ganz anders
sehen die Übersichten des Landgerichtes Haidau oder Kelheim nach 1600
aus: Hier stehen die Hofmarlen der Regensburger Klöster neben denen
der alten bayrischen Landsassen ohne Unterschied."') Aber auch von den
weltlichen Hofmarlen des lb . Jahrhunderts fehlt um 1460 noch eine und
die andere, fei es, weil mehrere in der gleichen Hand waren, fei es, weil
einige Adelige sich noch nicht als bayrische Landsassen fühlten."«) Aller-
dings überwogen die Prälaten erst gegen 1600 unter den Hofmarten des
Gerichtes Haidau. Damit ergibt sich, dah die Reichsstifter in Regensburg
erst im dritten Viertel des lö . Jahrhunderts sich der bayrischen Landes-
Hoheit unterwarfen und dah bis dahin um die Reichsstadt herum nur un-
geschlossene und ziemlich lockere Territorialbildungen bestanden. Bayern
war nur einerseits mit der von den Grafen von Bogen angefallenen
Vogtei über den Niederaltaicher Besitz zu Mintraching wie jener über
Prüfening und anderseits mit dem vom Hochftift Bamberg erworbenen
Abbach sowie von dritter Seite mit dem Nurglengenfelder und Regen-
ftaufer Besitz der Reichsstadt nahe gerückt. Der Besitz der grafschaftlichen
Rechte in Nachfolge der Burggrafen von Regensburg, der Landgrafen
von Stefling und jener von Leuchtenberg, erwies sich zwar im lF. Fahr-
hundert als ausbaufähig genug, um die Reichsstadt schließlich einzu-
schliehen und die Regensburger Prälaten zu bayrischen Landsassen zu
machen, soweit ihr Besitz außerhalb der Reichsstadt laa. aber im 13. und
14. Jahrhundert sienügte noch deren Neicksuymittelbarteit^
Hoheit der Herzoge von Bayern über yqs
RelSsliiftern wie aeaenüber den bischöflichRelchAtmern wie aeaenüber den bischöfllchen Stiftern ein Halt zuzurufen.
Die seltsame Tatfache, dah schließlich St . Emmeram, Ober- und Nieder-
Münster zwar Reichsftände waren, aber mit ihrem ganzen Besitz nach
Bayern gehörten und dorthin steuerten, und nur bezüglich des innerhalb
des Regensburger Burgfrieds gelegenen Gutes reichsunmittelbar blieben,
hat sich erst am Ende des 15. Jahrhunderts herausgebildet. Dies ins
Einzelne zu verfolgen, soll hier nicht der Ort sein; die Bedeutung dieser
Tatsachen tann nur unterskichen werden, wenn ich hier feststelle, dah
diese Tatsachen auch der sonst für Klöster und Stifter geltenden Regel,
dah sie in die Landeshoheit jenes Fürsten gelangen, der ihre Vogtei er-
wirbt,"') widersprechen.
Hier soll nur noch mit ein paar Worten von der Landeshoheit des Hoch-
s t i f t e s R e g e n s b u r g die Rede sein. Seit Bischof Wolfgang die
Abtei St . Emmeram vom HochsUft vermögensrechtlich trennte, hat sich
das letztere nie recht erholen tonnen. Es besah auher der früheren Sehen-
) Ebenda. Nr. ,50s.
'") M. H. St. A. Haidau, G«r.-Lit. 1, !40ff.
' " j 3. B. die Stellung der Herren von Staus.
"") Nl. 3. Oe. « . «rg. N. l4, «. 2l2.
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tung zu BürgWeinting den 914 von M M Konrad I. gefchenttm Forst
zu Sulzbach/") weiter auf Grund einer Schenkung König Ludwigs des
Kindes von 9Q3"i) das grohe Gebiet von Welden und Eberspeünt, ferner
GMer im heutigen Gau Oberdonau zwischen Aist und Ndarn mit dem
spätern Mttelpuntt Zellhof auf Grund einer Schenkung KKnig Ludwigs
des Deutschen von 353,"*) weiter die später zur Herrfchaft PKchlarn an^
gewachsenen Güter, die derselbe König 832 geschenkt hatte."») Das Eigen-
tloster Mondse^") brachte dem Hochstift Besitz zu Strahwalchen im heu-
tigen Gau Salzburg und im späteren Landgericht Wildeneck um Mondsee
und St . Wol fgang^ und um Steinatirchen im heutigen Gau Mederdonau.
Fm N . Jahrhundert erwarb das Hochstift das ferne Stif t Oehringen als
Eigenstift, sowie Besitz an der Donau gegenüber Hainburg, von welch
letzteren Lehensrechte an den Burgen Orth und Stopfenreuth noch später
in der Hand des Hochstiftes waren. Richt untersucht ist, wie Kufstein und
die Grafschaft im Unterinntal nicht allzulange vor 1100 in die Hand des
Hochftifts kamen."«) Anläßlich des Aussterbens so vieler hochfreier Ge-
schlechter in Bayern hat das Hochstift Regensburg nur zweimal ein Erb»
recht geltend machen können: einmal bei der Herrschaft Hohenburg im
Nordgau und dann nach dem Tod des Bischofs Kuno von Lechsgemünde,
aus dessen Nachlaß das Hochstift Teisbach und Frontenhausen, Hochburg
am Fnn in Bayern und Krummnußbaum im heutigen Gau Mederdonau
erlangen tonnte. Die Erwerbung der Herrfchaft Wörth bei Regensburg
hat H. Dachs mit Recht auf ein einst zu Wörth bestandenes EigenUofter
des Hochstiftes zurückgeführt.^) König Rudolf hat dem Hochstift I2SS
die hohe Gerichtsbarkeit im Gebiet von Donaustauf bestätigt."^
Mi t diesem recht zerstreuten Besitz hat das Hochftift schlecht hausgehalten,
hat ihn verlehnt, verpfändet, schließlich verlauft, so daß auhet dem Besitz
im heutigen Gau Niederdonau eigentlich nur die Herrschaft Wörth und
nach dem spanischen ErbfolgeMeg auch jene von Donauftauf, weiter
Hohenburg im Nordgau als Territorium übrigblieben. Donauswuf und
Wörth sind Forstgebiete; sie reihen sich damit einer Gruppe anderer ähn-
licher Gebiete an, in welchem es HochsUftern gelang, auf Grund des Forst-
besitzes zur Landeshoheit aufzusteigen; das ist keineswegs in jedem Forst
der Fall gewesen, fondern nur dann, wenn in einem Forst der HochWfts-
vogt entweder von vornherein ausgeschaltet war oder allmähllch alw"
geschaltet wurde. Das am frühesten erforschte Beispiel hieser Art ist die
Landeshoheit des Erzstiftes Salzburg im Pongau, in den Landgertchkn
Wartenfels, Hüttenstein und Golling des Flachgaus und Taxenbach im
»") Böhmer-Nühlbacher, Rr. 2092.
Ebenda, Nr. 20l2.
Ebenda, Nr. l<04.
««) Ebenda, Nr. 1347;
*") Sein Erwerb ist nicht ganz gellärt.
' ") 3. S t rna l> t, Archiv f. öfterr. Gesch. 99, S. 579 ff.
»«) Bei Otto S t o l z , Archiv f. österr. Gesch. l07, S. 105 ift die Xayache nur er-
wähnt.
V0 . Bd. 86 (1926), S. 190.
O. 3 ted l i ch, Regesten Rudolf von Habbburg, Nr. 137s.
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Pinzgau.") Bei dem Abteiland des Hochstiftes Pafsau liegen die Dinge
weniger einfach; ein von Kaiser Heinrich I I . an die Abtei Mdernburg ge-
langter Forft lam kaft NgenUofterrecht an Pasftu, aber erst die Ab-
lösung der Vogtei, die sich zur Grafschaft im Vlzgau ausgewachsen hatte,
gab dem Hochftift volle Landeshoheit.") Ahnliche Forftgerechtsame des
Hochstiftes Brixen schienen mir für dessen Landeshoheit sehr viel wichtiger
gewesen zu sein, als die von Brixen innegehabten Grafschaftsrechte, es
handelt sich um den 893 <ms Hochstift gelangten Forst Lüsen und den
1048 ans Hochftift gelangten Forft zu Antholz.«") Auch das Hochstift
Freifing hatte Forftrechte nahe der Stadt erlangt, die noch in Streitig-
leiten des lb. Jahrhunderts eine Rolle spielen, aber scheinbar nie von der
Vogtei befreit würben. Forstrechte des Hochstiftes Bamberg im Höhn-
hart und Attergau, im heutigen Gau Oberdonau, haben ebenso die Ent-
Wicklung der Hoheitsrechte in diefen Gerichten beeinflußt,"») wie ähnliche
Rechte um Altöttina und um Neilhart. die im l 2. Jahrhundert in die
Äand der Grafen von Nurabausen und der^erzoge von Vanern gelangt
waren.") Gs find vorzugsweise Hochftifter, bei denen diefe Forftzerichte
eine 3loue fpielen. Daneben gibt es zwei Reichsstände, deren Hoheit
nur auf den Forftrechten beruhte, die beiden Fürftpropsteien Verchtes-
gaben"") und Ellwangen.") Auch für die Mainzer Landeshoheit um
Aschaffenburg ist die gleiche Quelle mit Recht behauptet worden*") und
es wird fich noch mancher ähnliche Fall belegen lassen.
Diefe Forfthoheiten führen in die Frühzeit der Regensburger Geschichte
zurück. Forste gehören ursprünglich vielfach zu Königspfalzen wie be-
sonders schön bei Altötting erkennbar ist.") Es ist nun südlich Regensburg
Königsgut in außerordentlicher Dichte bis an die obere Laaber und in
lockerer Kette bis nach 3ngolstadt und Straubing hin zu verfolgen. Nun
unterscheidet sich das Gebiet der früheren Landgerichte Haidau und Kel-
heim von den anstoßenden Landgerichten durch seine Melgliedrigteit,
Hofmarl stößt an Hofmart, Schranne an Schranne. Die Könige hatten
auf ihren Gütern die Einrichtung der „praopozlU"; daß dieses Amt zu-
gleich Gerichtsrechte hatte, habe ich schon früher bei Behandlung des
Propftgerichtes nachzuweisen gesucht;"^ dk ^
U
z
Umgebung von Regensburg scheint also sehr start mit der Verwaltung des
öniKönigsgutes, das aus dem Herzogsgut der Agilolfinaer erwuchs, zu-
Vamit wird nun verständlich, warum gerade hier
mitten in dem sonst in lauter große und einfache Gerichtsgebiete und später
in ebensolche Territorien zerfallenden bairischen Stammesgebiet sich
'") «. stichter, Archw f. osterr. Gesch. 94. 4l ff.
3. S t r n a d t , Archiv f. Osterr. Gesch. 94. 205ff.
Vttv S t e l z. Schlemschriften 40, S. 420 ff. und 538 ff.) S. S t r n « dt, Archiv f. öfterr. Gesch. 99, 5bß ff.
M. 3. 0e. G. Erg. B. 14, S. 186 und 201.
Vgl. 0 . Brunner, Land und Herrschaft, S. 2b1.
0 . H u t t e r , Va» Gebiet der Neichsabtei Ellwangen, Parftellungen au»
12j A. K l < l n , Studien zur lerritoriendildung am Untermain 1938.
—) «. » l e d e l , geltschrift f. bayerische Landesgefchichte S, S. 49ff.
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etliche tleine Reichsftände, Reichsftifter und Klöster und schUehlich die
Reichsstadt selbst entwickeln und, wenn «uch nur in lümmerllchen Resten,
bis zum Ende des Alten Reiches hehaupten tonnten. Das Reichsgut mit
seiner Sonderverwaltung brach eben ins Stammesrecht ein, es veränderte
die Bedingungen, die aus dem Stammesrecht und dem sozialen befuge
der Stämme für die Landeshoheit erwuchsen, so gründlich, dah hier
andere politische Gebilde entstanden als sonst. Damit erhäU man eine
Ergänzung zu O. Brunners wertvollen Gedanlen über die Bedeutung
des Landes und des Landesrechtes für die Entwicklung der Territorien:
Reichs r e c h t d u r c h b r i c h t u n d stört d ie E n t w i c k l u n g
von S t a m m e s r e c h t und Landes rech t .
b. Zusammenfassung
Es bleibt uns nun die Aufgabe, das Bild, welches hier über die Ent-
Wicklung der Verfassung und der Hoheitsrechte der Reichsstadt Regens-
bürg gezeichnet worden ist, abzurunden und noch einmal aufzurollen.
1. Als V o r a u s s e t z u n g für die Entwicklung der Landeshoheit der
Reichsstadt Regensburg erwies sich einerseits die Tatsache, dah die Ver-
fassung des um die Stadt gelegenen Königsgutes eine Vielzahl Ueiner
Gerichtssprengel mit sich brachte, andererseits, dah auch nach dem Ent-
stehen des Wittelsbachischen Territorialstaates im lZ. Jahrhundert die
Grafschafts- und Vogteirechte der Wittelsbacher Herzoge sich in dem viel-
gUedrigen Gebiet um die Stadt nicht durchfetzen tonnten. Erst als ?^
Herzog Albrecht IV. fielanfi. die Stifter und Klöster in Reaensbura für
ihre in Bayern aeleaenen Güter tteuervflicktia und damit zu Landsassen
zu machen, war auck ein Anariff auf die RsichsstadH selblt möalick. Dah
dieser Angriff mit der Wiederherstellung der Reichsstadt endete, lag daran,
dah der Deutsche König Maximilian I. eben ftärler war als sein Schwager
Albrecht IV.
2. Ob eines der Ge r i ch te auf dem Boden der Reichsstadt bis in
die Karolingerzeit zurückreicht, läht sich vorderhand nicht dartun; sicher
aber reicht das Gericht des Burgfriedes, das spätere Kornbing weiter
zurück als die andern. Das Sckulth i^stensiericht mast lo alt sein wie das
Burggrafenamt, also bis 94ö zurückreichen 5 und die Propftgerichte der
Domvogtei, von Ober- und Niedermünfter wird man nach der allge-
meinen Entwicklung der Vogtei im Deutschen Reich für wenig jünger,
vielleicht um 960—70 entstanden halten müssen. Alle diese Gerichte waren
nicht örtlich begrenzt, sondern richteten über Personenverbände, der Burg-
graf über die Freien, die Vögte und Pröpste über die Eigenleute der Stifter.
Zeitlich im Rang wird man das dieser Vielheit von Gerichten einzelner
Stadtherren gegenüberstehende herzogliche Iollgericht als nächstes an-
zusetzen haben, fteilich die Zeit wage ich nicht anzugeben. Wieweit das
Hansaericht aus dem Schultheikengericht und damit der Burggrafschaft
abaezweiat. wieweit es"mit hqm Kolherickt zutammenbänat. ilt vorder^
Hand ebenfalls nicht zu entscheiden. Für die Stauferzeit wird man diese
beide einheitlichen Gerichte den stadtherrlichen Einzelgerichten gegen-
überstellen und für bereits ausgebildet ansehen müssen. Längstens um
F0
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1150 wird man
zuordnen; 1230—1261 muh diese Nnrichtung ihren Abschluh erhalten
haben. Die Achtzahl, die bei ihrer Errichtung wie bei der Zahl der Aus-
schuhmitglieder für die einzelne Wacht eine Stolle spielt, findet bei den
sechzehn Ratsmitgliedern seit 1244 eine beachtenswerte Parallele, die
ebenfalls den gegebenen Zeitansatz unterstützt. Erst jene Rechtsein-
richtungen, die sich später entwicklten, wie die Vormundschaftsrech-
nungen und geschriebenen Testamente, tamen vor die jüngste Einrichtung,
die gerichtliche Aufgaben hatte, vor den Rat. Eine einheitliche Gerichts-
bartzit übe? Gruyd uyd Boden fehlte bia 14861 Reaensbura hat dcmnt
eine viel altertümlichere und umständlichere Gerichtsverfassung bewahrt,
als fast alle anderen bayrjsch^n M h östzpnichffch^n Städte* ^
Verfassung von Reaensbura reickt eben über die Entwickluna der Stadt
als bürgerliches GememVelen mrück. bat die andern Städte daber taum
beeinfflukt und fällt ebenlo wie die Verfassung, die Salzburg im
alter batte. aus dem
reichischen Rechtsgebietes heraus.
2. Reaensbura hatte wie auck Passau bis 999, wie auch Köln in seiner
Fryhzeit oder Speyer bis ins l k Jahrhundert, nicht einen, sondern
 p
mehrere S t a d t b e r r e n . Den bayrilcben Ker^oa bat zwifcken l 160
und l l ss der Deutsche Könia erlekt. daneben bUeb der Bischof mit seinem
logt und Hochstift, mit den zugehörigen Eigenllöstern und -ftiftern der
zweitbedeutendste. Die Reichsstifter Ober- und Niedermünfter waren
daneben nur unbedeutend. Irgendwelche Spuren der Wirlsamteit der
bayrischen Pfalzgrafen lassen sich bisher nicht finden. Beziehungen der
PfalWrafen zum Zollgericht oder auch zum Hansgericht tonnte man
immerhin annehmen.
4. Die Entwicklung der Stadt als G e m e i n w e s e n begann mit
dem Recht, den H a n s g r a f e n z u wählen, welches ich auf ein verlorenes
Privileg Kaiser Friedrichs I. zwischen N 6 l und N36 zurückführen möchte.
Bereits mit diesem Privileg begannen Ansätze zu einer W e h r h o ^ e i t
der Stadt, die längstens 1244 mit der Wahl des Bürgermeisters und der
in derselben Zeit erfolgten Errichtung der Wachtdinge abgeschlossen wae.
Dazu trat seit 1207 die S t e u e r h o h e i t der Stadt. Steuerleiftungen
ans Reich tonnte die Stadt im Interregnum abschütteln, solche an den
Bischof scheinen nie bestanden zu haben. Dafür erreichte die Stadt nicht,
dah die Stifter und Klöster in der Stadt mitfteuerten. Die seit 1227 lang-
sam werdende, 1244 abgeschlossene R a t s v e r f a s s u n g . Bereits
l220 erlangte die Stadt das Privileg ,.6e non evoeando", dem 1315
jenes „6o non appeUanöo" folgte.
Die Erwerbung der einzelnen G e r i c h t e folgte sehr viel langsamer.
Zunächst scheint das Ziel der Stadt die Zusammenlegung der Ueinen
stadtherrlichen Gerichte mit dem Schultheihenamt gewesen zu sein; das
Propstgericht für St . Johann erscheint zuletzt 1216, jenes für Ober-
Münster I22S, jenes für Niedermünfter 1362. Das Zollgericht scheint
längstens um 1360 verschwunden zu fein. Scheint ursprünglich das Ziel
die Einverleibung aller Gerichte ins Hansgericht gewesen zu sein und
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diese Abficht in Beziehung zur Auerherrschaft zu stehen, da die Auer als
Propftrichter dies verhindern wollten, so trat nun das Schulcheißenamt
in den Mittelpunkt der Erwerbungspolitil. Als die Reichsstadt l3sO das
Schultheihenamt zu Pfand erworben hatte, blleb nur noch die Ausschaltung
des Propstgerichtes übrig, die die Ratsverordnung von l294 durch die
Bestellung gemeinsamer Hausgenossen für beide Gerichte erreichte.
Wann die Stadt das Kornding erwarb, ist nicht bekannt. Bis zur Er-
werbung des Schultheihenamtes hatte es der Stadt genügt, dah die
Verwalter der Gerichte Bürger waren und dah eine Berufung von Re-
gensburger Bürgern vor auswärtige Gerichte seit l230 untersagt war.
Vie Gerichte waren ihr also für ihre „Landeshoheit" recht unwichtig.
Ansätze zu einer Nildunsi ejnes reicksltädtlscken T e r r i t o r i u m s
a m h o f !40s wurden durch die bavrilcbe Herrschaft pon l48b—92 ver-
nichtet. Entscheidend für die Weiterentwicklung war noch die Erwerbung
kirchlicher stechte durch die Exemtion der Wallfahrtskirche „gur Schönen
Maria", welche der Reichsstadt die Voraussetzung für ihr Reformations-
recht brachte.
5. Für die Entwicklung der Landeshoheit im bayrisch-Hsterreichischen
Rechtsgebiet wird die Reichsstadt Regensburg, in welcher noch das Hoch-
ftift Regensburg, die Abtei St . Ennneram und die Stifter Ober- und
Niedermünfter Reichsstände waren und das Sti f t der Alten Kapelle sich
Reichsftift nannte, immer einen Sonderfall bilden, den das Reichsrecht
dem Stammes^ und Landesrecht zu Trotz vorbereitet, entwickelt und
schließlich 1492 mit Gewalt durchgesetzt hat. Für den Erforscher der Gnt-
Wicklung der Landeshoheit wie der Gerichts- und Herrfchaftsorganifation
wird die verwickelte Gliederung der Gerichte in der Stadt sowie die merk-
würdige Tatsache, dah nicht die Gerichtshoheit, sondern jene über Markt
(Hansgericht), Mauern (Wachtdlngj und Steuern den Ausgangspunkt
der „Landeshoheit" der Reichsstadt Regensburg bilden, auch weiter Stoff
zum Nachdenken genug bieten.
Die Fragen, die ich über Einladung des historischen Vereines für Ober-
pfalz und Regensburg in einem Vortrag in Regensburg am l9 . l . l93s,
der mir durch die freundliche Aufnahme seitens des Vereins und das
rege Interesse der Zuhörer stets in bester Erinnerung bleiben wird, be^
handeln konnte, sind mit diesem Aufsatz nicht gelöst; namentlich die Ne-
arbeitung der grundherrschaftlichen Rechte in der Stadt ist noch eine
grundlegende Aufgabe, ebenso die Frage der Hoheiten der Reichsftifter.
52
Universitätsbibliothek
Regensburg
Historischer Verein für
Oberpfalz und Regensburgurn:nbn:de:bvb:355-ubr02231-0052-2
»«Uagel
Verordnung des Ztates der Reichsstadt Ztegensburg
über Gerichtssachen, besonders üb«r das
Ech u l t he ihenge richt.
Undatiert <1260—7H. Stadtbuch l> tol. b4'—SS'.
Vas «tadtbuch I (M. H. St.A., «it. 271) befteht aus drei Hauptteilen; die erste
Anlage umfaht die 3 tagen 3—20 und ip nach Wledemann etwa 1N0—20 ge-
schrieben (»«<». V « » 53, S. IV und 715). Vle Pveite Anlage bilden die Nlstter
3l—70 <S Lagen). Ver Anfang, Blatt 1—7, und ber Schluß Blatt 71—95, sind
später hlnzugekemmm. Vie 2. Anlage enthält Urkunden und Verordnungen vor
allem aus der gelt von 12« bis 1375z einige «intrsge 1277 (Bl. bb> 127S l » l . b0),
12S2 <Nl. 70"), »282 l « . 52' und 4l), 12S5 (Bl. b?) möchte ich eher für Nachträge
halten, «ine modeme Hand hat aus mir unbekannten bründen zu der Verordnung
hinzugefügt: 1259, 29. 2. oder später. Neiner Meinung nach ist die Verpfändung
des Schultheihengerlchtes am 7. 1. 1260 als Voraussetzung für die Verordnung
zu betrachten. Qie steht zwischen einem «intrag vom Ib. 7.1264 (Nl. H4j und einem
solchen vom 2b. b. 1272 (Nl. bb). Vle «echtschrelbung ist bei diesem und allen fyl-
genden stücken nicht dem Original getreu wiedergegeben.
B l . 64'. V22 Äebeln un3bl riobtter kle 6ebeln unsern burger noek
dur^erlnn nlobt vaben sol umb ^HH sebbinerlb^ saeke an 6e« rs^2 bei««
vi22bn kie «e Negenspurok Ämnne lst.^)
8vl »ueb 6ekoln rlektbl <lebvlnen unssyl burzer noolz burgerinn umb
uncl luwÄlung iüobt «u 8pwwn noek
; er 8u!l ln sorumb lürdieten unH 6lum»ok ßvsokeob,
. IIn6 ^«u l l t auck Äer tronpo^ ssgt, 622 er »lnen un6enn bürger 06er
bürzerinn 6«i8tun6 kab lür gepoten un6 lsugeM 6e« un3er dürger
un6 müßen 8le 8lok s»von genenunen mld ir 2ine8 2^6
in nickt ebunt 8l getzzn uns öornaok rvobt unvenwMnUcken tun
wellen, ^ver klnt« in lobt «e vollern 06er «e 3preoben k»b naek
8tat reckten, 62 sol e2 bei deleiden un6 müßen siok also an »Ue
äovon genemen.
L2 8ol auek nleman «m6ers vor 6em geriebt in un8erer 8tst volg nook
urtall geben, s«mn <Ue mit unserer stot tnzgent unÄ un8er burger
8ol noek insg auek 2ut sekeln plant vor 6em geriebt in unserer
nlektte8 mer bestseten, «lsnn ^e a « ptsnt ^ert ist, e« 8ez^  6snn, 6 «
man brit 06er urekuns Herüber ksb, ^22 <ll 82gent, <lo 8ol e^ be^ be«
leiben; 2n<lers so! b2 «lekeln ekr2tt k2ben.
Val. oben S. «—42 bei den Verhandlungen von 14Sb.) Vleser Absatz setzt die Macht des slates über das Schulthelhengericht voraus,
die die Verpfändung vom 7. 1. gewährte.
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80l suob Äbbein un8bl riobter über tümtplunstNezenspurger pten-
nlobt riobten, er bllb «e 6em 2llermln5ten 3^den b»u28eno22vn an
äem rvobten oäer e« 8ol nlebt ebratt baden.
zlan 30I auob H?l22bn, 6 « 6ebeln un8er burger Äebelnn ricbtter in
un8ervr »tst nsob unserer 8t2t »lttem reckten von einem tosswg niobtx
mer zobulöig i8t 6«mn 6r!ttb»lb ptunt Kegenzpurger ptennlng^) . . .
<Es folgt ein Verbot, Siegel für junge Bürger anzufertigen) . . .
*ßs". L« 3ol »ucb »in 3obultkei22 kle vor allen leuten gen un6 in allen
ern gebadt^erÄen in aller 6er ma22e, al86eralt 3ekultkvl22 gebabt kat.*)
Nr bat auob 6er 3obultbei22 vollen geaalt» ven er vaeekt von pto22en-
3nel6ern, von puben un<l von 3oeliebem volkob, valn6ieben^) o6er 8^er
im 3UN8t zzevelliob v i r t umb ivanöel, o6er v^en er vaecbt uinb ^an6el, <la
8ol er 8elneu Hvanöel un6 3blneu reebt von nemen un6 somit bawleln,
al2 e2 vorber i3t obomen un6 6urvk nleman8t bet nock bel22 nlobt ab-
!a22en, e2 3obatt 6ann gknt2llober rat o6er 6er merer teil un6er in.
6ann in 6ie bai22ent tun, 6e8 8ol er 6ann gekor8am 8ein.
auob im gevelt von ln8igb!n, von ^ei3bi6en, von van6eln o<ler
von velberla? 8aoben 6a2 3e^, 6 ^ 6ax geriobtd antritt, 6a2 3ol pr in ain
trüben lezen, <U M M im 6o2uzibt.
L!r bat auob voUen gevalt alle ^anllel naob 8inem a^6 un6 treten
tzbtellUsen mit 8ampt 6em 3obrelber, ^a2 un6er einem. ptunt l8t; i^ az
binüber l3t, 622 8ol er »aok 6e2l4eumal3ter un6 naeb 6e2 Nunter ratt
06er Hven mein berren 602U 3okllcebent abtelälngen naob 8vinen treten
un<l an6er3 niebt; e2 3ullen auok alle tucllng blnt2 im gelegt ^er6en
un6 60 ab geteiöingt.
Veilage 2
Aufzeichnung über die Ert rägnisse des Kammeramteo.
Undatiert (um, l3S0). Stadtbuch I> tol. 49".
Vas Stück gehört ebenfalls in den zwischen ! 360 und l375 entstandenen Teil
des Stadtbuches I und steht zwischen Stücken von ?. l . l2ß0 (Bl. 49) und lß. l2.
12bl (Vl. 50> Vgl. zu einigen Punlten Ickon. Voi<» 3b?, S. 527.
Va2 gebort in 6a2 liamerambt.
v ie ?ragner gebent 2u ^iVelbnaebten (25. 12.) ein ptunt ptenning un6
vir ba3en un6 aebt lvpbuner;
«j Das Wandel von 5 Pfund ist das Wandel für Handverluft; siehe W. Schnell-
bögl, Vie innere Entwicklung der bayerischen Landfrieden (ls22), S. 42S (240).
F ü die Siebenzahl ber Hausgenossen vgl. in den Verhandlungen von l4sß, S. 44.
«j 2»/, Pfund ist 20 Schillinge oder SW Pfennige, das ist bloh der vierte Teil
des salben eder ribuarischen Nergeldes für Gemeinftele von 200 Schillingen
izu l2 Mennigen -- 2400 Pfennigen), welches auch im pajuwarischen s^eht galt.
Freilich ist es strittig, zu wieviel Pfennigen die Schillinge anzusetzen sind. Vgl.
M. Llntzel, Vie Stände der deuttchen Vorrechte, Halle 1933, S. l09. Vie 3tied-
rigleit dieses Nergeldes ist auffallend. Waren die Bürger also Freie oder nicht?
«j Ver Absatz steht auf Rasur und setzt ebenfalls die Verpfandung voraus; nach
diejem Absatz mühte die Verordnung unmittelbar nach der Verpfändung beschlossen
lporden sein; das gilt auch für die folgenden Absätze.
*) Schlecht leserlich und von mir ergänzt.
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unä Mb pbekbn gbbbn 10
uns M ^u<lbn 2Hv»z^  plunt
u M Hin ^bgllok »okirg Äv2 8dbultlMi22bn gibt binsn liasvn u M
bünsr.
Itstn 2b pbroktnaMtbn (h. l.j gibt m^n von 0dtzrmO«Mve;
item 2b dNöbMünktbr 2uok 1 U> 6n.
ItbM 2b I.iboktmb38b (2. 2.) gbdbnt Äi I.b<lrbr 1 lb sn ;
uns cklb OkusbrMbnnbr yin bslb ptunt. pknyizs;
41
ln 6vr Vmten gbbynd Äib?l»Mbr yin
vlltsU kaberokorn;
Itbm uncl <Ub Olbr s^bbnt in <lve Vastvirbln l a M öl8;
in aln ^/z ptunt ptbnnlM;
Abt
unä von sbr w8t KNring 12
un<! 8Vbr Kau8bn kbrMrt (br> Kb^ durßbr oelbl)') (6or)^) gH8t, 6br gibt
2b 08tbrn gbbbnt Mb <Iu«lbn 2 ptunt ptbllbr8.
Itbm 2b 8»nÄ ^örgbntag (23. 4.) gebbnt Mb ?eebbn 8bok8 lb <ln;
1b
1 Ib cln;
lb
40
M ltubttvr 2W2i
Obrmnbv 12 <in;
gbdont 60
Itbm 2u 8anü ^srgbn Mb22 (23. 4.^ gbbbnt Mb Nbtkbrrvn von
man 8bok8 solMing pttznniz, al8 vU i r i8t;
Itbm Mb ?rvMN gbbbNt 2U 82N6 I o ^ b n Mb22, M 2b <>3tbn 2^/z ptunt
uns M 2b ^Vb8tbn 2^/z ptunt ; Hor2u 80^ol bin Ml iok prbM gbbbp von
8SNÄ IslHbntNg U»t2 aut 8unhbntbft (24. 6>) von l8llekbr 560 (draMsj
12 6n ; 8^»2 übr brau bbwlbt naeb 8undbntbn, 622 8l niekt vbrokauttbnt
Vbr3ckbnokt 3in<l> 6» 3okol man von ^8lbiober gbbbn 80 6n.
Itbm cknrnaok 2b IIn3brbr?raBsbnt28, Äbr Hungern (8. 9.) gbbbnt
sier 1 l d ;
M lHusblvonbe ^/, ld sn ;
üi Okür8Nbr 40 ptonniß.
^j Nachgetragen.
' j Schaff Erbsen.
") Ztadiert.
*) Von hier an gestrichen.
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Veilage 3
A u f z e i c h n u n g e n übe r d ie Nechte des P r o b s t g e r i c h t e s .
l Stück geschrieben 2. Hülste des
l5 . 3ahchhmderts
2 Peruamentblttter.
W. H. St. A. Regensburg, Hochftift-
Urkunden, Fasc. 29.
Nota, 6ie bernaok ge8ebrieben
gebornn6t lür Ha8 brobstgerlobt.
Item ^^ v 6em ersten all, sle
Peter*) ^ugeborn 06er 6le
algen zein un6 <lle
^nn8batttlg 8ln6, 6le
geborn all tUr 6en brob8t.
Item, all 6le von Nobenburglc
, 80 tur
geborn.
Item «um er8ten »ll, 6le
Peter «ugebsrn 06er 6le 82ns Peter
aigen 8eln un6 Äle 8«m6 Peter
von
uncl von
ocler von lTrntel8 von Noden-
06er von
Item
von
geborn att lür 6en
all <Ue von
Item sll, 6le von Nobenburg 8ein
unÄ von ^e r6 t unÄ H^»8 2u >Vor6t
gebort, un6 von 1Aumb8t2^tl un6
Kw8 622U gebort, unÄ von Lrnlell8
uns von ttobenlel!8, un<l von
ting unÄ ^u Lber8peKMt un6
2uck 2u Leoklarn gebort;
Item aueb all Äle 6em bi8tumd
von 8aIlt2H>urglc «ugeborn; item
2ucli all, Äle «lem dl8tumd «v
^iebztvt xugekorn; item auek all,
sie 6em bl8tumb xu ?re^8ing xu-
geborn, item aueb all, <Ue <lem
di8tumd 2^ Nabnderg «ugeborn.
Item aueb all, <lle 6en von Norr
2ugeborenn6t; item auob all, <Ue
Äen von päring xugeborn, item
aucb all, <lie Äem got8bavL 2u
8anH I^ lang «ugekorn; item aueb
all, 6ie von pruNlng un<l v^a8 <lar-
xu gebort uncl von Kallmun38.
Item aueb all <lie 82NÄ tia^me-
ran augeborn un<l ^23 Äarxu ge-
bort bat; item aucb all, <lie 8an6
St. Peter als Patrozinium des Voms und Hochstiftes Regensburg.
') Die Aufzählung der Hochstiftsgüter nennt Ghrenfels und Hohenfels, die nicht
zum Hochstift gehören und auch nicht in den spüteren Überfielen der Hochttifts-
lehen (M. H. St. A.) erfcheinen; dagegen fehlt die aanze Verlaffenfchaft des Vifchofs
Konrad I I . von Lechsgemünde, Frontenhausen, Teisback, Hochburg anr Fnn und
Krummnuhbaum; daraus würde eine Vatierung vor l22v zu schließen sein.
') Vie Formel fortan d. g. f. d. b. gekürzt.
St. Nuprecht ist die Pfarre von St. Emmeram.
06er von
unH von
uns suek 6ie von
2Bs Lamderg angekorn, 6ie g. 2. l .
ll. b.
Item all Äie von I^ore uncl von
pering 06er von 8an6 ^lsng un<l
von pruNinß un6 von
uns »U, <lie
gekörn, 6ie »U g. auek l . 6. d.
Item auck 2N, die
un^ 8sn6 Pa^l8 un<l geen
pruel geborn, 6. all z. auob f. 6. b.
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Item auok all, 6le 6en Noter
un6 sen ^Hffern «ugelwrn, <l. g.
auob l . 6. b.
Item all, Äle aul <lem prvprun
8bln, 6ie geborn aueb wr sen
brobTt.
Regensbma, Hochftift Art. Fase.
Papier l5. Fahch.
clie
6em ambt <ler
8okolt8 inn
bl-
ser
Item zlaltini ( N . N.) äie «luet-
ter unll Vll^er miteinander xeken
ptennig Ne8en8purger un6 ain
ptunt pletterz.
Item 5w ^eicknaobten (25. l2.)
ein prob8t 8ol 8etxen 6
6en, 6ie verlca^ltent opttell
^ i lprätt ; 6ie8elben 8in6
2e geben einem prod3t ärei 8okilling
ptennig un6 aekt repküner.
Item 215 >Veickn2obten 6ie «Iu-
clenn ein ptunt pleite«.
Item sie pekebenn 2^ell 8emel;
<le8 i8t ett^v22 ^i6erreÄ lnn.
Item »n 6em 0dri8ten (b. l.)
von einer kueb «u ^ewttng 8eck8
8ekllling plenning «v pe88erung
äer 8tieg v«m 6er lcueken Äb8 kok
Siehe vorige Anmerkung.
»ugebornn6t; item auok »ll,
<Ue geen «mnÄ Ila^mnun »n Äie
Äle <len Itolern
«ugeboren.
6le aul 6em
Item
uns sen
Item auok
preprunn
(Ztückseite von Fol. 2). Item
alle, 6ie lclögter un6 8tlttt, Äie in
Äen vordenenten bi8tumb ligennät.
Item »uok Äle besser unÄ ann-
Äer gut, ä28 in <ler 8tat sen gel5t-
lioben «ugekort.
Item auok alle, Äle
«ln<l aul <len l3erl2o
purg.)
Item »ueb alle, <lie in <iem Obern
uns in Äem l^isern
Ztegensbura, Hochstift Urt. Fasc. 4l ,
Papier Anfang lb. Fahrh.
v
Naeo 8unt pertinentia as ot-
tieium prep08iture Äomini epi-
8eopi in l(ati8poneN8i eivitate.
Martini pileatore8 et viltxarii
8imul Äeeem <lenario8 et libram
piperi8.
In Xativitate Vonuni prep03itu5
Äedet 8tatuere torum Mi8, izui
v^näunt poma et terinam, <zui
con8ueverunt clarv prep08ito tre8
8oli<lo8 et ooto peräiee8.
In Nativitate vomini
libram unam piperis.
Item pi8tore8 pane8 Huo6eoim
8imule, 8eÄ ^uberieu8 negat.
In Lplpkania <le ^Veimptinge
äe buba prima 8ex 8oliÄ08 a<i
reesitioaUonem gra<iu8 äe eoquina
eurle epi8eopi<
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Item AN 6en; Qbri5t«nn von
plennlng
Item «m 6em 0brl«tenn von
ldlMRenm lunteÄg plen-
ning; 6» lz^ eNM« H»l6errv6 innen,
tuntun6vlro2lg ptennlng.
Item 2V I^ leobtme88en »nl inn-
»uentng (2. 2.) 6le ?vokenn
ptunt plennlg, 6avon 6le
bckbent vlr
Item 6le ?1el8okle^tt
ptennlg.
Item 2w Vallnaobt <Ue
ptennlng
Item ln 6er Vs3tenn <Ue peebenn
sollen geben »ln vierling 8emel-
Mbl5.
Item <Ue kielgokla^tt, sle
(öljverlca^llent un<l <Ue
es verolcaultent, gebennt
ptunt öl»; »der <ler protzt gibt ln
clem ^ nttl»88 gen kott 2ebtun6vir-
ciig plunt ol3.
Item 2^ v l)8tern <Ue ^uclen ain
ptunt ptetle«.
(23. 4.) gedenn <Ue peelcenn
plunt plennlng; üsvon badent
k2U38geno83en lren tsUl.
Item <lie k1ei3ekleH t^t gebennt
ptenning.
i3t.
Item <ile
plennlng <xler eln
6lei53ig ptennlng
Item 2^ 8an6
Xlamer 2^ell ptenning.
Item <Uv zlett3ekenolc
ptennlng
met3.
Item 6le peelcenn an ?e<lem
3untüg 2^2^ plentert 3emell.
Item selber prvKs 32^mlg ist,
6er 8eln plr nlobt verolca^ttt plll
(24. b.), 6er l3t
Item ln Lplpbsnls 6e prule
x«glnt» 6en»rlo8.
Item 6e 3«moto liemmerluno
aglntH 6eoRrio8 et oonten-
6ltur 6e <lu»6r»glnt« ^uinque 6s-
n»rlo8.
In ?urltl<3»olon<
Ubr»8, un6e »88e88
tur k2U8geno88en,
tionem 8U2M.
In purltleaeion«
3 Pi3torv8 6u«l8
o«8, qul 6loun-
bllbebunt por-
l o»rnlNee8 3ol-
vunt ootoglnts 6enarlo5.
In L2lnl8privlo
rrzzgner tre8 8oli6<
In Hu26r2ge3in
dent 6»lV men5lln
)8 6enllrlorum.
z» pl8tore3 6e«
zm. <iu»e 6ieitur
virllng, 6e larin» 3lmule.
In 0u2<ll2ge8lma <Hrnitiee8, qui
ven6unt oleum et »lii, ^ui ven-
6unt, triginta UbiA3 olivi, 5e6 pre-
p03itu3 ln ooena 6omlnl 6e ottleio
prep08iture qu26rüglnta ooto
olivl.
In
plperi5.
(3tückseite.) Qeorgli pi3torv8
vunt 1 (l)l) llbram 6en2riorum
un6e 288e58ore8,6letl b2U38eno83en
p^rtem dabebunt.
»
ooto-
( l j 3olvunt t r i -
vel
6ie QeorßU 6uo6eoim
Item me6oni3te <zu2llbet 6o
minie» 6uo3 6enario3 vel 6u»3 6e
me6onl3.
Item pl3tore8 6e
mlniea 6u»3 6en»rwtH3 6e
Item «iuioum<iue pnuultor tsr
6at ven6erv oerevl8l«n 3U«n U8<iu
po3t 6lem solstlo^ tenetur pre
») tbeschwigt).
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6en
einem prob8t 8obu!dlg tuntund«
vlro«lg ptenning.
3^ geparnn vard (8. 9.)
ptunt ptennlnK, d^von dl<
geno88en lrn tail kadentk
Item dle
plennlng
(Rückseite.) Item von
3obetlbolt2enn, dle
^verdent an mlttlob und 8ambt2tag,
davon gevellt alnem probst ein
Item
man verelca^tlen ^ l l gen
purg an den inarokt geturtt,
dent von den, dle 2v elne8 prob8t
gekorent, 80 gevallent elnem prod8t
von einem H a^gen 2Melt ptenninß.
Item dle ?reven 2^ O3teren
mediam oarratam eervl3ie.
Item veMcber ?eolcb gemain-
«ebattt de3 marclct baben i M , der
gibt 2^e!t ptenning.
Item ^vellieber peekob in der
Va«ten peobt gein marelct prvtxen,
<ier gibt T^elt ptenning.
Item dle l ialtner, dle verelcaivt-
lent betten, 8ullen ketten geben
all 8ambt2tag etc.
Zusatz in der Fassung v .
Uec 8unt, ^ue pertlnent ad oltizeium prvpo8iture Nati3ponen8i8. Nee
sunt, tzue pprtinent ad oameram dominl epi800pi in oivitate Nati8ponen3i.
?raxatore3 rv3idente3 in parte orientall civltatl3 pertinentb8 ad
vooatiam, vulgariter dieta lAumbvogtei dabunt 3inguli8 anni8
slibra3i ll<l terinlno3 8ubnotata8:
p08t lv8tum beati deoi^it (22. 4.) ad l4 die8 dabunt dua8 Ubras.
po3t I4ativltatem beate HLarie vlrginis (9. 9.) ad die3 14 dabunt
po8ito in
nario3.
In dlatlvitate be«te Karie vii>
zinl^ Äua3 1U>ra8 6en»loruln, unöe
a33e88orv8 babbbunt partem.
In dlativitate beate ^larie vir-
glnl8 oarnitioes ootoginta 6enario8.
Item de nav!bu8 lignorum ve-
nalium in <zuarta teria et in 8abato
ee<lent prep03lto unum Ilgnum,
qul vuißo «Uountur gruene.
Item <zuioum<zue ourru8 < oum
bu8onibu8 venalibu3 l 6e<iuotl tu-
erunt Nati8ponam per eo8,: P l l aä
juäiolum prep03lti pertlnent,, pre-
p08itu8 peroipiel^ <le ourru 6uo«le-
eim <lenario8.
?raxatore3 in oriente me<Uam
earra^am oervl3ie.
(Ll . 2.) Item pl8tor^ <zui voluerit
babere oommunionem torl. 8olvit
öuoüeeim Hpnario8.
Item <zuioum<zue pi8tor pi8tabit
a<l torum eru8tula per jejunlum
8olvit 6uocleeim 6enari08.
Item 8lnguli venüente8 olla8 äe-
bent clare 3ingu!i8 8abbatl8 oUazz,
ne8oio,
po3t purltioaoionem beate ^larie virzini8 (2.2.) aU «Ue» 14 6adunt 6ua5
Praxatore8 vero in parte ooolüentall re3i6ente8 a6 prellietam a^ vocaoiam
pertinentb8 6abunt trv8 libra8 annl8 8inzuU8 a6 termwo3 8upra<Upt08.
Item earnitloe8 a<l asvoeaelam ante6iotam pertinente8 Äabunt 8ex
Ubra8 annl8 3inguli3 <Uvi8im in termlni3 8upra<lioti«.
Item mangonb3 6abunt 3ex 3oUÄo8, vl6elloet pozt tzltltlvttatem,
vomlnl aä 14 6le8tre8 30U603 (folgt eine Lücke) 6ie8tre8.3ylich)8.
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Item »HWonb« vensentb« meso»bNK «wlvunt trvs 80ll6o8 longorum
«linMlum.
It«m pellMeb«, oalowwlBK 6ioU QzMerMMmee, oenlone«
«mnl» p
«UoU« 17 «oUckoa, Mormn rvm«mbbit in omne» somlnl eplseopl Ubra
prvter 12 6bNNrio«, rvllqu» »«signabuntur penwni«
Aberl icht der Adgaden der Handwer ter
an die Kammerämter des Bu rgg ra fenUnd bes Bischofs
wie an den Propst.
Als Grundlage für die Namen der Handwerke wurden die Liften der
Handwerte in den Verhandbmgen von 148b, Lit. 3Iblol. 57 und 60 ge-
nommen. Abgaben an das Kammeramt des Burggrafen sind mit l(. ^.,
an jenes der Mschbfe mit l i . » . , an den Papst mit ?. bezeichnet. Pf. --
Pfennig. 148b nicht erwähnte Gewerbe mit *.
Nader: ohne Abgabe.
Bäcker: K. ^. 25. 12. 10 Semmel; 2.2.2 Viertel Semmelmehl. 23. 4.
b Pfund Pf.; für Nretzenbacken in der Fasten 12 Pfennig. I>. 25. 12.
12 Semmel; 2. 2. 2 Pftmd Pf.; in der Fasten 1 Vierling Semmelmehl
(-- 4 Viertel); 23. 4. 2 Pfund Pf.; jeden Sonnt^ um 2 Pf. Semmel;
für Marltgemeinschaft ^ 12 Pf.; für Bretzenbacken in der Fasten je 12 Pf.
Nändler: ohne Abgabe.
Barchenter: ohne Abgabe.
Bierbrauer: l i . ^ . 23. 4. 5 Pfund Pf.; vom 23.4. bis 24. 6. von jedem
Bräu 12 Pf., vom Rest nach 24. b. 80 Pf. l i . S. 2. 2. 3 Pftmd Pf.;
23. 4. 3 Pfund Pf.; 3.9.3 Pfund Pf.; ?. nach 24. b. von unverlauftem
Bier 45 Pf.; eine halbe Fuhr Bier; 3. H. 2 Pfund Pf.
Bildschnitzer: ohne Abgabe.
Fleischhacker: K. ^. 23. 4. 7 Pfund Pf. ;K. L. zu 2.2. 2 Pfund Pf.;
zu 23^  4.2 Pfund Pf.; zu 3.9.2 Pfund Pf.; ?. 2.2.30 Pf.; 23.4.80 Pf.;
3. 9. 80 Pf.; l i . N. und p. zusammen 7 Pfund Pf.
Fragner: l i . ^ . 25. 12. I Pfund Pf., 4 Hasen, 3 Rebhühmer; in der
Fasten z/z Schaff «rbsen; 1 Viertel Hafer;«.«. b Schilling Pf. (180 Pf.);
?. zu Fastnacht 3 Schilling Pf. (90 Pf.).
Goldschmiede, Gürtler, Handschuhmacher: ohne Abgabe.
"Hafner: ?. alle Samstage Hüfen.
Huetterer: l i . ^ . 23. 4. 2 Pfund Pfeffer; p. 11.11.1 Pfund Pfeffer
und 10 Pf. (bei der Abgabe an ?. werden auch die Viltzer mitgezählt).
Flluminierer, Köche: ohne Abgabe.
"Frcher: siehe Lederer.
Kramer: l i . ^ . 23. 4. 12 Pf.; ?. 23. 4. 12 Pf.
Kuderwanner: l i . ^ . 2^  2. 4^ Pfund Pf. (120 Pf.), 23.4. ^ Pftmd Pf.
(120 Pf.); 3. 9. H Pftmd Pf. (120 Pf.); X. v . siehe Lederer.
Küfer: ohne Abgabe.
Kürschner: l i . ä. 2. 2. 41 Pf.; 23. 4. 40 Pf.; 8. 9. 40 Pf.;
Lederer.
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Lagler: ohne Abgabe.
Lederer: K.^.2.2. l Pfund Pf.; 23.4. l Pfund Pf.,- S.9. l Pfund Pf.
(zusammen 3 Pfund -- 720 Pf.); K. L. zusammen mit Frchem, Kuder-
wannem und Wrschnern 17 Schilling Pf. (510 Pf.), je ein Teil zu 2. 2.,
23. 4. und 8. 9.
Leinweber, Maler: ohne Abgabe.
Metschenlen: X. ^ . 23. 4. jeder b Schilling Pf. (180 Pf.); X. V.
3 ^ Schilllng Pf. (wohl !05Pf.); p. jeden Sonntag für 2 Pf. Met
(im Jahr 104 Pf.)
Nadler: ohne Abgabe.
*öler: K. ^ . in der Fasten l Lagel ö l , dafür ^ Pfund Pf. (l20 Pf.);
p. in der Fasten 30 Pfund ö l . (p. bezeichnet sie nicht als öler, sondem
als Fleischleute, die ö l verlaufen.)
Riemer, Sagler, Seidenfticker, Schlosser, Schmiede, Schreiner, Schuster:
ohne Abgabe.
Schwertfeger: K. ^ . 23. 4. 60 Pf.; p. 23. 4. 30 Pf.
Steinmetzen, Tuchscherer, Wagner, Wollwürter, Zimmerleute, Zinn-
gieher: ohne Abgabe.
A b g a b e n von P e r s o n e n und K ö r p e r s c h a f t e n :
Juden: K. ^ . 25. 12. 2 Pfund Pfeffer; Oftem 2 Pfund Pfeffer.; I>.
25. 12. l Pfund Pfeffer; Ostern l Pfund Pfeffer. St. Emmeram: I>.
6. l . 50 Pf. Niedermünster: X. ^ . 6. l . 1 Pfund Pf. Obermünster: K.
ß. l . 1 Pfund Pf. Prüll: I». 6. l . 60 Pf.
A b g a b e n f ü r e i n z e l n e W a r e n .
Heringe: K. ^ . für eine Last in der Fasten 12 Stück.
Hausen: l i . ^ . in der Fasten 36 Pf.; ?. 12 Pf.
Holzschiffe: Mittwoch und Samstag eine Grüne.
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